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ZUM GELEIT 


M it dem Zeitpunkt, da die polnische Außenpolitik gegenüber dem national- 
ſozialiſtiſchen Sroßdeutſchen Reich eine neue Richtung einſchlug, hat die 
Weltöffentlichkeit, vor allem aber das deutſche Volk, ein erhöhtes Intereſſe 
für die hiſtoriſchen und geographiſchen Verhältniſſe im deutſchen Often an den 
Tag gelegt. Die deutſche Nation, als die zahlenmäßig größte in Europa, hat 
aber auch ſchon ſonſt allen Anlaß, ſich mit den großen Leiſtungen deutſcher 
Kultur- und Kolonifationsarbeit, die in den vergangenen Jahrhunderten im 
europäiſchen Often bleibende Denkmäler hinterließen, zu befaſſen. Die Zeit- 
ſchrift „Der Deutſche im Often” hat feit ihrem Beſtehen ihre Aufgabe darin 
geſehen, dem deutſchen Leſer eine ſachliche und geſchichtstreue Darſtellung 
über den Kampf und die Erfolge des Deutſchtums im europäiſchen Oſtraum 
während der Vergangenheit und in der Gegenwart zu vermitteln. Deshalb 
war ſie ſchon immer ein Mittel der politiſchen Schulung. Durch die aktuelle 
Lage des deutſch-polniſchen Gegenſatzes, in dem Danzig eine hauptſächliche 
Rolle ſpielt, iſt der Stoff für die vorliegende Zeitfchrift allein ſchon durch 
die Themen des Tages gegeben. Ich erwarte von der vorliegenden Ausgabe 
und den nächſten Monatserſcheinungen der Zeitjchrift, daß fie eine zahlreiche 
Leſergemeinde in Großdeutſchland zum Nutzen einer allgemeinen Aufklärung 


22 


Gauleiter von Danzig. 


D ie politiſchen Ereigniſſe der letzten Monate ſtellen Danzig, die Frage des 
Rorridors, ſowie Geſchichte und Probleme des polniſchen Staates in den 
Mittelpunkt der politiſchen Auseinanderſetzung. Es iſt für den Schulungs⸗ 
leiter unerläßlich, daß er über die Geſamtverhältniſſe in dieſem Raum in 
beſonderem Maße unterrichtet ift. Die Zeitſchrift „Der Deutſche im 
Often” hat in Zufammenarbeit mit berufenen Sachkennern der politiſchen, 
völkiſchen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe die vorliegende Überficht ver- 
fertigt. Dieſer Sonderdruck ermöglicht weitgehend, die oben erhobene Forde— 
rung zu erfüllen. Er iſt deshalb bevorzugt als Material in der 
Schulung zu verwenden. 


Stellvertr. Gauleiter 
Leiter des Sauptſchulungsamtes. 


Wilhelm Zarske 


Danzig - nicht Deutliche Aggreffion, ſondern 
Rechtsanfpruch 


Aber eine Erſcheinung haben ſich die 
Danziger, als ſie ſeit 1920 wider jeg— 
liches Recht und gegen ihren eigenen 
Willen außerhalb des Reichs ihr Leben 
führen mußten, niemals zu beklagen 
gehabt: Daß ſie von der Weltöffentlich— 
keit überſehen wurden. Seit dem 
Tage, da die Laboranten der Berjailler 
Giftküche ihren Hexenbrei brauten, um 
ein zukunftsträchtiges Deutſchland aus 
Europa wegzuzaubern, ſeit dem Tage, da 
die raubgierigen ſogenannten Sieger— 
ſtaaten einem ohnmächtigen und un— 
einigen deutſchen Volk die Flügel be- 
ſchnitten und ihm für immer die Freiheit 
zu nehmen gedachten, ſeit dem Tage, da 
man Europas Landkarte willkürlich än— 
derte, da man mit Gewalt und Willkür 
einer ſchwach gewordenen Nation ewig 
blutende Wunden zu ſchlagen ſich vor— 
nahm, ſeit damals ſchon iſt Danzig ein 
Kuhhandelsobjekt der ſogenannten großen 
europäiſchen Politik geweſen. 

Daß Danzig im Jahre 1920 nicht über— 
haupt den Polen ausgeliefert wurde, daß 
ihm ſeine — wenn auch mit Einſchrän— 
kungen belaſtete, ſo doch eigene — 
deutſche Selbſtändigkeit erhalten blieb, 
verdankt es nur einem Zufall und der 
nicht ganz ſelbſtloſen Laune einiger eng— 
liſcher Politiker. Schon diejenigen, die 
am grünen Tiſch jenen Zwergſtaat 
Danzig ſchufen, — unter ihnen Richter 
über das Schickſal von vielen hundert— 
tauſend Deutſchen, die nicht einmal die 
hiſtoriſchen und geographiſchen Kenntniſſe 
vom Land an der Weichſelmündung be— 
ſaßen — werden wahrſcheinlich ſelbſt ge— 
wußt haben, daß die Freie Stadt Danzig 
als das Ergebnis einer will- 
kürlichen Kompromißformel 
nur eine vorübergehende, pro- 
viſoriſche Erſcheinung ſein 
konnte. Denn Form und Inhalt der 
ſogenannten Freien Stadt Danzig ſtimm— 
ten vom Tage des Entſtehens bis heute 
niemals überein. Wenn von 1920 bis 
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1939 trotzdem die Kataſtrophe vermieden 
wurde, ſo iſt das einesteils ein großer 
Glückszufall und andererſeits ein Ver— 
dienſt derjenigen Danziger Männer, ein- 
ſchließlich derer vor den Nationalſozia— 
liſten, die für den Kampf um die deutſche 
Poſition in Danzig alle Möglichkeiten 
ausnutzten, jeglichen Einſatz in geſchickter 
Weiſe in die Waagſchale warfen, um das 
unförmige Gebilde, ſprich Freie Stadt 
Danzig, mit einem Inhalt auszufüllen, 
der eine Miſchung war von Klugheit und 
Raffineſſe, von deutſchem Opferwillen 
und von Entſagung um höherer Inter— 
eſſen. Das alles geſchah nur um zu retten. 
Denn der Sinn, den die Verſailler Dik— 
tatoren der Exiſtenz eines Danziger 
Stadtſtaates unterſchieben wollten, konnte 
nur der ſein, Danzig einer zwangs— 
läufigen Entwicklung bis zur Kata- 
ſtrophe auszuliefern, um ſie Polen in 
die Hände zu ſpielen. Wenn die 
NSDAP. trotz aller formalen Wider— 
ſtände ihren vorſätzlichen Weg bis zur 
Erreichung ihrer innerpolitiſchen Ziele 
erfolgreich beſchritt, wenn aus einem de— 


mokratiſchen Verfaſſungsſtaat ein autori- 


tär geführter nationalſozialiſtiſcher Gau 
nach reichsdeutſchem Vorbild außerhalb 
der Reichsgrenzen entſtand, ſo iſt das 
entgegen den Anſichten des Auslandes 
kein Beweis dafür, daß nunmehr die Be— 
gründung für die Rückgliederung eines 
bereits nationalſozialiſtiſchen Danzig in 
das nationalſozialiſtiſche großdeutſche 
Reich eingeſchränkt oder gar entfallen iſt. 
Wir wollen vielmehr mit dem Nachweis, 
daß das anormale Rechtsgebäude der 
Danziger Eigenſtaatlichkeit fih als unzu- 
länglich herausſtellte und durch die Wirk— 
lichkeit als längſt überholt gelten kann, 
unſere Forderung unterbauen, daß wie 
in dieſem kleinen Abſchnitt des gegen— 
wärtigen Danziger Lebens die Geſamt— 
lage der Freien Stadt infolge ihrer 
völligen Anormalität eine Reviſion ge— 
radezu erfordert. 


Neben der juriſtiſchen und ökonomi— 
ſchen Anhaltbarkeit des gegenwärtigen 
Zuſtandes ſprechen jedoch vor allem auch 
völkiſche Notwendigkeiten für die Dring— 
lichkeit der Eingliederung einer rein— 
deutſchen Stadt in ein Großdeutſches 
Reich des Grundſatzes, daß alle Deut— 
ſchen eines zuſammenhängenden und ge— 
ſchloſſenen Raumes auch in ein gemein— 
ſames Reich gehören. Die Berufung auf 
das Selbſtbeſtimmungsrecht und der Hin— 
weis, wie unwürdig es für ein 80 Mil- 
lionenreich ſein muß, 400 000 Menſchen 
feiner Nationalität ohne eine hieb- und 
jtichfeite Begründung außerhalb feiner 
Grenzen zu wiſſen, haben Aberzeugungs— 
kraft genug, gegenüber allen auch nur 
anzubringenden Einwänden den kriſtall— 
klaren und logiſchen deutſchen morali— 
ſchen und Rechtsanſpruch zu erhärten. 

Die Linien der reichsdeutſchen und 
Danziger Politik, ſeitdem dieſe von 
Nationalſozialiſten verantwortet wurde, 
beweiſen die Friedfertigkeit der deut— 
ſchen Abſichten mit der als beſtändig ge— 
dachten Verſtändigungspolitik gegenüber 
dem polniſchen Nachbarn. 

Als die NSDAP. im Jahre 1930, 
alſo noch vor der Machtübernahme im 
Reich und in Danzig unter der ener— 
giſchen und zielbewußten Führung des 
von Adolf Hitler nach Danzig entſandten 
Gauleiters Albert Forſter, ihren politi— 
ſchen Weg bis zur Abernahme der Ver- 
antwortung zu beſchreiten begann, ſtellte 
ſie von vornherein die in der Danziger 
Bevölkerung ſchon immer vorhanden ge— 
weſene Loſung: „Zurück zum Reich“ als 
politiſche Zielſetzung auf. Dieſe an 
keinen Termin, wohl aber an die 
Erreichung des Ziels gebundene For— 
derung, war ebenſo ein Element der 
nationalſozialiſtiſchen Politik wie der 
ehrliche Wunſch, mit Polen für 
die Dauer in Frieden zu leben. 
Die vom Führer bereits nach ſeinem 
Machtantritt eingeleitete Friedenspoli— 
tik mit ſeinem Nachbarn, legte der Freien 
Stadt Danzig die harte Verpflichtung 
auf, unter Verzicht auf die Fortſetzung 
der von den marxiſtiſchen und bürgerlichen 
Vorregierungen als Erbe übernomme— 
nen Danzig-polniſchen Streitigkeiten und 
über die elementar vorhandenen Gegen— 
ſätze und natürlicherweiſe auseinander— 


laufenden Intereſſen hinweg, eine Zu— 
ſammenarbeit mit Polen zu verſuchen. 
Danzigs Verſtändigungspolitik mit 
Polen und der Zehnjahrespakt des Füh— 
rers mit Pilſudſki im Hintergrund, ent— 
jprangen dem ehrlichen und aufrichtigen 
Bemühen trotz der als hiſtoriſch bekann— 
ten gegenſeitigen Animoſität der beiden 
Nationalitäten, trotz der ſeit der Schaf— 
fung des auch auf Koſten deutſchen Ve- 
ſitzes neu entſtandenen polniſchen Staates 
datierenden ungelöſten Probleme, die 
bis dahin mit der europäiſchen Nad- 
kriegsſituation verwachſenen chroniſchen 
deutſch-polniſchen Spannungen durch ein 
poſitives, konſtruktives Konzept, dem 
beiderſeitig nüchterne, verſtandsmäßige 
Aberlegungen zu Grunde liegen ſollten, 
zu neutraliſieren. Der von Adolf Hitler 
ſo plötzlich herbeigeführte und für die 
Weltöffentlichkeit überraſchende Stel— 
lungswechſel der alten deutſchen Hal— 
tung gegenüber Polen, war eine Tat 
politiſcher Weisheit des Führers und 
die Realifierung des für die internatio- 
nale Politik revolutionierend wirkenden 
Schrittes ſollte mit aller Anſtändigkeit 
und Lauterkeit erfolgen. Das Vorhan— 
denſein berechtigter deutſcher Forderun— 
gen an Polen iſt deutſcherſeits nie be— 
ſtritten worden. Die vorläufige Verta- 
gung der ungelöſten Probleme ſollte nicht 
bedeuten, daß auf der Grundlage des 
befriedeten Verhältniſſes zwiſchen Ber— 
lin und Warſchau eine friedliche Klä— 
rung nicht hätte erfolgen ſollen und 
können. Die geſamte nationalſozialiſtiſche 
Außenpolitik des Führers hatte von An— 
fang an die Zielſetzung, das Verſailler 
Anrecht gutzumachen. Deshalb mußte es 
dem Partner der deutſchen Außenpolitik, 
der Republik Polen, klar ſein, daß ein 
gutes deutſch-polniſches Verhältnis auf 
keinen Fall gleichzuſetzen wäre mit einer 
Verewigung der unhaltbaren Grenzver— 
hältniſſe im deutſchen Oſten. Das Reich 
hat niemals verkündet, daß es mit ſeinem 
Freundſchaftsangebot gleichzeitig auch die 
Garantie für die Erhaltung eines es 
ſelbſt treffenden Anrechts abgibt. Die 
deutſchen Anſprüche, wie ſie in dem groß— 
zügigen Angebot des Führers an die 
Adreſſe Polens offiziell formuliert 
waren, ſind nämlich keine imperialiſtiſchen 
Forderungen auf fremdes Territorium, 
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ſondern follen der Herſtellung eines nor- 
malen Zuſtandes dienen, durch den erſt 
die Gewähr einer dauernden, und nicht 
mehr vorübergehenden Befriedung ge— 
ſchaffen werden kann. Es iſt eine vage 
durch nichts zu beweiſende Behauptung, 
daß der Wunſch der Danziger, zum 
Reich zu gehören und das Wort des 
Führers, dieſen Wunſch zu erfüllen, ein 
Ausdruck des ſogenannten deutſchen 
Machthungers und wieder einmal ein 
„typiſcher Fall deutſcher Welteroberung“ 
ſein ſoll. Die jetzt von London und 
Paris vertretene Anſicht, Polens Be— 
ſtand, würde durch die Zugehörigkeit 
Danzigs zum Reich gefährdet ſein, iſt 
ganz jungen Datums. Maßgebliche le— 
bende engliſche und franzöſiſche Poli— 
tiker können zu Dutzenden als Kron— 
zeugen zitiert werden, in welchem Am— 
fang die europäiſche Stimmung 
für den deutſchen Anſpruch auf Danzig 
und den Korridor ſeit Jahren bereits 
vorbereitet war. 

Erſt mit dem Start der von England 
angeführten Einkreiſungspolitik hat der 
lokaliſierte Fall Danzig ſeine deutſch— 


polniſche Begrenztheit verloren und iſt 
nur als Mittel zum Zweck und nicht aus 
ſachlicher Berechtigung zu einem Inſtru— 
ment der deutſchfeindlichen Aktionen 
Englands gemacht worden. 

Weil das Recht auf der Seite der 
Danziger liegt und weil das ſtarke und 
mächtige Reich durch den Mund des 
Führers der deutſchen Bevölkerung ſeine 
Anterſtützung für die Erfüllung des 
Wunſches der Danziger zugeſagt hat, 
lebt die Danziger Bevölkerung in der 
Gewißheit, daß die widerſinnigen Gren— 
zen fallen werden, auch ſchon deshalb, 
damit Danzig nicht mehr das Streitob— 
jekt der internationalen Politik und 
einen Punkt der Gefährdung des Welt— 
friedens bilden kann. Die wahnfinnige 
Vorſtellung polniſcher Staatsmänner und 
Militärs, die Völker der Erde werden 
fih wegen unbegründeter polniſcher An- 
ſprüche auf Danzig in eine Kataſtrophe 
zwingen laſſen, kann nicht als Realität 


gewertet werden, wenn die Weltge— 
ſchichte und die Lehren des letzten 
Krieges nicht ihren Sinn verlieren 
ſollen. 


Ernft Albert 


Danzigs Wirtſchaftskampf 


Die Bilanz einer zwanzigjährigen Wirtfchaftsgemeinfchaft mit Polen 


Wie alle anderen Teile der deutſchen 
Bevölkerung Danzigs hat in jenen bitter- 
ſchweren Monaten beim unglücklichen 
Ende des Weltkrieges auch die Danziger 
Wirtſchaft ihre Stimme zu feier- 
lichem Proteſt gegen die Loslöſung 
Danzigs vom Deutſchen Reiche erhoben. 
Wie alle anderen Proteſte iſt auch dieſer 
ohne Erfolg geweſen: im Zeitalter des 
Selbſtbeſtimmungsrechts der Völker iſt 
das deutſche Danzig ohne Befragung 
ſeiner Bevölkerung vom Deutſchen Reiche 
durch den „Friedensvertrag“ von Ver— 
ſailles abgetrennt worden. Iſt es der 
Verſuch geweſen, das dem ganzen deut— 
ſchen Volke und insbeſondere den 400 000 
deutſchen Danzigern durch dieſen Will— 
kürakt zugefügte Anrecht zu beſchönigen, 
oder haben die für die Loslöſung Dan— 
zigs vom deutſchen Mutterlande Verant— 
wortlichen tatſächlich geglaubt, das Rad 
der Geſchichte um Jahrhunderte zurück— 
drehen zu können, als fie in ihrer Ant- 
wortnote an die deutſche Friedensdelega— 
tion vom 16. Juni 1919 unter Hinweis 
auf den Wohlſtand Danzigs in der Hanfe- 
zeit einem vom Deutſchen Reich losge- 
löften und in enge Wirtſchaftsbeziehun— 
gen zu Polen geſetzten Danzig eine neue, 
große Handelsblüte verhießen? 

Es iſt keine leichte Aufgabe für die 
Danziger Wirtſchaft geweſen, die ſich aus 
der Loslöſung Danzigs vom Deutſchen 
Reich und damit durch die Ausgliederung 
Danzigs aus dem reichsdeutſchen Wirt— 
ſchaftskörper zwangsläufig ergebenden 
Folgerungen zu ziehen. So ehrlich der 
Wunſch der Danziger Wirtſchaft war, 
trotz Verſailles engſte Beziehungen zur 
deutſchen Wirtſchaft auch weiterhin zu 
unterhalten, ſo aufrichtig war ihr Stre— 
ben, den Aufgabenkreis, vor den die Dan- 
ziger Wirtſchaft durch das Diktat von 
Verſailles geſtellt worden war, voll und 
ganz zu erfüllen. 


Danzigs Hafen und Handel glaub- 
ten in jenen erſten Nachkriegszeiten einen 
beſonderen Optimismus vertreten zu 
können. Der Danziger Hafen ſollte 
fortan Polens freier und ſiche⸗ 
rer Zugang zum Meere ſein, ſollte 
als Polens einziger freier Zugang 
zur See und damit zum Weltmarkt eine 
Monopolſtellung im Rahmen des 
polniſchen ſeewärtigen Außenhandels 
haben. Der Danziger Handel zögerte 
nicht einen Augenblick, ſeine ganze Kraft 
und Initiative dieſer neuen Aufgabe zur 
Verfügung zu ſtellen. Zahlreiche Import— 
und Exportfirmen öffneten damals in 
Danzig ihre Büros, eine Reihe von 
Großbanken errichtete in Danzig Zweig— 
niederlaſſungen: Danzig, vor Jahrhun— 
derten die „Königin der Weichſel“, war 
entſchloſſen, wiederum der Mittler zwi— 
ſchen Süd und Nord, Oſt und Weſt zu 
werden. 

Schwieriger und komplizierter war die 
Lage der Danziger Induſtrie. Große 
ſtaatliche Induſtriebetriebe, wie die Kai— 
ſerliche Werft, die Gewehrfabrik, die 
Eiſenbahnhauptwerkſtätte, die Artillerie- 
Reparaturwerkſtätte, ſtanden vor der 
Frage, was aus ihnen werden ſolle. 
Andere Induſtriebetriebe, die ſich bis da— 
hin weitgehender Auftragsunterſtützung 
durch das Deutſche Reich zu erfreuen ge— 
habt hatten, ſorgten ſich darum, ob nun 
der polniſche Staat entſprechend als Auf- 
traggeber in Erſcheinung treten würde, 
ſobald die Freie Stadt Danzig in die 
Zollgrenzen Polens einbezogen ſein 
würde. 

Auch die Danziger Induſtrie hat nicht 
gezögert, ſich in weitem Amfange auf die 
neuen Verhältniſſe umzuſtellen. Die Rai- 
ſerliche Werft wurde vor dem Tode der 
Verſchrottung bewahrt, indem ſie unter 
Beteiligung franzöſiſchen, engliſchen, Dan- 
ziger und polniſchen Kapitals in eine 
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Aktiengeſellſchaft umgewandelt wurde. 
Die Räume der übrigen ehemals jtaat- 
lichen Induſtrie wurden ſehr bald von 
privaten gewerblichen Anternehmungen 
in Anſpruch genommen. Gefördert durch 
die zunehmende Geldentwertung, ſtieg die 
Zahl der Induſtrie-Neugründungen in 
ſtärkſter Weiſe. Anter dem Schutze des 
hochprotektioniſtiſchen polniſchen Zoll— 
tarifs glaubte die junge Danziger Indu— 
ſtrie, Polen mit hochwertigen 
Danziger Induſtrieerzeugniſ— 
ſen beliefern zu können, ein Streben, 
das die polniſche Regierung zunächſt da— 
durch förderte, daß Maſchinenanlagen für 
derartige Danziger Induſtriebetriebe für 
gewiſſe Zeiträume zollfrei nach Danzig 
bezogen werden durften. 

Während ſich alſo Danzigs Hafen, 
Handel und Induſtrie zu großen Hoff— 
nungen berechtigt glaubten, ſah ſich die 
Danziger Landwirtſchaft durch die 
Loslöſung Danzigs vom Deutſchen Reich 
und ſeine Einbeziehung in die Zollgrenzen 
Polens in eine wenig hoffnungsvolle 
Lage verſetzt. Die leiſtungsfähige Dan— 
ziger Landwirtſchaft, die bis dahin ihren 
Abſatzmarkt im Deutſchen Reiche 
gehabt hatte, war jetzt lediglich auf den 
Danziger Markt angewieſen, auf 
einen engen Abſatzmarkt, der nunmehr 
durch das Agrarland Polen mit land- 
wirtſchaftlichen Erzeugniſſen zu Preiſen 
überſchwemmt werden konnte, die unter 
den Geſtehungskoſten der Danziger Land— 
wirtſchaft lagen. So ballten ſich von vorn— 
herein über der Danziger Landwirtſchaft 
ſchwerſte Sorgen zuſammen. 

In Ausführung des Warſchauer 
Abkommens vom 24. Oktober 1921 
fielen am 10. Januar 1922 die Zoll- 
grenzen zwiſchen der Freien Stadt 
Danzig und der Republik Polen. Der 
polniſche Zolltarif und die pof- 
niſche Zollgeſetzgebung waren damit 
auch für das Gebiet der Freien Stadt 
Danzig und ſeine deutſche Bevölkerung 
maßgebend geworden. Drei Monate 
ſpäter, am 1. April 1922, fielen die 
Beſchränkungen im Warenver⸗ 
kehr zwiſchen der Freien Stadt Dan— 
zig und der Republik Polen. Danzig 
lebte fortan in Zoll; und 
Wirtſchaftsgemeinſchaft mit 
Polen: Der Weg zu der „neuen, 
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großen Handelsblüte“ Dan- 
zigs war frei! 

Seither ſind nahezu zwei Jahrzehnte 
vergangen, eine kurze Zeit, gemeſſen mit 
dem Maßſtab jahrhundertelanger Ge- 
ſchichte, und dennoch endlos lang für die— 
jenigen, die auf die Erfüllung jener Ver— 
heißung der alliierten und aſſoziierten 
Mächte glaubten warten zu ſollen. Die 
„neue Handelsblüte“ Danzigs 
iſt ausgeblieben. Seitdem Danzig 
vom deutſchen Mutterland getrennt 
wurde, hat die Danziger Wirtſchaft auf 
das ſchwerſte um ihr Leben ringen müſ— 
ſen. Nur zu raſch wurde es der Danziger 
Wirtſchaft klar, daß in zahlloſen Fällen 
die Intereſſen und Zielſetzun— 
gen Polens andere waren als die— 
jenigen der Freien Stadt Danzig 
und daß in ſolchen Situationen Polen 
um ſo eher auf eine Rückſichtnahme auf 
die anders gelagerten Vorausſetzungen 
für die Arbeit der Danziger Wirtſchaft 
zu verzichten bereit war, als die Ein— 
flußnahme des Staates auf das polniſche 
Wirtſchaftsleben ſich zu einem eindeuti— 
gen „Etatismus“ ſteigerte. Der pol- 
niſche Staat übernahm die Lenkung des 
Außenhandels Polens. Auch die Dan— 
ziger Wirtſchaft hat ſich hierauf ein— 
ſtellen müſſen. Gewiß, eine jede Anlauf— 
zeit im wirtſchaftlichen bzw. wirtſchafts— 
politiſchen Aufbau eines jungen Staates 
birgt mancherlei Schwierigkeiten in ſich, 
enthält eine gewiſſe Anſtetigkeit und An— 
überſichtlichkeit auf dem Gebiete des Zoll— 
tarifweſens, der Ein- und Ausfuhrpoli— 
tik uſw. Die Danziger Wirtſchaft hat 
hierunter ſtark gelitten. Doch dies war 
ſchließlich nicht von ausſchlaggebender 
Bedeutung für die Entwicklung der Dan— 
ziger Wirtſchaft ſeit ihrer Ausgliederung 
aus dem Wirtſchaftsverbande des Deut— 
ſchen Reiches, entſcheidend war viel— 
mehr die Frage, welche Haltung 
der polniſche Staat der Dan- 
ziger Wirtſchaft gegenüber 
einnehmen würde. Der Kampf, 
den die Danziger Wirtſchaft ſeit Einbe— 
ziehung der Freien Stadt Danzig in die 
Zollgrenzen Polens um ihre Exiſtenz— 
fähigkeit zu führen gezwungen war, gibt 
eine eindeutige Antwort hierauf. 

Am ſchwerſten iſt um das Schickſal des 
Danziger Hafens gerungen wor— 


den, dieſes Hafens, der Polens einziger 
freier Zugang zum Meere fein jollte. 
Kaum ift der Schatten des Weltkrieges 
über Polen verflogen, faum ift Polen ans 
Werk gegangen, feinen Außenhandel auf- 
zubauen, um ihm als Hauptweg die Süd— 
Nord-Richtung zuzuweiſen, da holt es be- 
reits zu einem ſchweren Schlage gegen 
Danzig und ſeine Wirtſchaft aus: vor 
den Toren Danzigs, in noch nicht 20 km 
Entfernung von der Einfahrt in den 
Danziger Hafen, errichtet Polen unter 
großen Schwierigkeiten einen eigenen 
Hafen: Gdingen. Nicht die Wirt- 
ſchaft Polens hat den Wunſch gehabt, 
unter Aufbringung von Hunderten von 
Millionen Zloty in wirtſchaftlich ſchwer— 
ſter Zeit einen neuen Hafen zu erhalten, 
die Wirtſchaft Polens fand im 
Danziger Hafen alles vor, was ſie 
damals benötigte. Der polniſche Staat 
war es, der unter geſchickter Vermiſchung 
politiſcher und wirtſchaftlicher Argumente 
dazu überging, den Staatshafen Gdingen 
zu erbauen, der polniſche Staat war es, 
der die ihm zur Verfügung ſtehenden 
Machtmittel bedenkenlos einſetzte, um 
dem von ihm erbauten Staatshafen 
Gdingen ſo raſch als irgend möglich den 
erſten Platz im polniſchen jee- 
wärtigen Warenverkehr zuzu- 
weiſen, der gleiche Staat, dem die 
alliierten und aſſoziierten Mächte zur 
Benutzung des Danziger Hafens als 
Polens „einzigem“ freien Zugang zum 
Meere eine Fülle bedeutſamſter Rechte 
übertragen hatten, dem andererjeits be— 
reits am 15. Auguſt 1921 durch den da— 
maligen Hohen Kommiſſar des Völker— 
bundes in Danzig, den Engländer Sir 
Richard Haking, die Verpflichtung 
auferlegt wurde, vollen Gebrauch 
vom Danziger Hafen zu machen 
(“to make full use of the port of Dan- 
zig”). 

Es iſt heute müßig, die Frage aufzu— 
werfen, welche Wege die polniſche Außen— 
handelswirtſchaft beſchritten hätte, wenn 
der deutſch-polniſche Zollfrieg 
im Jahre 1925 und namentlich der eng- 
liſche Bergarbeiterſtreik im 
Jahre 1926 nicht ausgebrochen wären. 
Tat ſſache ift, daß Polen durch die ſyſte— 
matiſche Lenkung ſeines Außenhandels es 
fertig bekommen hat, einen überraſchend 


hohen Prozentſatz ſeines Außenhandels— 
verkehrs über die Seegrenze zu leiten. 
Tatſache iſt ebenfalls, daß dank ein— 
ſeitiger Begünſtigungspolitik zum Nach— 
teile Danzigs der polniſche Staatshafen 
Gdingen in von Jahr zu Jahr ſtärkerem 
Maße zu einer unverkennbaren 
Bedrohung des Danziger Ha— 
fens und der Danziger Wirt— 
ſchaft wurde: das „Schwert von 
Gdingen“, wie die polniſche Preſſe den 
Hafen vor den Toren Danzigs bezeich— 
nete, begann zu wirken. 

Als im Mai 1930 die Danziger Re— 
gierung mit ihrem Klageantrag in 
Sachen Gdingen den Schutz des Völ— 
kerbundes anrief, um dem Danziger 
Hafen zu ſeinem Lebensrecht zu verhelfen, 
war der Danziger Hafen mit 69,2 v. H., 
der Gdinger Hafen mit 30,8 v. H. am ſee— 
wärtigen Warenverkehr über die Danzig— 
polniſche Seegrenze beteiligt. Drei Jahre 
hindurch hat der Rechtsſtreit Danzig — 
Gdingen den Völkerbund beſchäftigt, Gut— 
achten über Gutachten wurden durch ihn 
angefordert und ihm erjtattet, und das 
Ergebnis? Im Jahre 1933 betrug der 
Geſamtumſchlag im Danziger Hafen 
5,15 Millionen Tonnen, im Hafen von 
Gdingen dagegen bereits 6,10 Mil— 
lionen Tonnen. Der polniſche 
Staatshafen Gdingen hatte 
damit erſtmalig den Danziger 
Hafen überholt! Während dem 
Danziger Hafen ein kataſtrophaler Nie- 
dergang vorbehalten war, wuchs der 
Hafen von Gdingen in ſeinem Verkehr 
von Jahr zu Jahr. Während gering- 
wertige Maſſengüter das Bild 
der Struktur des ſeewärtigen Warenver— 
kehrs über Danzig beherrſchten, kon— 
zentrierte die polniſche Regierung den 
Verkehr wertvoller Stückgüter 
im Hafen von Gdingen. Es konnte 
kein Zweifel mehr daran aufkommen: der 
Danziger Hafen war vom Handelshafen 
und Stapelplatz zum Speditionshafen 
für den Tranſitverkehr in erſter Linie ge— 
ringwertiger Maſſengüter abgeſtiegen, 
war nur noch der „Ergänzungs— 
hafen“ für den polniſchen Staatshafen 
Gdingen. 

Auch dem Danziger Handel ſind ſeit 
der Einbeziehung Danzigs in die Zoll— 
grenzen Polens ſchwere Enttäuſchungen 
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nicht erſpart geblieben. Je ſtärker der pol- 
niſche Staat feinen Einfluß auf den Um- 
fang und die Zuſammenſetzung des pol- 
niſchen Außenhandels geltend machte, um 
fo enger wurde das Arbeitsfeld des Dan- 
ziger Handels. Es mag im polniſchen 
Intereſſe gelegen haben, mit Rückſicht auf 
die Handelsbilanz Polens die Einfuhr 
nach Polen zu reglementieren und zu kon— 
tingentieren, um andererſeits durch Stan- 
dardifierung die Ausfuhr aus Polen in 
ihrem Wert zu ſteigern, durch Gründung 
von zahlreichen Syndikaten die Orga— 
niſation des Ausfuhrhandels in ſtärkerem 
Maße unter die Kontrolle des polniſchen 
Staates zu bringen, für den Danziger 
Handel mußten alle derartigen Maß— 
nahmen der polniſchen Regierung immer 
wieder zu einer bedrohlichen Kürzung 
ſeines Aktionsradius werden. So konnte 
es nicht überraſchen, daß nicht nur manche 
Inflationsgründungen, ſondern auch zahl- 
reiche der im Glauben an die Möglichkeit 
einer ſtarken Aufwärtsentwicklung des 
Danziger Handels gegründeten ernſthaf— 
ten Im⸗ und Exportfirmen nur zu bald 
ihre Kontore wieder ſchloſſen. 

Die gleichen Enttäuſchungen hat auch 
die Danziger Induſtrie erfahren. 
Großinduſtrielle Betriebe, die wie z. B. 
die Schiffsbauinduſtrie vor dem Kriege 
Tauſende von Facharbeitern beſchäftigt 
hatten, hatten in der Nachkriegszeit 
jahrelang größte Mühe, auch nur für 
einige hundert Arbeiter Aufträge zu be— 
ſchaffen, da die ungünſtige konjunkturelle 
Lage nicht unweſentlich dadurch verſchärft 
wurde, daß der polniſche Staat und die 
polniſche Wirtſchaft in keinem größeren 
Amfange als Auftraggeber in Erſcheinung 
treten konnten oder wollten. 

Doch auch die junge Danziger 
Induſtrie ſah ſich nur zu raſch in 
ihrem Optimismus getäuſcht. Man hatte 
die Konſumſtärke der Bevölkerung Polens 
in der erſten Nachkriegszeit erheblich 
überſchätzt. Aberdies trat der Wunſch und 
Wille der polniſchen Regierung deutlich 
zu Tage, die eigene polniſche In- 
duſtrie ſoweit als irgend möglich zu 
fördern, eine Tendenz, die nach Aus- 
bruch des deutſch⸗-polniſchen 
Zollkrieges im Sommer 1925 noch 
erheblich verſtärkt wurde. Auch auf 
dem Gebiete der Induſtrie kannte die pol— 
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niſche Regierung nur zu bald ausſchließ— 
lich die polniſchen Intereſſen, auch 
wenn deren Wahrnehmung zum Nachteile 
für die Danziger Induſtrie werden mußte. 


Aus der Fülle des Materials zu dieſer 
Frage ſei ein Beiſpiel an dieſer 
Stelle herausgegriffen: In den erſten 
Nachkriegsjahren hatte ſich in Danzig in 
den Räumen der früheren Gewehrfabrik 
eine ſehr beachtliche tabak verarbei- 
tende Induſtrie entwickelt, die für 
die Ausfuhr nach Polen und den Rand- 
ſtaaten tätig war. Die Errichtung des 
Tabakmonopols in Polen hatte 
die ſtärkſte Heraufſetzung des Einfuhrzolls 
für Rohtabak, der nicht für Monopol- 
betriebe beſtimmt war, zur Folge. Es 
blieb der Danziger Regierung nichts 
anderes übrig, als für das Gebiet der 
Freien Stadt Danzig ebenfalls ein 
Tabakmonopol zu errichten und ſich 
lediglich auf die Herſtellung der für das 
eigene Tabakmonopol erforderlichen Er— 
zeugniſſe zu beſchränken. Die Tätigkeit 
der privaten Danziger Tabakinduſtrie 
hörte damit automatiſch auf. 

Einen ſchweren Stoß erhielt die 
Danziger Induſtrie, als Polen in Aus- 
wirkung des deutſch-polniſchen Zollkrieges 
in den Jahren 1925 und 1926 fidh zu einer 
Abwertung des Zloty, der im 
Jahre 1924 auf Goldbaſis errichtet war, 
entſchließen mußte. Die Danziger Wirt- 
ſchaft im allgemeinen und die Danziger 
Induſtrie, die am polniſchen Geſchäft be— 
teiligt waren, im beſonderen haben in 
jenen Monaten Ver luſte erlitten, die 
von ſachkundiger Seite damals auf nahe— 
zu 20 Millionen Danziger Goldgulden 
veranſchlagt wurden. 

Aus der Verſteifung der politiſchen Ve- 
ziehungen zwiſchen Polen und dem Deut— 
ſchen Reich feit dem Ausbruch des deutſch— 
polniſchen Zollkrieges und der beträcht— 
lichen Ausdehnung der polniſchen In— 
duſtrie ergaben ſich immer neue Hemm— 
niſſe für die Danziger Induſtrie. Hatte 
die polniſche Regierung in Würdigung 
der beſonderen Lage und des be- 
ſonderen Charakters der Dan- 
ziger Induſtrie im Warſchauer Abkommen 
vom 24. Oktober 1921 Danzig das Recht 
eingeräumt, zur Deckung des eigenen Be— 
darfs der Danziger Induſtrie, des Dan— 
ziger Handwerks und der Danziger Land— 


wirtſchaft im Rahmen ihrer Produktions— 
fähigkeit ebenſo wie zur Deckung des Be— 
darfs der Danziger Bevölkerung unab— 
hängig von allen polniſchen Einfuhr— 
verboten die ſogenannten Eigenbe— 
darfskontingente aus dem Aus— 
lande zu beziehen, ſo ging Polen nunmehr 
dazu über, dieſes für die Danziger Wirt— 
ſchaft lebenswichtige Eigenrecht zu unter- 
höhlen. Zolltarifariſche Maßnahmen wur— 
den durch die polniſche Regierung zu 
dieſem Zwecke getroffen, man ſchreckte 
ſchließlich nicht mehr davon zurück, eine 
weitgehende Diffamierung Dan— 
ziger Erzeugniſſe einzuleiten, um 
alle Danziger Waren, die unter Be— 
nutzung von auf Eigenbedarfskontingent 
bezogenen Rohſtoffen oder Halbfabrifa- 
ten hergeſtellt waren, als Schmuggelware 
in polniſchen Geſchäften zu beſchlag— 
nahmen. Sogar der Warſchauer Rund— 
funk mußte gelegentlich dazu herhalten, 
die Bevölkerung Polens vor dem Bezug 
Danziger Erzeugniſſe zu warnen. Eine 
derartige Boykotthetze mußte jelbit- 
redend zu ſchwerſter Gefährdung der 
Exiſtenz der Danziger Induſtrie werden. 
Lediglich aus dem Zwange der Verhält— 
niſſe heraus unterwarf ſich ein Teil der 
Danziger Induſtrie den von der polni— 
ſchen Regierung im Gebiet der Freien 
Stadt Danzig vertragswidrig eingeführ- 
ten ſogenannten „Zollkontrollen“, die zu 
einer finanziellen Belaſtung dieſer Dan- 
ziger Betriebe wurden und überdies ganz 
offenſichtlich eine beſonders wirkungsvolle 
Form von Wirtſchaftsſpionage 
darſtellten. 


Es bedarf keiner beſonderen Hervor— 
hebung, daß dieſes Vorgehen der polni— 
ſchen Regierung zu einem unerträg— 
lichen Alpdruck für die Dan— 
ziger Induſtrie wurde, deren Sor— 
gen ſich in dem Maße ſteigerten, in dem 
trotz aller vertraglichen Beſtimmungen 
über die Danzig-polniihe Wirtſchafts⸗ 
gemeinſchaft immer neue Mauern 
zwiſchen der Danziger Induſtrie und 
dem polniſchen Markt errichtet wurden. 


Einzig und allein die Danziger Land- 
wirtſchaft hatte ſich in der Beurteilung 
ihrer Ausſichten ſeit der Loslöſung Dan- 
zigs vom Deutſchen Reiche nicht ge— 
täuſcht. Die Danziger Landwirtſchaft, die 


durch den Verluſt des deutſchen Abſatz— 
marktes einerſeits, durch die Konkurrenz 
der polniſchen Landwirtſchaft andererſeits 
von vornherein ſchwerſten Lebensbedin— 
gungen ausgeſetzt war, rang von Jahr zu 
Jahr ſtärker um ihr Leben. Polen war 
nicht in der Lage, wertvolles Zucht— 
material der Danziger Landwirtſchaft ab- 
zunehmen, wohl aber ermöglichte der 
Fortfall der Danzig-polniſchen Wirt- 
ſchaftsgrenze der polniſchen Landwirt- 
ſchaft, ſich den Abſatz ihrer Erzeugniſſe auf 
dem Danziger Markt zu ſichern. Weil die 
polniſche Landwirtſchaft mit weſentlich 
niedrigeren Löhnen zu arbeiten vermochte, 
weil ſie mit erheblich geringeren ſozialen 
Abgaben belaſtet war, in geringerem 
Maße auf den Einſatz landwirtſchaftlicher 
Maſchinen eingeſtellt war, konnten 
namentlich in der Zeit nach der Abwer— 
tung der Zloty-Währung die Geſtehungs— 
koſten der polniſchen Landwirtſchaft be- 
trächtlich niedriger ſein als diejenigen der 
Danziger Landwirtſchaft. Da überdies 
das Preisniveau für landwirtſchaftliche 
Erzeugniſſe in Polen entſprechend der 
Konſumfähigkeit der Bevölkerung Polens 
außerordentlich niedrig war, bot Dan- 
zig als Abſatzmarkt der polni⸗ 
ſchen Landwirtſchaft einen be- 
ſonderen Anreiz. So ergoß ſich ein 
breiter Strom von landwirtſchaftlichen 
Erzeugniſſen aus Polen nach Danzig und 
engte die Abſatzfähigkeit von Erzeugniſſen 
der Danziger Landwirtſchaft in gefähr— 
lichſtem Amfange ein. Angeſichts dieſer 
Situation war eine zunehmende 
Verſchuldung der Danziger 
Landwirtſchaft unausbleiblich. Eine 
Zwangsverſteigerung nach der anderen 
war die Folge, unaufhörlich ſtieg 
die Notlage der Danziger 
Landwirtſchaft. 

Dies war die Entwicklung der Dan— 
ziger Wirtſchaft ſeit ihrer Einbeziehung 
in die Zollgrenzen Polens bis zum Aus- 
gang des Jahres 1932. Von Jahr zu Jahr 
war die Sorgenlaſt der Danziger Wirt— 
ſchaft geſtiegen, von Jahr zu Jahr hatte 
das Geſpenſt der Arbeitsloſigkeit ſein 
Haupt höher gereckt, bis im Januar 1933 
die Fieberkurve der Danziger Wirt— 
ſchaft ihren Höhepunkt erreichte. Bei 
einer Geſamtbevölkerung von rund 
410 000 Köpfen im Gebiet der Freien 
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Stadt Danzig waren am 31. Januar 1933 
beim Landesarbeitsamt der Freien Stadt 
Danzig nicht weniger als 40 726 Arbeits- 
loſe gemeldet! So ſah damals die „neue, 
große Handelsblüte“ aus, die die alliier- 
ten und affoziierten Mächte am 16. Juni 
1919 einem vom Deutſchen Reich losge- 
löſten und in enge wirtſchaftliche Bezie— 
hungen zu Polen geſetzten Danzig ver— 
heißen hatten! 

Es hat ſchwerſter Arbeit, ſtärkſter Ini— 
tiative und großer Opfer bedurft, eine 
Geſundung der Danziger Wirt- 
ſchaft herbeizuführen. Die NSDAP., 
die am 20. Juni 1933 die Macht auch im 
Gebiet der Freien Stadt Danzig über— 
nahm, hat dieſe Aufgabe mit ungeheurer 
Energie aus ſtärkſtem Verantwortungs— 
bewußtſein heraus angepackt. Die natio- 
nalſozialiſtiſche Regierung Dan— 
zigs hat keinen Augenblick gezögert, um 
auf allen den Gebieten, auf denen ſie die 
Möglichkeit hierzu beſaß, unverzüglich 
alle Maßnahmen zu ergreifen, um die 
Danziger Wirtſchaft wieder lebensfähig 
zu geſtalten. Der Induſtrie und dem Ge— 
werbe wurden umfangreiche öffentliche 
Aufträge erteilt, zur Rettung der Dan— 
ziger Landwirtſchaft wurde eine umfang- 
reiche Entſchuldungsaktion durchgeführt 
und darüber hinaus eine Marktregulie— 
rung vorgenommen, um durch eine geſunde 
Preispolitik die Arbeitsfähigkeit der 
Danziger Landwirtſchaft aufrecht zu er- 
halten. 

Doch dies allein konnte nicht aus— 
reichend ſein. Hat die Danziger Wirt— 
ſchaft ſtets ein Intereſſe an der Zuſam— 
menarbeit mit der Wirtſchaft des Weich— 
jellandes gezeigt, jo hat dieſes Intereſſe 
durch die Einbeziehung Danzigs in die 
Zollgrenzen Polens und die Errichtung 
einer Danzig-polniſchen Wirtſchaftsge— 
meinſchaft zwangsläufig eine erhebliche 
Steigerung erfahren. Aus der Erkennt— 
nis dieſer Lage heraus hat die national— 
ſozialiſtiſche Regierung Danzigs nicht ge— 
zögert, den Verſuch zu unternehmen, die 
in den vorangegangenen Jahren errich— 
teten Hinderniſſe zwiſchen der Freien 
Stadt Danzig und Polen zu beſeitigen, 
und iſt nicht davor zurückgeſchreckt, zur 
Erreichung dieſes Zieles auch große Opfer 
auf fih zu nehmen. Die Danzig-pol— 
niſche Verſtändigungspolitik 
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wurde angebahnt: Als erſtes Problem 
wirtſchaftlichen Charakters iſt noch im 
Sommer 1933 die Frage nach der Aus- 
nutzung des Danziger Hafens 
durch Polen angepackt und geregelt 
worden. Am 5. Auguſt 1933 bereits 
wurde zwiſchen Danzig und Polen ein 
Abereinkommen erzielt, für deſſen Dauer 
Danzig feinen Rechtsanſpruch auf „volle 
Ausnutzung“ des Danziger Hafens durch 
Polen auf ſich beruhen läßt, um ſich mit 
der Verpflichtung Polens zu be— 
gnügen, dem Danziger Hafen fortan die 
„gleiche Beteiligung“ an der ſee— 
wärtigen Ein-, Aus- und Durchfuhr 
Polens unter Berückſichtigung von Quan— 
tität und Qualität der Ware ſicherzu— 
ſtellen wie dem Hafen von Gdingen. In 
weiteren Verhandlungen, die am 18. Sep- 
tember 1933 zur Anterzeichnung eines 
Protokolls in Warſchau führten, 
ſollte der Wettbewerb zwiſchen dem pol— 
niſchen Staatshafen Gdingen und dem 
Danziger Hafen normaliſiert werden, 
ſollte darüber hinaus dem Danziger 
Hafen auch die Struktur ſeines 
ſee wärtigen Warenverkehrs 
geſichert werden. Zu dieſem Zwecke ver— 
pflichtete ſich die polniſche Regierung, von 
44 einzeln aufgezählten Warenarten, 
unter denen ſich auch zahlreiche Stückgut— 
waren befanden, beſtimmte jährliche Min— 
deſtmengen über den Danziger Hafen 
gehen zu laffen. 

Schien ſo dieſe lebenswichtige Frage 
der Danziger Wirtſchaft dank dem weit— 
gehenden Entgegenkommen Danzigs eine 
einigermaßen befriedigende 
Löſung gefunden zu haben, ſo war es 
das Streben der Danziger Regierung, 
durch Verhandlungen mit Polen auch die 
in der vorangegangenen Zeit errichteten 
Hinderniſſe im Warenverkehr zwiſchen der 
Freien Stadt Danzig und Polen zu be— 
ſeitigen, um jo der Danziger Ind uſtrie 
wieder einen ſtärkeren Abſatz ihrer Er— 
zeugniſſe auf dem polniſchen Markt zu 
ermöglichen. Im Februar 1934 begannen 
dieſe Verhandlungen, ein halbes Jahr 
ſpäter konnten fie mit der Unterzeichnung 


einer Reihe von Wirtſchafts— 
Abereinkommen beendet werden. 
Durch weitgehendes Entgegenkommen 


gegenüber polniſchen Wünſchen — u. a. 
verzichtete die Freie Stadt Danzig für 


die Dauer des entſprechenden Abkommens 
auf die Inanſpruchnahme der „Eigen— 
bedarfskontingente“ — war der Weg 
zum polniſchen Abſatzmarkt für 
die Danziger Induſtrie wieder ge— 
ebnet worden, war zum Schutze der Dan— 
ziger Landwirtſchaft die Zufuhr 
von landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen aus 
Polen auf die Mengen beſchränkt worden, 
die zur Auffüllung der Spanne zwiſchen 
der Produktionsfähigkeit der Danziger 
Landwirtſchaft und dem Konſumbedürfnis 
der Danziger Bevölkerung erforderlich 
waren. 

Es ſteht außer Zweifel, daß durch dieſe 
direkte Verſtändigung zwiſchen Danzig 
und Polen eine Bereinigung der Atmo— 
ſphäre herbeigeführt wurde, die beiden 
Teilen nur von Nutzen ſein konnte. Leider 
wurde bereits im Sommer 1935 die wirt— 
ſchaftliche Zuſammenarbeit zwiſchen Dan— 
zig und Polen einer ernſten Be— 
laſtung ausgeſetzt. Die Notwendigkeit 
für die Bank von Danzig, im Mai 1935 
eine Abwertung des Danziger 
Goldguldens auf Parität mit dem 
Zloty vorzunehmen und zum Schutze der 
Danziger Währung vorübergehend eine 
Deviſenbewirtſchaftung einzurichten, ver— 
anlaßte Polen, der Danziger Regierung 
auf währungspolitiſchem Gebiet Vor— 
ſchläge zu unterbreiten, die für Danzig 
unannehmbar waren, 

Die Antwort der polniſchen Regierung 
beſtand in einer im Juli 1935 erlaſſenen 
Verordnung, derzufolge den Danziger 
Zollämtern die Genehmigung zur Abfer— 
tigung von für Polen beſtimmten Ein— 
fuhrwaren entzogen wurde. Der Danziger 
Hafen ſtand damit in Gefahr, aus der 
Einfuhr Polens vollſtändig 
ausgeſchaltet zu werden. In dieſer 
außerordentlich ernſten Situation ent— 
ſchloß ſich die Regierung der Freien 
Stadt Danzig dazu, am 1. Auguſt 1935 
den Staatsnotſtand zu erklären und 
eine Reihe von für die Danziger Be— 
völkerung lebenswichtigen Waren zollfrei 
in das Gebiet der Freien Stadt Danzig 
hereinzulaſſen. Eine Fühlungnahme zwi— 
jhen Warſchau und Berlin öffnete das 
Tor zu Danzig-polnishen Verhandlungen, 
die dieſer Kriſe ein Ende machten. 

Nichtdeſtoweniger haben ſich immer 
wieder Schwierigkeiten für die Danziger 


Wirtſchaft aus ihrer Zuſammenarbeit mit 
Polen ergeben. Beſonders die Entwick— 
lung, die trotz der Abkommen aus dem 
Jahre 1933 der Danziger Hafen ge- 
nommen hat, hat Sorge und Beun— 
ruhigung der deutſchen Wirt- 
ſchaft Danzigs ausgelöſt. Mehr als 
ein Jahrfünft ift ſeit der Danzig-polni- 
ſchen Hafenverſtändigung verfloſſen, ohne 
daß die Danzig verſprochene „gleiche Be— 
teiligung“ am polniſchen ſeewärtigen 
Warenverkehr zu verzeichnen iſt. Im 
Gegenteil, ſowohl quantitäts- als 
auch qualitätsmäßig iſt dieſe 
„gleiche Beteiligung“ des Dan: 
ziger Hafens ausgeblieben. 
Wenn man feſtſtellt, daß der ſeewärtige 
Warenverkehr über Danzig im Jahre 
1938 insgeſamt 7,1 Millionen Tonnen, 
derjenige über Gdingen dagegen 
9,2 Millionen Tonnen umfaßt hat, ſo 
öffnet ſichmengenmäßig eine ſehr 
beträchtliche Lücke zum Nachteile 
des Danziger Hafens. Darüber hinaus 
zeigt die Statiſtik, daß ohne Rückſicht auf 
die dem Warſchauer Protokoll vom 
18. September 1933 beigegebene Waren- 
lifte die Struktur des ſeewärti⸗ 
gen Warenverkehrs über Dan— 
zig ununterbrochen eine weitere 
Verſchlechterung erfahren hat. 
Namentlich die Einfuhr von Stüd- 
gütern und Waren, die dem Dan— 
ziger Handel Gewinn-Möglichkeiten 
bieten könnten, iſt auch weiterhin nach 
Gdingen abgelenkt worden, ohne daß die 
geſteigerte Einfuhr von geringwertigen 
Maſſengütern, wie Erzen und Schwefel— 
kies — bei einer Geſamteinfuhr über den 
Danziger Hafen im Jahre 1938 in Höhe 
von 1,55 Millionen Tonnen entfielen 
allein auf die Einfuhr von Erzen und 
Schwefelkies 1,07 Millionen Tonnen! —, 
einen vollwertigen Erſatz zu bieten ver- 
mag. 

Anter Zugrundelegung dieſer ſtatiſti— 
ſchen Feſtſtellungen iſt die Danziger 
Wirtſchaft immer ſtärker zu der Aber— 
zeugung gelangt, daß die polniſche Re— 
gierung ihre dem Danziger Hafen 
gegenüber eingegangene Ver: 
pflichtung nicht erfüllt hat, und 
die Beſorgniſſe der Danziger Hafenwirt— 
ſchaft ſind um ſo berechtigter, als in den 
letzten Jahren eine immer deutlicher 
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werdende Verdrängung deutſch— 
Danziger Firmen auf dem Gebiete 
der Schiffsmaklerei, der Spedition und 
des Handels durch polniſche Firmen ein- 
getreten iſt 

So ergibt ſich aus der Betrachtung der 
wirtſchaftlichen Entwicklung Danzigs ſeit 
ſeiner Loslöſung vom Deutſchen Reich 
die eine Erkenntnis, daß es Polen in 
nahezu zwei Jahrzehnten nicht mög— 
lich geweſen iſt, eine Brücke über die 
Verſchiedenheiten der Dan- 
ziger und der polniſchen Volfs- 
wirtſchaft zu ſchlagen. Trotz der Ein- 
beziehung Danzigs in die Zollgrenzen 
Polens gemäß dem Diktat von Verſailles 
iſt es der polniſchen Regierung nicht ge— 
glückt, einen gemeinſamen Nenner 
für die Intereſſen der Danziger und der 
polniſchen Wirtſchaft zu finden und damit 
eine Plattform zu ſchaffen, die der Dan- 
ziger Wirtſchaft einen ihrer Bedeutung 
und ihrer Leiſtungsfähigkeit entſprechen— 
den Anteil am Wirtſchaftsleben Polens 
ſichergeſtellt hätte. Statt deſſen hat die 
Danziger Wirtſchaft zwei Jahr- 
zehnte hindurch um ihre Eri- 
ſtenz ringen müſſen. Statt deſſen hat 
die Danziger Regierung in Hunder— 
ten von Verhandlungen mit der 
Regierung der Republik Polen um die 
Lebensrechte der Danziger 
Wirtſchaft und damit um die Auf— 
rechterhaltung der Vorausſetzungen für 
die Lebens fähigkeit der Freien 
Stadt Danzig kämpfen müſſen. 

Wenn der Danziger Wirtſchaft in den 
verfloſſenen beiden Jahrzehnten das bit— 
tere Schickſal eines völligen Zujam- 
menbruchs erſpart geblieben iſt, ſo iſt 
dies weder darauf zurückzuführen, daß 
Danzig am „Hauptwaſſerweg“ Polens 
liegt, noch darauf, daß der „Haupteiſen— 
bahnverkehrsweg“ Polens über Danzig 
führt. Der „Hauptwaſſerweg“ 
Polens hat feine Bedeutung ver- 
loren, ſeitdem die polniſche Re— 
gierung ſeine Verwaltung übernahm, der 
„Haupteiſenbahnverkehrsweg“ 
Polens führt über Danzig hinaus nach 
Gdingen, dem polniſchen Staatshafen, 
der zu einem ſchweren Aderlaß für die 
Danziger Wirtſchaft geworden iſt. Im 
Gegenteil, die Tatſache, daß Polens 
Wirtſchaftspolitik aus Zuſammenhängen 
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heraus, die hier nicht zur Erörterung 
ſtehen, von den vielfach anders gelagerten 
Intereſſen der Danziger Wirtſchaft keine 
Kenntnis zu nehmen gewillt war, iſt 
immer wieder der Ausgangspunkt für den 
Exiſtenzkampf der Danziger Wirtſchaft 
mit ſeinen ſchweren Auswirkungen auf 
die finanzpolitiſche Lage der Freien 
Stadt Danzig geweſen. Vor wenigen 
Wochen erft leuchtete erneut ein Fa- 
nal auf: Die Bank von Danzig hat bis 
auf weiteres den Transfer für den 
Zins- und Zahlungsdienſt der 
Danziger Auslandsanleihen 
eingeſtellt. Die Gründe für dieſen 
Schritt ſind nach Aberzeugung Danziger 
Wirtſchafts- und Finanzkreiſe folgende: 
Das Deviſen aufkommen der Dan- 
ziger Wirtſchaft ſowohl aus dem H a f en- 
umſchlag als auch aus dem Export 
nach Polen iſt immer geringer ge— 
worden. Der Waren-Wert des Danziger 
Hafenumſchlages iſt von 1476 Millionen 
Gulden im Jahre 1928 auf 375 Millionen 
Gulden im Jahre 1938 geſunken, während 
der Wert der über Gdingen umgeſchlage— 
nen Waren von 133 Millionen im Jahre 
1929 auf 1183 Millionen im Jahre 1938 
in die Höhe geſchnellt ift. Die Dan- 
ziger Handels- und Zahlungs- 
bilanz gegenüber Polen, die 
ohnehin wegen des ſtarken Warenbezuges 
der Danziger Wirtſchaft aus Polen paſſiv 
war, hat namentlich auch durch den Boy— 
fott gegen Danziger Waren eine De- 
drohliche Verſchlechterung er⸗ 
fahren. Am den Ausfall von Einnahmen 
im Hafenumſchlag und im Export nach 
Polen irgendwie ausgleichen zu können, 
zeigt ſich die Danziger Wirtſchaft be— 
ſtrebt, andere Abſatzmärkte zu erſchließen. 
Die zu dieſem Zwecke aus dem Zollaus— 
lande notwendig gewordenen Maſchinen 
haben weitere Deviſenausgaben erforder— 
lich gemacht, jo daß die Lücke der Dan- 
ziger Deviſenbilanz immer größer wurde. 
Am ſie zu ſchließen und die Danziger 
Wirtſchaft vor ſchweren Erſchütterungen 
zu bewahren, hat ſich die Bank von 
Danzig zur Einſtellung des Transfers 
entſchloſſen. 


So ſieht die Bilanz einer faſt zwanzig— 
jährigen „Wirtſchaftsgemeinſchaft“ zwi- 
ſchen Danzig und Polen aus! 
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Das heutige polniſche Staatsgebiet 


Der polniſche Staatsraum iſt ein künſt⸗ 
liches Gebilde, deſſen Grenzen faſt überall 
willkürlich Landſchafts⸗ und Volksräume 
zerſchneiden. Einzig im Süden ſcheint der 
polniſche Staat im Karpatenkamm eine 
natürliche Landſchaftsgrenze zu beſitzen, aber 
auch dort wird ein Volksraum, der ukrai⸗ 
niſche, zerſchnitten. In drei großen Keilen 
ſtößt Polen ohne Rückſicht auf ihre gewor- 
denen und gewachſenen Zuſammenhänge in 
die ihm benachbarten Landſchaftsräume vor. 
Nach Nordweſten hat das Verſailler Diktat 
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den „Korridor“ mitten durch die deutſche 
Provinz Weſtpreußen bis an einen ſchmalen 
Küſtenſtreifen vorgetrieben. Hier ſind in 
Volks-, Kultur-, Verkehrs- und Wirtſchafts⸗ 
räumen die ſchwerſten Zerreißungen ent- 
ſtandenz hier iſt durch die Trennung der Ge— 
biete des Deutſchen Reiches eine der unhalt— 
barſten Lagen geſchaffen. Der zweite Keil 
iſt in den Nordoſten, den Siedlungsraum der 
Weißruſſen und Litauer, in das weſtruſſiſche 
Hügelland, vorgeſtoßen. Die Folge war ein 
ewiger Kriegszuſtand mit Litauen, eine ge— 
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Kartenbild der polniſchen Teilungen 


ſchloſſene Grenze und getrennte Volkstümer. 
Der dritte Keil ſchiebt ſich im Südweſten 
über die Weſt⸗Akraine hinweg, ſchneidet aus 
der podoliſchen Hochflächenlandſchaft einen 
beliebigen Sektor heraus, und teilt den 
Volksraum des Akrainertums unter vier 
Staaten auf. 

Die ſchärfſte Ausprägung des anorgani— 
ſchen, polniſchen Staatsaufbaues bilden die 
auf das allerdeutlichſte in jedem Landfchafts- 
bild, jeder Karte, jeder Statiſtik grell ins 
Auge ſpringenden Kulturgrenzen 
innerhalb Polens. Sie decken ſich mit den 
bis 1914 beſtehenden Grenzen der drei Tei- 
lungsmächte, Deutſches Reich, Oſterreich— 
Angarn und Rußland, und entſprechen den 
Grenzen der drei polniſchen Wojewodſchafts— 
gruppen. An der alten Reichsgrenze 
zwiſchen Poſen und Kongreßpolen ſtehen wir 
heute, noch nach zwanzig Jahren „aus— 
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gleichender“ polniſcher Herrſchaft, an einer 
der am tiefſten und eindrucksvollſten gepräg— 
ten Kulturgrenzen Europas. 

Die Grenzen der Teilungszeit ſind heute 
Landmarken, die eine noch ſo emſige polniſche 
Nivellierungstaktik nicht verwiſchen konnte. 
An ihnen wird die innere Berechtigung und 
der geſchichtliche Sinn der ſogenannten pol— 
niſchen Teilungen offenbar. Polen iſt ein 
Land der Teilgebiete, und keine noch ſo 
drakoniſche Staatsgewalt wird dieſen Cha— 
rakter der polniſchen Landſchaftsräume unter— 
drücken können. Die Grenzen des neuen, 
heutigen polniſchen Staates ſind entweder 
von Haß gezogen, oder als Kompromiß— 
löſungen geduldet worden. Sie umreißen kein 
gewachſenes Landſchaftsgefüge, ſondern eine 
Vielzahl von nach Oſten, Weſten, Süden 
und Norden — immer von der polniſchen 
Mitte abgewandten Räumen. 


Alte Speicher in Danzig 


Erich Keyfer 


Danzigs deutſche Geſchichte 


„Danzig iſt eine deutſche Stadt, und 
ſie will zu Deutſchland.“ Dieſe Worte, 
die der Führer in ſeiner Rede vor dem 
deutſchen Reichstag am 28. April 1939 
geſprochen hat, kennzeichnen Danzigs 
Wollen und Streben. Danzig iſt eine 
deutſche Stadt, nicht nur heute, ſondern 
immer geweſen. Es iſt nicht nötig, den 
Danzigern ſelbſt dieſe Tatſache zu er- 
läutern und zu begründen. Auch das ge- 
famte deutſche Volk iſt, wenn es nicht 
ſchon vorher Danzig kennengelernt und 
von ſeinem Deutſchtum ſich überzeugt 
hatte, jetzt durch den Führer ſelbſt über 
die deutſche Eigenart der Stadt an der 
Weichſelmündung belehrt worden. Nur 
das Ausland vermag ſich ſchwer zu dieſer 
Erkenntnis durchzuringen, da das Gegen— 
teil von polniſcher Seite ſeit Jahren 
und gegenwärtig lauter als zuvor be— 
hauptet wird. Maßgebende polniſche Po- 
litiker und weiteſte Kreiſe des polniſchen 
Volkes ſind ſogar nicht bereit, mit dem 
Beſtehen der „Freien Stadt Danzig“ ſich 
abzufinden, ſondern ſie verlangen die 
Einverleibung Danzigs in den polniſchen 
Staat, weil fie überzeugt find, daß Dan- 
zig feit jeher eine polniſche Stadt ge- 
weſen iſt und nur gelegentlich dem pol- 
niſchen Volkstum entfremdet wurde. Sol- 
chen Außerungen gegenüber muß daher 
auf das lebhafteſte die geſchichtliche 
Wahrheit betont werden, die in jeder 
Hinſicht das Anrecht des deutſchen Vol— 
kes auf den Beſitz Danzigs und der 
Weichſelmündung rechtfertigt. Aus der 
Entwicklung der Stadt müſſen ihre Le— 
bensgeſetze abgeleitet werden. 

Schon der Name Danzigs iſt ein 
Zeugnis für die urſprüngliche Zuge— 
hörigkeit des Danziger Landes zum 
deutſchen Volksboden. Denn er geht auf 
die Bezeichnung des Landes an der Dan— 
ziger Bucht zur Zeit der Goten, 
„Gothiskandza“, zurück und bedeutet das 
Land, die Küſte der Goten; fie ift durch 


den Geſchichtsſchreiber der Goten, Jor— 
danes, im 6. Jahrhundert überliefert. In 
der Tat haben die Goten lange Jahr— 
hunderte im Weichſelland gewohnt, wie 
auch römiſche und griechiſche Schriftſteller 
berichten. Zahlreiche Bodenfunde an 
Waffen, Schmuck und häuslichem Gerät 
bekunden ihre Ausbreitung ſtromaufwärts 
in das Innere des heutigen Polen hin— 
ein. Das Danziger Land iſt ſomit die 
Arheimat der Vorfahren eines Alarich 
und Theoderich. Die Goten und die ihnen 
ſtammesverwandten Gepiden und Rugier 
waren aber nur die letzten der germani— 
ſchen Stämme, die im Gebiet an der 
Weichſelmündung geſiedelt haben. Denn 
bereits die erſten Grundlagen bäuerlicher 
Kultur gehen auf nordifch-germanijche 
Kulturträger zurück; fie find feit der 
jüngeren Steinzeit nachweisbar und 
haben das Weichſelland zu einem Jahr— 
tauſende alten, unabtrennbaren Beſtand— 
teil des indogermaniſch-germaniſch⸗deut— 
ſchen Kulturkreiſes gemacht. Ihre ſpäten 
Nachfolger waren die Wikinger, die um 
das Jahr 1000 unſerer Zeitrechnung von 
der Danziger Bucht aus die Weichſel 
aufwärts fuhren, von der aus ſie Han— 
delsplätze und Herrſchaftsſitze anlegten 
und die geſamten Länder zwiſchen der 
Oſtſee und dem Schwarzen Meere ihrem 
Einfluß unterſtellt haben. Es geſchah 
dies in jenen Jahrhunderten, in denen 
bereits das Volk der Goten durch unbe— 
ſonnene, ununterbrochene Auswanderung 
ſeiner Jugend in die fernen Länder des 
Südens und durch Geburtenrückgang da— 
hingeſchwunden war. Seine letzten Refte 
ſahen ſich durch Arbeitermangel gezwun— 
gen, fremdvölkiſche Hilfskräfte zuzulaſſen. 
So kamen von Oſten her die Pruſzen, 
die der baltiſchen Völkergruppe zuge— 
hören, an die Weichſel, von Süden und 
Weſten her die Pomoranen, ein Teil 
des wendiſchen Volkes. Weder die einen 
noch die anderen haben zur kulturellen 
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Entwicklung beigetragen. Vielmehr ſetzte 
ein neuer Abſchnitt in der bewegten Ge— 
ſchichte des Weichſellandes erſt ein, als 
mit dem Zug des deutſchen Volkes nach 
dem Oſten deutſche Seefahrer, Kaufleute, 
Bauern und Ritter ſeit dem Ende des 
12. Jahrhunderts die Weichſelmündung 
erreichten. Wiederum war Danzig, wie 
zur Zeit der Goten, der Vorort dieſer 
Bewegung. 

Anweit der Stelle, an der die Mottlau 
in die Weichſel einmündet, befand ſich die 
Burg der Fürſten des Danziger Landes. 
Nachdem ſie das geſamte Gebiet auf dem 
rechten Afer der Weichſel, ungefähr im 
Amfang des heutigen Weichſelkorridors, 
ihrer Herrſchaft unterworfen hatten, 
nannten fie fih Herzöge von Pom- 
merellen. Gleichviel, ob ſie pomora— 
niſcher oder wikingiſcher Abkunft waren, 
förderten fie die Niederlaſſung der Deut- 
ſchen, da ſie ſich durch ihre Arbeit reichen 
Gewinn für ſich ſelbſt und ihre Anter— 
tanen verſprachen. So wurde Danzig 
zum Ausgangspunkt der wirtſchaftlichen 
Erſchließung des Weichſellandes durch 
die Deutſchen. Die erſten deutſchen Fern— 
händler ließen ſich auf dem Markt der 
pomoraniſchen Burggemeinde neben der 
Burg nieder. Als Handel und Verkehr 
erfolgreich zunahmen, gründeten ſie an 
dem Abergang eines alten Landweges 
von der Danziger Höhe über die Mott— 
lau zur Niederung und Nehrung eine 
neue, rein deutſche Marktſiedlung. Sie iſt 
um 1224 zuerſt nachweisbar und erhielt 
in den folgenden Jahren, wahrſcheinlich 
um 1240, durch den Herzog Swantopolk 
deutſches Stadtrecht und die Befugnis 
zur Erweiterung der anfänglichen Wohn— 
ſtätten. So entſtand neben dem Langen 
Markte die Rechtſtadt mit der Pfarr— 
kirche der Deutſchen, die wie in anderen 
Hanſeſtädten der Jungfrau Maria ge- 
weiht war. Denn dieſe deutſche 
Stadt Danzig gehört ihrem Ar— 
ſprung und ihrer Beſtimmung nach dem 
Kreis jener Städte an, die im 
13. Jahrhundert an der ſüd⸗ 
lichen Küſte der Oſtſee zwiſchen 
Lübeck und Reval als Heim- 
ſtätte deutſchen Gewerbeflei— 
Bes und Amſchlagsplatz im 
Warenaustauſch zwiſchen den 
Rohſtoffen Oſteuropas und den 
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gewerblichen Erzeugniſſen 
Weſteuropas begründet wurden. Die 
Danziger Bürgerſchaft hat fih dieſer 
wirtſchaftlichen und kulturpolitiſchen Auf— 
gabe ſogleich eifrig gewidmet. Ihre Be— 
tätigung wurde zwar bald dadurch be— 
einträchtigt, daß in den gleichen Jahren 
der Deutſche Ritterorden auf dem rechten 
Afer der Weichſel von Thorn über 
Kulm, Graudenz und Elbing ein mäch— 
tiges Staatsweſen zu errichten begann. 
Aber da auch die Schiffe, die von der 
Oſtſee her Elbing oder Thorn anliefen, 
die Mündung der Weichſel bei Danzig 
durchfahren mußten, behielt die deutſche 
Stadt an der Mottlau ihren Vorrang. 

Das ihr zugebilligte Recht der 
Selbſt verwaltung und Selbſt— 
beſtimmung bewirkte, daß der fie nach 
außen und innen vertretende Rat nur 
Männer deutſcher Art und Zunge zum 
Bürgerrecht zuließ. Da nur der Bürger 
Grundbeſitz erwerben, Handel treiben, 
ein Handwerk ausüben durfte und er 
allein politiſche Rechte beſaß, war die ge— 
ſamte Entwicklung der Stadtgemeinde 
für alle Zukunft der Leiſtungsfähigkeit 
der deutſchen Einwanderer anheimgeſtellt. 
Sie kamen in den erſten Jahrhunderten 
der Stadtgeſchichte aus Nieder— 
deutſchland, ſpäter, wie es ſich aus 
den ſeit der Mitte des 14. Jahrhunderts 
noch vorhandenen Bürgerbüchern nach— 
weiſen läßt, auch aus Schleſien, 
Oberſachſen und Thüringen und 
zunehmend aus dem geſamten neuen 
Siedelland zwiſchen der Oder und der 
Memel. Aus zahlreichen Dörfern und 
Städten des Preußenlandes begaben ſich 
tatbereite Männer, oft mit ihren Fa— 
milien, in die immer mehr aufſtrebende 
und bald alle anderen Städte überflü— 
gelnde Stadt an der Weichſelmündung. 
Sie zählte ſchon am Ende des 14. Jahr— 
hunderts über 10 000 und am Anfang des 
15. Jahrhunderts fogar 20000 Einwoh— 
ner und gehörte damit zu den größten 
Städten in ganz Deutſchland. 

Die Entwicklung der Stadt Danzig 
hatte zunächſt unter den politiſchen Er— 
eigniſſen zu leiden, die das Weichſelland 
betrafen. Bereits in den erſten Jahr— 
zehnten nach ihrer Gründung waren ihre 
Landesherren in heftige Kämpfe mit den 
ihnen verwandten Teilfürſten von Pom— 


Danziger Bürger in Waffen, der den Treueid leiſtet 
(18. Jahrhundert) 
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merellen, aber auch mit dem Deutſchen 
Orden und den Herzögen von Polen ver— 
wickelt. Polen verſuchte mehrfach gewalt- 
fam, der Gebiete an der unteren Weichſel 
ſich zu bemächtigen. Selbſt der Papſt trat 
gegen dieſe Abergriffe ein. Als im Jahre 
1271 wiederum ein Bürgerkrieg im Land 
tobte, rückten polniſche Heere bis vor 
Danzig vor. Die Danziger Bürgerſchaft 
unterſtellte fih der Hoheit der Mark— 
grafen von Brandenburg. Gleichzeitig 
verſuchte der Deutſche Orden, ſich Rechte 
in und über Danzig zu verſchaffen. Die 
auf den Erwerb der Stadt gerichteten 
Bemühungen dieſer deutſchen Landes- 
herren waren zunächſt ohne Erfolg. Sie 
traten ſogar, nachdem die Herzöge von 
Pommerellen mit Meſtwin II. im Jahre 
1294 ausgeſtorben waren, in dem nun 
ausbrechenden Erbfolgekrieg gegenein— 
ander als Bewerber um die Herrſchaft in 
Danzig auf; neben ihnen erſchienen 
wiederum die Polen und auch die Könige 
von Böhmen auf dem Kampffeld. Der 
Orden errang ſchließlich den Sieg. Die 
Böhmen und die Brandenburger ſowie 
andere erbberechtigte Fürſten traten ihm 
ihre Anſprüche ab; die Polen, ſelbſt ohne 
Anrecht, waren machtlos. König Ka— 
ſimir von Polen hat noch 1343 
den Orden feierlich als Herrn 
des Weichſellandes anerkannt, 
das dieſer ſelbſt ſchon ſeit 1308 in Hän— 
den hatte. 

Genau hundert Jahre währte der Frie— 
den. Die Rechtſtadt dehnte fih nach allen 
Seiten aus; neben ihr entſtand die Neu— 
ſtadt mit der Johanniskirche, die Vor— 
ſtadt mit der Kirche Peter und Paul, als 
ſelbſtändige Stadtgemeinde die Altſtadt 
um St. Katharinen und an der Weichſel 
die Jungſtadt auf dem Gelände der heu— 
tigen Werften. Am Langen Markt ent- 
ſtand das Rathaus der Rechtſtadt; nicht 
weit von ihm wurde die Marienkirche zu— 
nächſt in Form einer Baſilika erbaut und 
einige Jahrzehnte darauf zur Hallen— 
kirche umgeſtaltet. Der Artushof wurde 
als Börſe und Stätte der bürgerlichen 
Geſelligkeit begründet. Starke Mauern 
und zahlreiche Türme und Tore umgaben 
die Stadt. Der Deutſche Orden errichtete 
unter der Leitung des damaligen Dan— 
ziger Komturs, des ſpäteren Hochmeiſters 
Winrich von Kniprode an der 
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Stelle der früheren Herzogsburg eine ge— 
waltige neue Burganlage. Der Danziger 
Handel reichte nach Kauen in Litauen, 
nach Riga und Reval in Livland, nach 
Jütland und Finnland, durch den däni- 
ſchen Sund nach Gotland und Flandern, 
nach England und Frankreich. Im Bunde 
der Deutſchen Hanſe nahm Danzig 
an den Kämpfen gegen Dänemark und 
gegen die Seeräuber in Wisby teil. 
Seine Ratsherren beſuchten die Hanfe- 
tage in Lübeck und die Ständetage in 
Marienburg. Der Landesherr, der Hoch— 
meiſter des Deutſchen Ordens, räumte 
der Stadt weitgehende Freiheit in der 
Geſtaltung ihres Stadtbildes und ihrer 
Verfaſſung, ihrer wirtſchaftlichen und 
kulturellen Beziehungen ein. 


Dieſes erſte Jahrhundert des Friedens 
wurde abgelöſt durch fünf Jahrzehnte 
inneren Ringens und äußerer Bedrohung. 
Das polniſche Reich, feit 1386 mit Li- 
tauen vereinigt, rüſtete zum Kriege 
gegen den Orden. Der Orden erlitt in 
der Schlacht bei Tannenberg 
1410 durch den Verrat ſeines Adels eine 
empfindliche Niederlage; er ſchien ver- 
nichtet zu fein; König Jagiello durch— 
zog als Sieger das Land. Sein Plan, 
die Grenzen ſeines Reiches bis an die 
Küſte der Oſtſee auszudehnen, ſcheiterte 
jedoch ſchon bald an dem Widerſtand, den 
dieſem der Verteidiger der Marienburg, 
Heinrich von Plauen, entgegenſetzte, und 
an der Anfähigkeit und Anfertigkeit ſeines 
Staatsweſens. Der Orden war ſeitdem 
bemüht, die Kräfte ſeines Reiches ſtraf— 
fer zuſammenzufaſſen; er engte die Frei— 
heiten und Rechte der Städte ein. Dieſe 
beſchloſſen im Bunde mit dem Landadel 
und den Biſchöfen und Abten, nachdem ſie 
einmal die innere Schwäche des Ordens 
geſpürt hatten, ihr Schickſal künftig allein 
zu meiſtern. Der Preußiſche Bund, an 
dem Danzig führend beteiligt war, wollte 
das Weichſelland gegen Bedrückung durch 
den Orden wie gegen äußere Gefahren 
ſchützen. Der Orden, ſchlecht geführt und 
beraten, widerſetzte ſich dem Verlangen 
der Stände nach Beteiligung an der 
Landesregierung. In die Kämpfe der 
Stände gegen den Hochmeiſter miſchte ſich 
wiederum Polen ein. Im Frieden 
von Thorn 1466 wurden die Stände 
im Weichſellande und im Ermlande als 


Ständeftaat anerkannt; er war vom 
Orden, der auf die Gebiete um Königs— 
berg und Marienwerder beſchränkt blieb, 
unabhängig und nur durch lockere Per— 
ſonalunion mit der Krone Polens ver— 
bunden. Der jeweilige König von Polen 
ſollte, wenn er die Rechte und Freiheiten 
der Stände beſchworen hatte, von ihnen 
als Schutzherr anerkannt werden. Kaiſer 
und Fürſten des Deutſchen Reiches hatten 
ihnen ihren Beiſtand verſagt. Die 
Schwäche des Reiches ließ die politiſche 
Zerſpaltung des Preußenlandes, die er— 
neute Schaffung eines Weichſelkorri— 
dors zu. 


Die deutſche Stadt Danzig hatte dem 
Bruch mit dem Orden lange widerſtrebt. 
Als er wegen der unlösbaren Spannun— 
gen zwiſchen Ständen und Hochmeiſter 
unvermeidbar geworden war, übernahm 
ſie die Führung der weichſelländiſchen 
Städte. Sie ließ ſich, vorſichtig und durch 
Erfahrungen gewitzigt, durch den König 
Kaſimir von Polen ausdrücklich ihre volle 


politiſche Selbſtändigkeit beſtätigen. Die 
Stadt übte fortan 31/2 Jahrhunderte un- 
umſchränkt ihre Wehrhoheit, Gerichts— 
barkeit, innere Verwaltung, diplomatiſche 
Vertretung gegenüber dem Auslande, 
Verfügung über Hafen und Zölle ſowie 
alle anderen Rechte aus, die einem politi— 
ſchen Gemeinweſen damals zukamen. Die 
Perſonalunion mit der Krone 
Polens wirkte ſich nur dahin aus, daß 
der jeweilige König, nachdem er ihre 
Selbſtändigkeit beſtätigt hatte, als Schuß- 
herr Danzigs beſchränkte und belangloſe 
Ehrenrechte empfing, einige taufend Gul- 
den aus dem Stadtſäckel, gaſtfreien Auf- 
enthalt in der Stadt für drei Tage mit 
ſeinem Gefolge, aber ohne Militär. Trotz 
mehrfach geäußerten Wunſches wurde ihm 
keine Reſidenz zugebilligt; die Ordens- 
burg, die ſchon Kaſimir verlangte, wurde 
von den Bürgern abgebrochen, damit ſie 
nicht zur polniſchen Zwingfeſte würde. 
Der polniſche König hat ſelbſt einen eige— 
nen Speicher, in dem das für ihn über 
Danzig zu verſendende Getreide lagern 
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ſollte, erſt nach jahrhundertelangen, ver- 
geblichen Bemühungen eingeräumt er— 


halten. Eine Einwirkung des 
polniſchen Staates auf die 
Danziger Verhältniſſe war 


von vorneherein ausgeſchloſ— 
ſen; aber auch eine Einmiſchung des 
Königs war nur möglich, wenn ein Teil 
der Bürger ihn gegen den anderen zu 
Hilfe oder als Schiedsrichter herbeirief. 
Es iſt ſtets zum Schaden Danzigs ge— 
ſchehen, wie damals, als der König auf 
Wunſch einer kleinen, regierenden Min— 


derheit die Einführung der Reformation. 


blutig unterdrückte. Sie iſt trotzdem 
wenige Jahre darauf in der Stadt zur 
Durchführung gelangt. Danzig wurde ſo— 
gar der wichtigſte Vorpoſten der refor— 
matoriſchen Bewegung im deutſchen 
Oſten und damit zum erfolgreichen 
Widerſacher aller gegenreformatoriſchen, 
jeſuitiſchen und deutſchfeindlichen Mächte 
im deutſchen Nordoſten; wurde doch legt- 
lich der Kampf für die Lehre Luthers 
gleichzeitig zum Kampf für das Deutjch- 
tum. Das in Danzig 1558 errichtete aka— 
demiſche Gymnaſium war lange gleich 
der Aniverſität in Königsberg die Trutz— 
burg deutſcher Forſchung und Gelehrſam— 
keit in den Auseinanderſetzungen deut— 
ſchen und fremdvölkiſchen Geiſtes nicht 
nur im Weichſelland, ſondern auch in 
ganz Polen und im Baltenlande. In 
Danzigs Mauern ſtrömten namhafte 
Künſtler, Dichter und Muſiker zuſammen, 
als, wie im Dreißigjährigen Kriege, die 
Flammen des Krieges überall aufloder— 
ten. Die prachtvollen Bauten im Stil 
der niederdeutſchen und niederländiſchen 
Renaiſſance und des Barocks, das Grüne 
Tor, das Hohe Tor, das Langgaſſer Tor, 
das Altſtädtiſche Rathaus, das Große 
Zeughaus und zahlreiche Bürgerhäuſer, 
zeugen mit ihrer kunſtvollen Einrichtung 
von dem Geſchmack und dem Reichtum 
der Danziger Bürgerſchaft. 

Danzig war mit 50 000, um die Mitte 
des 17. Jahrhunderts fogar mit 70 000 
Einwohnern wiederum eine der größten 
deutſchen Städte. Es war immer noch 
ausſchließlich von Deutſchen bewohnt. Die 
Fremden, die Engländer, die Litauer, die 
Polen, galten nur als „Gäſte“; ſie waren 
den Bürgern in keiner Weiſe gleichbe— 
rechtigt; ſie durften ſogar nach dem da— 
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mals geltenden hanſiſchen Gäſterecht auch 
miteinander nur durch Vermittlung eines 
Danziger deutſchen Kaufmannes ihre 
Handelsgeſchäfte abſchließen. Die erſten 
Jahrzehnte des 17. Jahrhunderts waren 
nach der Ordenszeit die zweite Blütezeit 
der Danziger Wirtſchaft und Kultur. 
Ihre Leiſtungen wurzelten in der freien 
Selbſtbeſtimmung der Bevölkerung über 
ihr Schickſal. 


Dieſe Freiheit wurde zwar immer 
öfter bedroht. Der polniſche Staat er— 
ſtrebte mehrmals die Anterwerfung der 
Stadt unter ſeine Herrſchaft. Der pol— 
niſche Reichstag zu Lublin verkündete 
1569 die Eingliederung des preußiſchen 
Ständeſtaates in das polniſche Reich. Die 
Stände widerſprachen. Bürgermeiſter und 
Ratsherren von Danzig wurden von den 
Polen eingekerkert. Ein Teil des Land— 
adels und die katholiſche, damals deutſch— 
feindliche Geiſtlichkeit übten wiederum 
Verrat. Ein großer Teil des Weichſel— 
landes kam unter polniſche Verwaltung. 
Nur die Städte und die ausgedehnten 
deutſchen Bauernſiedlungen an der Weich— 
ſel widerſetzten ſich der Verpolung. Dan— 
zig übernahm die Führung in dieſen 
Kämpfen. Als der polniſche König 
Stephan Bathory 1577 die Stadt 
mit ſeinem, leider zum Teil aus deut— 
ſchen Hilfstruppen beſtehenden Heer ein— 
ſchloß, war die Bürgerſchaft zu jedem 
Opfer bereit. 

„O Danzig, halt dich feſte, du weit 
berühmte Stadt. — Der Feind will 
dich vexieren, drum tu nicht mehr 
traktieren und faß eines Mannes 
Mut. — Dem Feind tu widerſtreben, 
laß dich nicht weiter ein.“ 


So ſang ein Deutſcher jener Tage. 
Das Heer des polniſchen Königs erlitt 
eine ſchwere Niederlage und mußte ab— 
ziehen. Die Freiheit der Stadt war 
gerettet. Polen vermochte fortan nicht 
mehr Entſcheidendes gegen Danzig 
zu unternehmen, obwohl die Ver— 
ſuche, die Einheit der Bürgerſchaft zu 
unterhöhlen, den Jeſuiten Eingang zu 
verſchaffen und die Rechte der Polen in 
Danzig zu vermehren, nicht aufhörten. 
Nur wurde die Stadt ſehr zu ihrem 
Schaden in Kriege verwickelt, die zwiſchen 
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Polen und Schweden, ſpäter auch zwi— 
ſchen Brandenburg-Preußen, Rußland 
und Frankreich um die Herrſchaft im 
Weichſellande ausbrachen. Mit Mühe 
wurde die Neutralität aufrechterhalten 
und damit die „Freiheit“ geſichert. 
Empfindlich machte der Mangel des 
Schutzes durch einen mächtigen deutſchen 
Staat ſich bemerkbar. Der Große 
Kurfürſt, Friedrich Wilhelm von 
Brandenburg, auch ſein Sohn, König 
Friedrich I., verſuchten zwar gelegentlich, 
ihren Einfluß geltend zu machen. Aber 
erſt mußte der preußiſche Staat ſich den 
Rücken decken gegen Frankreich und Habs— 
burg, ehe er das Erbe des Deutſchen 
Ordens im Weichſellande antreten 
konnte. Nur der Reſtteil des Ordens— 
ſtaates, der ſeit 1525 unter dem letzten 
Hochmeiſter, dem Markgrafen Albrecht 
von Hohenzollern, zum weltlichen Herzog— 
tum umgebildet wurde, war ſeit 1618 mit 
den Beſitzungen der Hohenzollern in der 
Kurmark unter einer Herrſchaft ver- 
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einigt. Der Friede zu Oliva, der 
1660 in dem Danzig benachbarten Kloſter 
geſchloſſen wurde, ſicherte dem Großen 
Kurfürſten die Souveränität über das 
herzogliche Preußen zu und geſtattete 
ihm und ſeinen Nachfolgern, von Königs— 
berg aus und ſpäter auch von Stettin 
den Vormarſch an die Weichſel anzu— 
treten; aber erſt Friedrich dem 
Großen war der Erfolg beſchieden. 
Durch friedliche Vereinbarung mit Sſter— 
reich und Rußland gewann er 1772 das 
deutſche Weichſelland und ſtellte damit die 
natürliche und geſchichtlich gewordene, 
erſt durch den Eingriff Polens gewaltſam 
zerſtörte Einheit des Preußenlandes von 
Elbing bis nach Bromberg und von 
Memel bis nach Lauenburg und Bütow 
wieder her. Nur die beiden großen 
Städte Danzig und Thorn mit ihren 
Landgebieten wurden auf Betreiben Eng— 
lands und Rußlands von dieſer Rege— 


lung zunächſt ausgenommen und erſt 
1793 dem preußiſchen Staate einge— 
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gliedert und dadurch mit ihrem eigent- 
lichen Hinterland verbunden. Die Förde- 
rung der Landwirtſchaft und des bürger— 
lichen Gewerbefleißes durch die preußiſche 
Regierung hob ſogleich Handel und Ver— 
kehr. Die Bevölkerung vermehrte ſich. 
Kunſt und Wiſſenſchaft wurden erneut 
gepflegt. Damals hat Fichte einige Jahre 
in der Nähe Danzigs gewirkt, Arthur 
Schopenhauer wurde in der Stadt ſelbſt 
geboren; auch Johann Daniel Falk wuchs 
dort auf, der Dichter des Liedes: „O du 
fröhliche Weihnachtszeit.“ 

Wiederum wurde aber bald darauf von 
außen her die ruhige Entwicklung 
unterbrochen. Napoleon verfügte im 
Frieden zu Tilſit 1807 die Ab⸗ 
trennung Danzigs vom preußiſchen 
Staate und erklärte es zu einer nur 
ſcheinbar „Freien Stadt“. Franzö— 
ſiſche Generale und Beamte plünderten 
die Bürgerſchaft aus; zwei Belagerun— 
gen, 1807 und 1813, zerſtörten zahlreiche 
Bauwerke. Verarmt und zugrunde gerich— 
tet kehrte Danzig erft 1814 in den Ver- 
band des preußiſchen Staates zurück. Er- 
neut war die Einheit des Preußenlandes 
wiederhergeſtellt; denn auch Thorn und 
das Kulmerland hatte der Korſe zeit— 
weilig Preußen entriſſen. Nur eins hatte 
er trotz aller Feindſchaft nicht getan: er 
hatte das Bindeglied zwiſchen Oſtpreußen 
und Pommern, Pommerellen, dem preu— 
ßiſchen Staate belaſſen; er hatte nicht 
einen Weichſelkorridor zwiſchen Polen 
und der Oſtſee geſchaffen. 

Danzig wurde die Hauptſtadt der 
wieder neu begründeten Provinz 
Weſtpreußen; es wurde nicht nur 
zum Sitz zahlreicher Behörden und einer 
ſtarken Garniſon. Es wurde auch, nach— 
dem die Schäden der Franzoſenzeit über— 
wunden waren, wieder der wirtſchaftliche 
und kulturelle Mittelpunkt des deutſchen 
Weichſellandes. Denn auch in ihm hatte 
in den Jahrhunderten polniſcher Gewalt— 
herrſchaft das Deutſchtum nicht ausge— 
rottet werden können. Die preußiſche Re- 
gierung hat im 19. Jahrhundert die weſt— 
preußiſche Land- und Forſtwirtſchaft, das 
Gewerbe in den kleinen Städten, die Jn- 
duſtrie in den größeren Städten, wie 
in Elbing, Graudenz, Thorn und vor 
allem in Danzig ſelbſt, tatkräftig ge- 
fördert. Werften entſtanden, auf denen 
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Schiffe der deutſchen Handelsmarine und 
der Kriegsflotte gebaut wurden; Zucker— 
raffinerien, Mühlen, Anlagen der Ver— 
fehrs- und Holzinduſtrie dienten der Aus- 
nutzung der Erzeugniſſe des Bodens. Ob— 
wohl die ruſſiſche Zollpolitik die Aus- 
fuhr aus Polen nach Danzig erſchwerte, 
ſtieg der Amſatz im Danziger Hafen zu 
der gleichen Höhe an, die er einſt im 16. 
und 17. Jahrhundert gehabt hatte. Mit 
ſeinem Hinterland und zum Teil weit 
darüber hinaus mit den Gebieten von 
Oberſchleſien, Oſtpommern und dem weſt— 
lichen Oſtpreußen eng verbunden, ging 
Danzig zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
einer neuen, dritten Blütezeit entgegen. 
Es wurde zur modernen Großſtadt, die 
wegen ihrer geſchichtlichen Denkmäler und 
Kunſtſchätze, der landſchaftlichen Schön— 
heit ihrer Amgebung und ihrer Badeorte 
auch von Fremden mehr und mehr auf— 
geſucht wurde. 

Wiederum wurde nach genau 100 Jah— 
ren die Friedenszeit jäh unterbrochen. 
Danzig wurde in den Strudel des großen 
Weltkrieges hineingeriſſen. Der Einfall 
der Ruſſen, der auch Danzig galt, wurde 
anfangs ſiegreich abgeſchlagen; als aber 
die deutſche Abwehrfront an der inneren 
Aneinigkeit des deutſchen Volkes zuſam— 
menbrach, wiederholte ſich das Schickſal, 
das Danzig nach dem Zerfall des Ordens— 
ſtaates in der Mitte des 15. Jahrhun— 
derts und nach der Niederlage des preu— 
ßiſchen Staates im Jahre 1806 zuteil ge- 
worden war. Die Stadt wurde aus dem 
Verband des ſie zuvor umgebenden und 
ſchützenden Staates herausgelöſt und 
mußte ſich damit zufrieden geben, wie— 
derum wenigſtens als „Freie Stadt“ ihr 
weiteres Daſein zu friſten. Dieſe „Be— 
freiung“ geſchah gegen den in einſtimmi— 
gen und in machtvollen Kundgebungen be— 
zeugten Willen der Bevölkerung. Sie 
widerſprach der Abtretung Danzigs vom 
Reich ebenſo lebhaft wie der zeitweiſe ge— 
planten Eingliederung in die neu errich— 
tete Republik Polen. Obwohl die Maht- 
haber von Verſailles ſelbſt zugeben muß— 
ten, daß die Bevölkerung Danzigs zu 
97% deutſchen Volkstums war, wurde 
ihr Volkswille ebenſo wenig geachtet, wie 
der Wille jener Bevölkerungsgruppen, 
die, gleichfalls ohne gefragt zu werden, 
im Weichjelforrivor dem polniſchen 


Der Dreiländerftein 
an der Grenze zwiſchen Korridor, Danzig und Oſtpreußen 


Ein ſchmaler Pfad. Ein grauer Stein: 
Soll hier des Reiches Grenze ſein? 

Iſt hüben Land, iſt drüben Land: 

And doch der gleichen Sprache Band — 
Auf ſchmalem Pfad ein grauer Stein 


Kann niemals Blutes Grenze fein! Hansulrich Röhl 
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Staate zugewiejen wurden. Das Recht 
der Selbſtbeſtimmung, das die alliierten 
Mächte vor Abſchluß des Waffenſtill— 
ſtandes feierlich allen Völkern und Volfs- 
gruppen zugeſichert hatten, wurde in 
beiden Fällen ſchnöde mißachtet. Das 
deutſche Volk ſollte zerſchmettert, Polen 
als Gendarm an der Oſtgrenze des ver— 
kleinerten Reiches geſtärkt, der Weichſel— 
korridor im Fleiſch des deutſchen Volks— 
körpers eine unheilbare, zum Siechtum 
führende Wunde bilden. Die „Freie 
Stadt“ wurde dem Schutz des Völker— 
bundes unterjtellt; ihrer Bevölkerung 
wurde das natürliche Recht der Selbſt— 
verteidigung verſagt; ihre Wirtſchaft, die 
vorher im deutſchen Lebensraum ver— 
ankert war, wurde an das polniſche Zoll— 
gebiet angeſchloſſen; der innere Zwiſt der 
Parteien wurde nach Kräften geſchürt. 
Polen hoffte durch völkiſche Anterwande— 
rung, durch militäriſche Drohungen und 
ſchließlich auch durch die zunehmende 
wirtſchaftspolitiſche Abſchließung Dan— 
zigs von ſeinem Hinterland die Anter— 
werfung der Danziger unter den weißen 
Adler zu erzwingen. 


Polen hat die Rechnung ohne den 
überlieferten Freiheitswillen der Dan— 
ziger gemacht. Denn darüber waren ſich 
alle Danziger, welchen Parteien oder 
welchen Bekenntniſſen ſie ſonſt auch an— 
gehören mochten, von Anfang an einig: 
Wir ſind deutſch und wollen niemals 
polniſch werden! Gerade das Verhalten 
Polens mit ſeiner grenzenloſen Gehäſſig— 
keit gegen alle Deutſchen, mit ſeinen klein— 
lichen Sticheleien, mit ſeiner großſpreche— 
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riſchen Dreiſtigkeit hat die Danziger Be— 
völkerung durch Leiden und Erfahrung ge— 
einigt. Als der Ruf des Führers an ſie 
erging, iſt ſie ihm gefolgt. Seit dem 
Jahre 1933 hat die Freie Stadt, deren 
Verfaſſung noch demokratiſcher und libe- 
raler war als die Verfaſſung von Wei— 
mar, eine nationalſozialiſtiſche Regierung 
und wird ſeitdem ausſchließlich nach na- 
tionalſozialiſtiſchen Grundſätzen verwal— 
tet und geführt. 

Schon bald zeigten ſich die Folgen 
dieſes geiſtigen Anſchluſſes. Die einſt 
weite Schichten umfaſſende Arbeitsloſig— 
keit wurde beſeitigt; neue Bauten wur— 
den geſchaffen; das alte Stadtbild wurde 
verſchönert; Induſtrie und Handwerk be- 
gannen unter Arbeitermangel zu leiden. 
Nur der Handel konnte ſich unter der 
polniſchen Zollgeſetzgebung nicht erholen; 
ſein Bereich wurde immer wieder von 
der polniſchen Wirtſchaftspolitik zu— 
gunſten von Gdingen eingeengt. Der 
Hafen, die Lebensader des hanſiſchen 
Danzigs, blieb dem internationalen 
Hafenausſchuß unterſtellt. Die Grenzen 
nach Pommerellen wurden immer fühl— 
barer, beſonders ſeitdem in den letzten 
Monaten das dort anſäſſige Deutſchtum 
brutal verfolgt und unterdrückt wurde. 
Aber der Wahnſinn der Grenzziehung 
von Verſailles wird durch ſolche Mağ- 
nahmen nur immer deutlicher und ſchließ— 
lich auch jenen bewußt, die ſelbſt an ihr 
ſchuldig geweſen ſind. Damit iſt die Ge— 
ſchichte Danzigs und des Weichjellandes 
vor einer neuen Wende angelangt. Sie 
ſteht unter dem Wort und dem Befehl 
des Führers. 


Otto Martin 
Weftpreußen — Pommerellen — Korridor 


Grundfragen des 


Das Gebiet des unteren Laufs der 
Weichſel vom Weichſelknie bei Thorn im 
Süden bis zur Weichſelmündung iſt unter 
den verſchiedenartigſten Bezeichnungen 
bekannt. Die hiſtoriſche Bezeichnung 
„Preußen“ lebt, was durchaus kein Zu— 
fall, ſondern ſehr bezeichnend iſt, in dem 
Namen der Provinz Weſtpreußen fort, 
die im Jahre 1919 ohne Abſtimmung vom 
Deutſchen Reich losgetrennt wurde. Seit— 
dem iſt dieſes Gebiet als „polniſcher 
Korridor“ in der ganzen Welt zum poli— 
tiſchen Begriff geworden. Auch in dieſem 
Fall gilt das Sprichwort: nomen-omen. 
Die Bezeichnung „Korridor“ hätte ſich 
wohl keinesfalls ſo unausrottbar in der 
politiſchen Vorſtellungswelt eingeniſtet, 
wenn ſie nicht das Proviſoriſche der terri— 
torialen Löſung von Verſailles in fo tref- 
fender Weiſe charakteriſieren würde. Aus 
dieſem Amſtand und aus dem Anſicher— 
heitsgefühl, das Polen ſeit der Abtren— 
nung in dem Beſitze dieſes Gebietes emp— 
findet, iſt die außerordentlich große Emp— 
findlichkeit zu erklären, mit der man ſich 
polniſcherſeits gegen dieſe Bezeichnung auf— 
lehnt und ſie durch die Bezeichnung 
„Wojewodſchaft Pommerellen“ 
zu erſetzen ſucht. Man wird ſich daran er— 
innern, daß noch am 5. Mai dieſes 
Jahres der polniſche Außenminiſter mit 
kaum verhohlenem Arger die Bezeichnung 
„Korridor“ als unanwendbar zurückwies, 
was allerdings in der ſehr konſequenten 
politiſchen Terminologie beſonders der 
angelſächſiſchen Länder keinen beſonderen 
Eindruck zu machen ſcheint. 

Die drei erwähnten Bezeichnungen, 
Weſtpreußen, Korridor, Pommerellen, 
für das gleiche Gebiet beinhalten tatſäch— 
lich den Geſamtumfang dieſes entſcheiden— 
den europäiſchen Problems. W e ftp reu- 
Ben — das iſt die entſcheidende Frage 
des natürlichen Zuſammenhangs der deut— 


Korridorproblems 


ſchen Reichsgebiete, der durch die Los— 
löſung deutſchen Volksbodens im Jahre 
1919 ſinnlos zerſtört wurde; Pomme- 
rellen — das iſt die polniſche Präten— 
tion, in dieſem Gebiet „altpolniſchen 
Boden“ zurückgewonnen und einen inte— 
grierenden Beſtandteil dem neuen polni- 
ſchen Staat eingefügt zu haben. In dem 
Wort liegt zugleich das bisher ungelöſte 
Problem beſchloſſen, die mangelnde Zu— 
gehörigkeit der ehemaligen Provinz 
Weſtpreußen zu Polen zu überwinden. 
In dem Wort „Korridor“ ſchließlich 
liegt dieſer ganze große Fragenkomplex 
beſchloſſen, der die Welt ſeit 1920, man 
kann faſt ſagen, alljährlich mehrere 
Wochen lang in hoher und höchſter 
Spannung gehalten hat; es bezeichnet 
das Problem eines im Jahre 1919 ge— 
ſchaffenen territorialen Zuſtandes, der an 
ſich unhaltbar iſt und nach Worten des 
franzöſiſchen Marſchalls Foch die Wurzel 
des nächſten Krieges bilden müſſe. 


J. Der Korridor als Faktor in der 
polniſchen Außenpolitik. 


Das Korridor-Problem, das ſeit 1920 
einen der größten Anſicherheitsfaktoren 
in der europäiſchen Politik darſtellt und 
in engſtem Zuſammenhang mit der eben— 
falls ungelöſten Danziger Frage ſteht, 
ſpielt in der polniſchen Außenpolitik eine 
hervorragende oder ſogar die wichtigſte 
Rolle. Der Verſuch Polens, die Exiſtenz 
eines „Korridor-Problems“ aus begreif— 
lichen Gründen überhaupt in Abrede zu— 
ſtellen, wird durch die Tatſache eindeutig 
widerlegt, daß dieſes Problem nicht nur 
unleugbar für Deutſchland beſteht, ſon— 
dern daß auch alle Bemühungen der pol— 
niſchen Außenpolitik darauf gerichtet ſind, 
durch Bündniſſe und Vereinbarungen mit 
anderen Mächten den Schutz der von 
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Deutſchland nicht garantierten polniſchen 
Weſtgrenzen zu erreichen, daß ferner auch 
die polniſche Innenpolitik mit gleicher 
Konſequenz dasſelbe Ziel der Sicherung 
dieſes problematiſchen Territorialbeſitzes 
von innen her verfolgt, wobei die Ent— 
deutſchung und die Stärkung des polni— 
ſchen Elementes dieſer Provinz als 
Hauptwaffe dienen muß. Poſen und 
Oberſchleſien find in diefe Sicherungs— 
maßnahmen zwar auch einbezogen, er— 
ſcheinen nach der Meinung der polniſchen 
Offentlichkeit aber nicht in der gleichen 
Weiſe gefährdet wie Pommerellen und 
der angrenzende Netzegau. 

Für Polen iſt die „Wojewodſchaft 
Pommerellen” nicht nur ein außenpoliti- 
ſches, ſondern infolge der hier vorliegen— 
den beſonderen Verhältniſſe und des Be— 
völkerungsaufbaues in dem gleichem Am— 
fange auch ein innerpolitiſches Problem, 
das ſeit jeher mit größter Aufmerkſamkeit 
und Empfindlichkeit behandelt worden iſt. 
Außen- und Innenpolitik arbeiten in die- 
ſer Frage eng zuſammen, wobei der 
Außenpolitik die Aufgabe zufällt, die in- 
ternationalen Vorausſetzungen für eine 
hemmungsloſe Auswirkung der innerpoli— 
tiſchen Maßnahmen zu ſchaffen. 

Polens Außenpolitik wird, wie kaum 
bei einem anderen Staat, durch ſeine un— 
günſtige geographiſche Lage beſtimmt, die 
ihm in der Vergangenheit bei den frühe— 
ren Teilungen bereits einmal zum Ver— 
hängnis geworden iſt. Der polniſche Staat 
liegt wie ein Keil zwiſchen den beiden 
großen Ländern Deutſchland und Ruß— 


land. In den erſten anderthalb Jahrzehn— 


ten ſeines Beſtehens hat Polen jede 
engere Zuſammenarbeit mit einem dieſer 
großen Nachbarſtaaten peinlich vermieden. 
Es war das gefügigſte Werkzeug in den 
Händen Frankreichs und hat deſſen Poli- 
tik auf internationalem Boden jederzeit 
rückhaltlos mitgemacht, ganz beſonders 
dann, wenn eine Spitze gegen Deutſchland 
zu erkennen war. In den Jahren bis 
1933 fiel die letzte Entſcheidung über die 
polniſche Außenpolitik immer in Paris. 
Es war eine Selbſtverſtändlichkeit, daß 
die polniſchen Außenminiſter auf ihren 
Reiſen nach und von Genf regelmäßig in 
Paris Station machten und hier die 
Richtlinien für ein gemeinſames Vor— 
gehen beider Länder feſtlegten, das nicht 
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immer im Intereſſe Polens lag. An- 
derthalb Jahrzehnte wurde die polniſche 
Außenpolitik ausſchließlich von der Furcht 
vor Deutſchland beſtimmt, von der Furcht, 
daß Deutſchland bei günſtiger Gelegenheit 
die Reviſion der polniſchen Weſtgrenzen 
anmelden und ſeinen niemals aufgegebe— 
nen Forderungen durch friedliche oder ge— 
waltſame Mittel durchzuſetzen verſuchen 
könnte. 


Bis 1933 war das vollkommen ent- 
waffnete und vom Parteienkampf durch— 
tobte Deutſchland machtpolitiſch ohne Ein- 
fluß. Auch von ſowjetruſſiſcher Seite 
drohte Polen ſeit dem polniſchen Sieg 
über Rußland im Jahre 1920 keine beſon— 
dere Gefahr, da das Chaos in dem jowjet- 
ruſſiſchen Reich zwar eine verſteckte Wühl- 
arbeit, nicht aber eine zweite bewaffnete 
Auseinanderſetzung mit Polen zugelaſſen 
hätte. Polen wäre alſo, mehr als dies 
in Zukunft der Fall ſein kann, in dem 
erſten Jahrzehnt ſeines Beſtehens in der 
Lage geweſen, ohne Gefährden ſeiner 
Grenzen eine ſelbſtſtändigere und von 
Paris freiere Politik zu führen. Wenn 
es ſich bedingungslos in das franzöſiſche 
Fahrwaſſer begab, ſo war dies ein Ein— 
geſtändnis ſeiner inneren Schwäche, die 
fih aus der mangelnden Konſolidierung 
im Innern ergab. 


Die Rückverſicherung bei dem damals 
übermächtigen Frankreich enthob Polen 
der Sorge, ein gutes Einvernehmen auch 
mit ſeinen kleineren Nachbarländern her— 
beizuführen, wodurch es ſich die Chancen 
für eine führende Rolle in Oſteuropa ver- 
ſcherzte und bis heute den damals er— 
richteten Wall des Mißtrauens nicht 
durchbrechen konnte. Bei Litauen war die 
Beſetzung des Wilna-Gebiets durch 
Polen die Arſache einer ununterbrochenen 
Kriſe; die Beziehungen zu Prag erfuhren 
durch Grenzſtreitigkeiten und durch die 
Anterdrückung der polniſchen Minderheit 
in der Tſchechoſlowakei eine ſtändige 
Trübung. Selbſt mit Lettland nahmen die 
Konflikte kein Ende. Einzig mit Rumä- 
nien, das ebenſo wie Polen ſeine Grenzen 
weit in das ehemalige ruſſiſche Reich vor— 
geſchoben hatte, kam es zum Abſchluß 
eines Defenſivbündniſſes, deſſen Gegen— 
ſtand die Sicherung der beiderſeitigen Oſt— 
grenzen war. 
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Oſtpreußens „Zugang“ zur Weichſel. 


An 


Gegenüber der in der polniſchen Preſſe 
und in zahlloſen Verſammlungen ſyſte— 
matiſch geſchürten Feindſchaft gegen 
Deutſchland traten die Gegenſätze zu den 
anderen Nachbarſtaaten allerdings mehr 
in den Hintergrund. Deutſchland wurde 
in der polniſchen Offentlichkeit als der 
Feind Polens hingeſtellt, weil es die Ab— 
tretung der früheren deutſchen Gebiete, 
vor allem Pommerellens, nicht anerkannt 
hatte und das traurige Schickſal der deut- 
ſchen Minderheit in dieſen Gebieten mit 
leidenſchaftlicher Anteilnahme verfolgte. 
In der Abſicht, Polens Baſis bei einer 
als unvermeidlich angeſehenen Ausein— 
anderſetzung mit Deutſchland zu verbrei— 
tern, gingen und gehen weite Kreiſe in 
Polen ſogar ſo weit, die Einbeziehung 
Danzigs und Oſtpreußens in den polni— 
ſchen Machtbereich zu fordern. Oft hatte 
es damals den Anſchein, als ob Polen, ge- 
ſtützt auf das Bündnis mit Frankreich, 
die Schwäche Deutſchlands ausnutzen und 
dieſe Pläne in die Wirklichkeit umſetzen 
wollte. Die deutſch-polniſche Spannung 
war 14 Jahre hindurch eine geradezu un- 


der Weichſelgrenze 
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abänderliche Gegebenheit, auf der die 
politiſchen Konſtellationen in Europa auf— 
gebaut werden konnten. 

Als daher im Jahre 1933 neue Wege 
beſchritten wurden, die am 26. Januar 
1934 zum Abſchluß eines deutſch-polniſchen 
Freundſchaftsvertrages führten, mußte 
diefe Entſpannung im Often Europas wie 
eine unerhörte Senſation wirken. Denn 
ſie änderte mit einem Schlage die Vor— 
ausſetzungen für das bis dahin beſtehende 
europäiſche Gleichgewicht, das in der ein— 
ſeitigen Vorherrſchaft Frankreichs und 
der Niederhaltung Deutſchlands feinen 
Ausdruck gefunden hatte. Wie war es zu 
dieſer überraſchenden politiſchen Amſtel— 
lung Polens, die eine glatte Abkehr von 
Frankreich bedeutete, gekommen? Es 
waren hierfür ſelbſtverſtändlich keinerlei 
Gefühlsmomente, ſondern allein das nüd- 
terne Inrechnungſtellen der neuen Lage 
in Europa maßgebend, durch die Polen 
in eine gefährliche Zwangslage gekommen 
war. Polen hätte das Nichtangriffsabkom— 
men mit Deutſchland zweifellos nicht ab— 
geſchloſſen, wenn es fih von ihm nicht er- 
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hebliche Vorteile verſprochen hätte. Es 
war für Polen inſofern von größtem 
Wert, als es eine zehnjährige Atempauſe 
an ſeiner Weſtgrenze und außerdem die 
Möglichkeit zu einem ſelbſtändigeren 
außenpolitiſchen Kurs erhielt. Damit 
waren zum erſten Maledie Bor- 
ausſetzungen für eine polniſche 
Großmachtpolitikgegeben. Trotz 
dieſer Vorteile und der unvermeidlichen 
Zwangläufigkeit, die Polen den Weg zur 
Verſtändigung mit Deutſchland gewieſen 
hatten, fand das Abkommen in Polen eine 
mehr als kühle Aufnahme. Der größte 
Teil der polniſchen Offentlichkeit ſtellte 
ſeine Angriffe gegen Deutſchland und die 
deutſche Minderheit in Pommerellen 
nicht einen Tag ein, und ſelbſt der größte 
Teil der Regierungspreſſe ſchloß ſich 
dieſer unfreundlichen Haltung jhon nach 
kurzer Zeit wieder an. Das Tempo der 
Entdeutſchungspolitik wurde nur nach 
außen hin für eine kurze Zeitſpanne ver— 
langjamt, um bald wieder das frühere 
Ausmaß zu erreichen. 


Schon nach kurzer Zeit ſetzten Verſuche 
zu einer franzöſiſch-polniſchen Annäherung 
ein, bei denen Polen dank des mit 
Deutſchland abgeſchloſſenen Nichtangriffs— 
paktes als gleichberechtigter Faktor neben 
Frankreich auftreten und ſeine Forderun— 
gen durchſetzen konnte. Knapp zwei Jahre 
nach dem Abſchluß des deutſch-polniſchen 
Abkommens waren die Verhandlungen ſo 
weit gediehen, daß der franzöſiſche Gene- 
ralſtabschef einen Beſuch in Polen und 
der polniſche Marſchall Rydz-Smigly 
einen Gegenbeſuch in Frankreich machen 
konnte. Die wiedererfolgte Annäherung 
wurde von der Preſſe beider Länder als 
die Vertiefung des polniſch-franzöſiſchen 
Bündniſſes gefeiert. Frankreich hatte als 
Preis für die jetzt nur bedingte polniſche 
Anterſtützung neben der Erneuerung der 
Garantie für die polniſchen Weſtgrenzen 
eine größere Anleihe an Polen zu zahlen, 
durch die der polniſche Staat in die Lage 
verſetzt werden ſollte, ſeinen Rüſtungs— 
ſtand dem des benachbarten Deutſchland 
anzupaſſen. Von der Forderung, daß 
Polen engere Bindungen mit Sowjetruß— 
land eingehen ſollte, hatte Frankreich bei 
der ausgeſprochen antibolſchewiſtiſchen 
Einſtellung Polens Abſtand nehmen 
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müſſen. Polen dagegen rückte wieder mehr 
von Deutſchland ab, ohne allerdings die 
Fäden ganz abreißen zu laſſen. 


Trotz der doppelſeitigen Sicherung, des 
Bündniſſes mit Frankreich und des Nicht— 
angriffspaftes mit Deutſchland, war eine 
gewiſſe Iſolierung Polens unverkennbar, 
die es, um nicht die einzig mögliche Schluß— 
folgerung einer engeren Zuſammenarbeit 
mit Deutſchland ziehen zu müſſen, durch 
zwei Aktionen in verſchiedener Richtung 
zu durchbrechen ſuchte. Die eine war eine 
Annäherung an England, um da— 
durch eine engliſche Bürgſchaft für ſeine 
Weſtgrenzen zu erhalten. Dieſer Verſuch 
blieb ſolange erfolglos, wie England das 
Schwergewicht ſeiner Politik in Weſt— 
europa und in den außereuropäiſchen Ge— 
bieten ſah. Erſt im April 1939 entſchloß 
ſich England, Polen in ſein geſamteuro— 
päiſches Syſtem der Einkreiſung einzu— 
ſchalten und ſich ſo zum erſten Male ſeit 
1919 wieder in Oſteuropa zu binden. Die 
zweite Aktion Polens zierte auf die Schaf— 
fung eines unter polniſcher Führung 
ſtehenden oſteuropäiſchen Zwi- 
ſchenblocks hin, dem die Staaten der 
Kleinen Entente und die baltiſchen 
Staaten angehören ſollten. Aber auch dieſe 
Löſung war zum Scheitern verurteilt, und 
zwar durch den polniſch⸗tſchechiſchen Gegen- 
ſatz im Süden und die polniſchelitauiſche 
Feindſchaft im Norden. Es blieb nur das 
polniſch-rumäniſche Bündnis übrig, das 
aber nicht einmal für die Sicherung der 
Oſtgrenze ausreichend erſchien. 


Nach der Wiedererſtarkung Deutſch— 
lands wäre für Polen, das infolge ſeiner 
inneren Schwäche und der Tatſache, daß 
ein Drittel ſeiner Bewohner Minder— 
heiten ſind, machtpolitiſch ſtark eingeengt 
iſt, nur eine klare Entſcheidung für einen 
ſeiner großen Nachbarn möglich geweſen. 
Polen hat dieſe Konſequenz nicht gezogen. 
Ein Ausgleich mit Sowjetrußland wurde 
wegen der damit verbundenen Gefahr der 
Bolſchewiſierung des Landes abgelehnt, 
und auch die ſcheinbare Bereinigung der 
polniſch-ſowjetiſchen Beziehungen im No- 
vember 1938 ſchuf da keine grundſätzliche 
Wandlung. Alle politiſchen Gegebenheiten 
wieſen Polen auf den Weg einer engeren 
Zuſammenarbeit mit Deutſchland hin. 
Dieſer Weg eines ehrlichen Ausgleichs 


Die Grenze bei Groß-Nebrau 
Weichſeldeich bei Groß-Nebrau. Unmittelbar am Fuße des Deiches 
verläuft die Grenze 


iſt aber durch das bewußt genährte Miß— 
trauen des polniſchen Volkes gegenüber 
Deutſchland und die Furcht vor einer nach 
polniſcher Anſicht unausbleiblichen Aus- 
einanderſetzung über Pommerellen und die 
jetzigen polniſchen Weſtgebiete verſperrt. 
Aus dieſer antideutſchen Stimmung her— 
aus begrüßt Polen jede geweſene, gegen— 
wärtige und zukünftige internationale 
Verwickelung, durch die Deutſchland in 
der freien Entfaltung ſeiner politiſchen 
Möglichkeiten behindert wird. Der Beſitz 
des Korridors alſo macht Polen gerade— 
zu zum Anhänger einer ſtändigen Span- 
nung zwiſchen Deutſchland und den Weſt— 
mächten, zum Verfechter einer ſtändigen 
Bedrohung des allgemeinen Friedens- 
zuſtandes, da nur in einer ſolchen Atmo- 
ſphäre der problematiſche Beſitz des Kor— 
ridors geſichert erſcheint. Durch nichts 
wird deutlicher bewieſen, als durch dieſe 
geradezu axiomatiſchen Vorausſetzungen 
der polniſchen Außenpolitik, daß ein 
Polen in ſeiner heutigen territorialen 
Konſtruktion an ſich einen Anruhefaktor 
in Europa darſtellt, deſſen künſtliche Auf— 
rechterhaltung keinesfalls im Intereſſe 
des europäiſchen Friedens liegt. 


II. Weſtpreußen unter polniſcher 
Herrſchaft. 


Die polniſche Wojewodſchaft Pomme— 
rellen, die eine Größe von 16 407 qkm 
hat und nach Polniſch-Oberſchleſien die 
bisher kleinſte der polniſchen Wojewod— 
ſchaften war, iſt der an Polen gekommene 
überwiegende Teil der Provinz Weſt— 
preußen. Bei Deutſchland verblieben iſt 
der Kreis Dt.-Krone, Teile der Kreiſe 
Flatow, Konitz, Schlochau, Karthaus und 
Neuſtadt, der größte Teil des Kreiſes 
Elbing, Marienburg, Marienwerder, 
Stuhm und Rofenberg. Polen hat ferner 
kleine Teile des Kreiſes Lauenburg und 
Bütow, ſowie den größten Teil des oſt— 
preußiſchen Kreiſes Neidenburg erhalten. 
Zum Freiſtaat Danzig ſind außer den 
Kreiſen Danzig und Danziger Niederung 
Teile der Kreiſe Neuſtadt, Karthaus, 
Dirſchau, Elbing und Marienburg ge— 
kommen. 


Bei der inneren Einteilung Pomme— 
rellens ſind bis 1935 keine weſentlichen 
Anderungen vorgenommen worden. Ledig- 
lich der Kreis Mewe, der den abgetrete— 
nen Teil des Kreiſes Marienwerder bil— 
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det, ift liquidiert und dem Kreiſe Dir- 
ſchau einverleibt wordenz ferner ſind die 
beiden nördlichen Kreiſe Neuſtadt und 
Putzig, um eine einheitliche Linie im 
Küſtengebiet zu gewährleiſten, zu einem 
Seekreis vereint worden, aus dem die 
Stadt Gdingen mit den inzwiſchen einge— 
meindeten Vororten abgetrennt und zu 
einem ſelbſtändigen Stadtkreis erhoben 
worden iſt. 

Eine grundlegende Anderung der ſeit 
1920 beſtehenden Verwaltungsgrenzen 
Pommerellens iſt erſt durch das Geſetz 
vom 11. März 1937 eingetreten, durch 
das aus politiſchen Erwägungen heraus 
das Gebiet der Wojewodſchaft Pomme— 
rellen erheblich vergrößert worden iſt. 
Von dem Netzegau ſind die Kreiſe Brom— 
berg Stadt und Land, Hohenſalza Stadt 
und Land, Schubin und Wirſitz mit 
375 000 Bewohnern und einem Flächen— 
inhalt von 4520 qkm, und von Kongreß— 
polen die vier Kreiſe Lipno, Nieſzawa, 
Rypin und Wiochamwef mit 458 000 Cin- 
wohnern und 5352 qkm Pommerellen zu— 
geſchlagen worden. Kennzeichnend für die 
politiſche Tendenz der am 1. April 1938 
in Kraft tretenden Grenzänderung iſt, 
daß der maſuriſche Kreis Soldau von 
Pommerellen abgetrennt und der Woje- 
wodſchaft Warſchau zugeteilt worden iſt. 
Das neue Großpommerellen hat einen 
Amfang von 25 437 qkm und rund zwei 
Millionen Einwohner. 


Aus den gleichen Gründen ſind auch 
der Wojewodſchaft Poſen vier kongreß— 
polniſche Kreiſe zugeteilt worden: Ka— 
liſch, Koko, Ronin und Turek mit 
625 000 Einwohnern und einem Amfang 
von 6317 qkm, ſo daß dieſe Wojewod— 
ſchaft nach der Abtretung der ſechs Kreiſe 
des Netzegaues an Pommerellen eine 
Größe von 28 361 gegenüber bisher 
26 564 kqm erhält. Ihre Einwohnerzahl 
erhöht ſich von 2150000 auf rund 
2,5 Millionen. 

Die politiſche Tendenz dieſer Grenz— 
änderungen liegt auf der Hand, wenn 
berückſichtigt wird, daß damit die alten 
Teilgebietsgrenzen verwiſcht und vor 
allem Pommerellen zu einer ſelbſtändi— 
geren Verwaltungseinheit mit weſentlich 
ſtärkerem polniſchem Einſchlag um- 
geſtaltet werden ſollte. Eine Einheit jtel- 
len die neugeſchaffenen Verwaltungs- 
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bezirke, weder in kultureller noch in wirt— 
ſchaftlicher, hiſtoriſcher oder ethnographi— 
ſcher Hinſicht da; ſie ſind vielmehr ein 
unter dem Geſichtswinkel politiſcher 
Zweckmäßigkeit geſchaffenes willkür⸗ 
liches Gebilde ohne inneren 
Zuſammenhalt. Auf der Landkarte 
iſt die Grenze des früher zu Deutſchland 
gehörenden Teilgebiets damit zwar aus- 
gelöſcht, der kulturelle und wirtſchaftliche 
Anterſchied, der kraſſer kaum gedacht 
werden kann, wird ſie in Zukunft aber 
nur noch um ſo ſtärker hervortreten 
laſſen. 

Von beſonderem Intereſſe ſind die 
Bevölkerungsverhältniſſe in 
Pommerellen, denn hier wohnen 
nicht nur Deutſche und Polen, ſondern 
noch zwei weitere Volksſtämme mit aus- 
geſprochen eigner Prägung: die Ka— 
ſchuben und die Maſuren, die von den 
Polen gern, aber ohne jede Berechtigung 
dem Polentum zugerechnet werden. 

Im Jahre 1910 wohnten innerhalb der 
Grenzen des heutigen Pommerellen bei 
einer Geſamtbevölkerung von 965 000 
Perſonen 421000 Deutſche, 424 000 Po- 
len, 110 000 Kaſchuben und 9000 Mafu- 
ren. Die Zahl der Deutſchen war 
alſo etwa ebenſo groß wie die der Polen. 
Bei einer Volksabſtimmung hätten ſich 
zweifellos aber auch viele Polen für 


Deutſchland ausgeſprochen. Der tiber- 


gang Pommerellens in die polniſche 
Staatsoberhoheit führte zu einer Ent- 
deutſchung des Gebietes, die in ihren 
Auswirkungen geradezu mit einer Völ— 
kerwanderung verglichen werden kann, die 
in der Geſchichte nur wenige Beiſpiele 
hat. Schon nach dem Abſchluß des Waf- 
fenſtillſtandes im Jahre 1918 ſetzte eine 
allmähliche Flucht der deutſchen Bevölke— 
rung ein, die nach der Abergabe des 
Landes im Jahre 1920 ihren Höhepunkt 
erreichte. Nach der polniſchen Volkszäh— 
lung vom Jahre 1921 wohnten in Pom- 
merellen noch 176 000 Deutſche. Der Ver- 
luſt an deutſchen Menſchen betrug alſo 
bereits nach anderthalb Jahren polni— 
ſcher Herrſchaft 58%. Nach einer im 
Jahre 1926 erfolgten privaten deutſchen 
Zählung war die Zahl der Deutſchen 
weiter auf 117 000 geſunken. Die pof- 
niſche Volkszählung 1931 weiſt 105 000 
Deutſche aus, eine Zahl, die zweifellos 
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um einige Tauſend zu niedrig liegt. 
Denn eine zweite private deutſche Zäh— 
lung vom Jahre 1936 hat noch 107 000 
Deutſche ergeben, obwohl hierbei natur— 
gemäß nicht alle Deutſchen reſtlos erfaßt 
werden konnten. Für das Jahr 1937 kann 
man noch rund 108 000 Deutſche in 
Pommerellen annehmen. Von 1910 
bis 1937 hat das Deutſchtum 
Pommerellens alſo rund 
313000 Perſonen oder mehr 
als 76% ſeines urſprünglichen 
Beſtandes verloren. In Wirklich— 
keit iſt der Verluſt noch erheblich größer 
geweſen, da der Geburtenüberſchuß in 
dieſer Zahl nicht zum Ausdruck kommt. 
Aber die Kaſchuben und Maju- 
ren liegen einwandfreie Zahlen nicht 
vor, da fie bei den polniſchen Volkszäh— 
lungen ſtets den Polen zugerechnet wer— 
den. Wenn dieſe beiden Volksſtämme den 
Poloniſierungsmaßnahmen auch beſon— 
ders ſtark ausgeſetzt geweſen find, jo kann 
die Zahl der Kaſchuben aber immerhin 
auf mindeſtens 125 000 und die der Ma- 
ſuren infolge einer größeren Auswande— 
rung auf etwa 6000 geſchätzt werden. 
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Die größte Anderung hat die Struktur 
der polniſchen Bevölkerung in Pomme— 
rellen erfahren. In der polniſchen Volks— 
zählung vom Jahre 1931 werden 969 000 
Polen ausgewieſen. Wenn man für dies 
Jahr 120 000 Kaſchuben, 6000 Maſuren 
und ferner 3000 Perſonen abrechnet, die 
dem Deutſchtum zuzuzählen ſind, ſo 
kommt man auf die tatſächliche Zahl von 
839 000 Polen. Bis 1937 iſt das Polen- 
tum infolge des Bevölkerungszuwachſes 
und der Einwanderung aus anderen pol— 
niſchen Gebieten auf etwa 900 000 ge— 
ſtiegen. Der polniſche Bevölke— 
rungsanteil in Pommerellen 
iſt alſo von 44% im Jahre 1910 
auf faſt 80% im Jahre 1937 an- 
gewachſen. Seit 1910 hat die 
Zahl der Polen um rund 476000 
zugenommen und ſich akio mehr 
als verdoppelt. 

Dieſe überaus ſtarke Zunahme der pol— 
niſchen Bevölkerung um faſt eine halbe 
Million, die den Charakter Pommerel— 
lens grundlegend verändert hat, iſt nur 
zu einem kleinen Teil auf den natürlichen 
Bevölkerungszuwachs, zum größeren 
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auf die Einwanderung aus 
anderen Ländern und polni- 
ſchen Gebieten zurückzuführen. 
Für die Beurteilung der Verhältniſſe in 
Pommerellen iſt die Kenntnis von der 
Zuſammenſetzung der polniſchen Bevöl— 
kerung von größter Wichtigkeit, da zwi— 
ſchen den in Pommerellen einheimiſchen 
und den aus Kongreßpolen und Galizien 
eingewanderten Polen infolge des grund— 
verſchiedenen Erlebens, der anderen Er— 
ziehung und Lebensauffaſſung eine tiefe 
völkiſche, kulturelle und wirtſchaftliche 
Kluft beſteht, die zu geradezu unüber— 
windlichen Gegenſätzen im polniſchen 
Lager geführt haben. 

Sofort nach dem Abergang Pomme— 
rellens an Polen ſetzte ein gewaltiger 
Zuſtrom von polniſchen Einwanderern 
ein, der bemerkenswerter Weiſe in Pom- 
merellen größer als in Poſen war und 
dadurch ſchon die Zielrichtung der polni— 
ſchen Entdeutſchungspolitik erkennen ließ. 
Denn es iſt nachzuweiſen, daß die Polen 
aus den anderen polniſchen Gebieten 
planmäßig nach Pommerellen gelenkt 
worden ſind, um die unter den Deutſchen 
herrſchende Panikſtimmung auszunutzen 
und möglichſt viel deutſchen Beſitz in pol- 
niſche Hände zu bringen. Die Einwande— 
rer kamen aus Deutſchland, Frankreich 
und Amerika, vorwiegend jedoch aus 
Kongreßpolen und Galizien, um hier mit 
ſtaatlicher Anterſtützung deutſche Bauern— 
und Anſiedlungsgrundſtücke aufzukaufen. 
Wenn die größte Welle der Einwande— 
rung auch in den erſten zwei oder drei 
Jahren zu verzeichnen war, ſo dauerte 
der Zuſtrom aus Kongreßpolen und Ga- 
lizien aber bis heute an. Die Mehrzahl 
der durch Annullation, Liquidation, An— 
wendung des Vor- und Wiederkauf— 
rechtes enteigneten deutſchen Grundſtücke 
kam in die Hände dieſer Einwanderer. 
Nebenher ging die Einwanderung in die 
pommerelliſchen Städte. Wenn dieſe in 
den erſten Jahren auch nicht das Aus— 
maß wie die Durchſetzung des flachen 
Landes erreichte. Erſt ſpäter wurde auch 
hier der Zuſtrom von kongreßpolniſchen 
Kaufleuten, Handwerkern, beſonders aber 
Angeſtellten und Arbeitern immer größer. 


In der gleichen Linie lag auch die Be— 
amtenpolitik des polniſchen Staates. 
Planmäßig wurden Beamte aus Kon— 
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greßpolen und Galizien nach Pommerel— 
len und die einheimiſchen Beamten nach 
den anderen polniſchen Gebieten verſetzt. 
Dieſe Aktion wurde beſonders in den 
Jahren 1926 bis 1935 ſyſtematiſch durch— 
geführt, ſo daß ſchließlich alle höheren 
und die Mehrzahl der mittleren und 
unteren Beamtenſtellen mit aus anderen 
Gebietsteilen ſtammenden Beamten be— 
ſetzt waren. Bemerkenswert iſt auch hier, 
daß Pommerellen von dieſer Maßnahme 
erheblich ſtärker als Poſen betroffen wor— 
den iſt. Bei der ſeit 1927 in immer grö— 
perem Umfang zur Anwendung gekomme— 
nen Agrarreform wurden die neugeſchaf— 
fenen Siedlerſtellen bis auf einen kleinen 
Bruchteil nur an Polen aus innerpol— 
niſchen Gebieten vergeben. Eine beſon— 
ders ſtarke Welle von landfremden Ein— 
wanderern hat außerdem Gdingen in den 
letzten Jahren aufgenommen. 

Die polniſche Offentlichkeit hat natur- 
gemäß kein Intereſſe daran, genaue 
Anterſuchungen über die Struktur des 
jetzt in Pommerellen wohnenden Polen- 
tums anzuſtellen. Sie ſucht im Gegenteil 
aus begreiflichen Gründen den Aufbau 
des Polentums als einheitlich hinzu— 
ſtellen. Ein einigermaßen genaues Bild 
kann man daher nur erhalten, wenn man 
die Entwicklung rekonſtruiert. 1910 
haben 424000 Polen in Pommerellen ge- 
wohnt. Zu ihrem Kulturkreis kann man 
die aus Deutſchland, Frankreich und 
Amerika gekommenen Polen zurechnen, 
deren Zahl auf etwa 40—50 000 zu ver- 
anſchlagen iſt. Ferner müſſen dem ein— 
heimiſchen Polentum noch die poloniſier— 
ten Kaſchuben, Maſuren und Deutſche 
zugerechnet werden, die etwa 30—40 000 
betragen dürften. Der Geburtenüberſchuß 
dieſer drei Kategorien, der einheimiſchen, 
eingewanderten und poloniſierten Polen, 
beträgt etwa 165—170 000. Die als ein- 
heimiſches Polentum zu rechnende Bevöl— 
kerung würde demnach insgeſamt 659 000 
bis 684 000 betragen. Von Pommerellen 
dürften nach anderen polniſchen Provin- 
zen etwa 30—40 000 Polen verzogen ſein. 


Man geht nicht ſehr fehl, wenn man 
die Zahl der einheimiſchen Polen mit 
620—650 000 und die der aus Kongreß— 
polen und Galizien eingewanderten mit 
250—280 000 beziffert. Die als land- 
fremd zu bezeichnende und 
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nicht in den kulturellen Rah— 
men der ehemaligen Provinz 
Weſtpreußen hereinpaſſende 
Bevölkerung beträgt alſo ein 
Viertel bis ein Drittel der 
geſamten polniſchen Bevölke— 
rung der heutigen Wojewodſchaft Pom— 
merellens. 

Der Anteil des Geſamtpolentums an 
der Bevölkerung Pommerellens macht, 
wie bereits erwähnt, rund 80 %, der der 
Deutſchen, Kaſchuben und Maſuren zu— 
ſammen 20% aus. Wenn man die pol— 
niſche Volkszählung vom 9. Dezember 
1931 zugrundelegt, die in vieler Hinſicht 
allerdings ungenau iſt, da die Zahl der 
Deutſchen zu niedrig und die der Kaſchu— 
ben und Maſuren überhaupt nicht ange— 
geben iſt, ſo ergibt ſich doch immerhin 
nachſtehende intereſſante Verteilung der 
Bevölkerung auf die einzelnen pommerel- 
liſchen Gegenden: Es wohnten 

1. in den kaſchubiſchen Nordkreiſen 
Gdingen, Seekreis, Karthaus, Berent: 
16 000 Deutſche (6—7 /), 108 000 Polen 
(45,2 % ) und 115 000 Kaſchuben (48,1%); 

2. in den mittelpommerelliſchen Kreiſen 


Dirſchau, Stargard, Schwetz: 21 000 Deut- 
ſche (9,3%) und 205 000 Polen (90,7 %); 

3. in den weſtpommerelliſchen Kreiſen 
Konitz, Tuchel, Zempelburg: 23 000 
Deutſche (15,6 %%), 120 000 Polen (81%) 
und 5000 Kaſchuben (3,4 9/0); 

4. in den ſüdpommerelliſchen Kreiſen 
Graudenz Stadt und Land, Thorn Stadt 
und Land, Culm, Briefen: 36 000 Deut- 
fhe (11,6%) und 275 000 Polen (88,4%); 

5. in den oſtpommerelliſchen Kreiſen 
Strasburg, Löbau, Soldau: 10 000 Deut- 
fhe (6,6 %%), 136000 Polen (89,5 %) 
und 6000 Maſuren (3,9%). 

Wir ſtehen alfo vor der in- 
tereſſanten Tatſache, daß die 
Polen in den Nordkreiſen, die 
von ihnen als die wichtigſten 
angeſehen werden, eine Min- 
derheit ſind. Durch das Anwachſen 
der Einwohnerzahl Gdingens von 33 500 
im Jahre 1931 auf 97 000 im Jahre 
1939, iſt allerdings gerade hier eine er— 
hebliche Verſchiebung eingetreten, da da— 
mit der polniſche Bevölkerungsanteil 
56,3, der kaſchubiſche 38,6 und der deutſche 
nur noch 8,1% o betragen würde. Das 
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Deutſchtum ift am ſtärkſten in Weft- und 
Südpommerellen, am ſchwächſten in Nord— 
und Oſtpommerellen. 

In Poſen iſt die Zahl der Deutſchen 
von 679 000 im Jahre 1910 auf 328 000 
im Jahre 1921 und bis 1937 weiter auf 
210 000 geſunken. Damit beträgt der Ver— 
luft des Deutſchtums hier etwa 69 %. 
Insgeſamt hat die deutſche Minderheit 
in Pommerellen und Poſen 782 000 Per- 
jonen oder 71%) ihres Beſtandes ver- 
loren. 

Die große, Pommerellen innerhalb des 
polniſchen Staatsverbandes zugedachte 
Aufgabe als Faktor einer kommenden 
Großmachtpolitik müßte vor allem eine 
geſchloſſene und einheitliche Haltung der 
polniſchen Bevölkerung zur Voraus— 
ſetzung haben, wenn die politiſchen Pläne 
nicht ein Stoß ins Leere bleiben ſollen. 
Die Beſeitigung der inneren Hemmun— 


gen und Widerſtände, die in Pommerel⸗ 


len größer als in jeder anderen polni— 
ſchen Provinz ſind, ſind für die Verwirk— 
lichung der weitgeſteckten polniſchen Ziele 
jedoch ein Anſicherheitsfaktor erſten Ran— 
ges, da ein Einſatz der geſamten polni— 
ſchen Bevölkerung hierbei nur ſehr be— 
dingt in Rechnung geſtellt werden kann. 
Die Gegenſätze innerhalb des polniſchen 
Lagers ergeben ſich aus der uneinheit— 
lichen Grundeinſtellung des polniſchen 
Volkes, aus ſeinem Volkscharakter, dem 
geſchichtlichen Werdegang und der un— 
überwindlichen Klaſſen- und Parteien- 
zerriſſenheit. 

Dieſe Schattenſeiten werden in keiner 
Weiſe durch das unbändige polniſche 
Nationalgefühl ausgeglichen, das 
zwar während einer anderthalb Jahr- 
hunderte dauernden politiſchen Anfreiheit 
lebendig geblieben, in Pommerellen 
aber bei weitem nicht ſo ſtark 
wie in dem übrigen Polen aus- 
geprägt iſt. Ein Vergleich läßt ſich nur 
mit Oberſchleſien ziehen, wo die Bevöl— 
kerungsverhältniſſe ähnlich wie in Pom- 
merellen ſind. Schon lange vor dem Welt— 
kriege ſahen die damaligen polniſchen 
Führer das in Pommerellen wohnende 
Polentum als beſonders gefährdet an 
und entfalteten daher hier eine lebhafte 
Tätigkeit zur Wiedererweckung und Ver— 
tiefung des polniſchen Nationalbewußt— 
ſeins. Es wurden auf ihre Veranlaſſung 
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Turnvereine, Geſangvereine, landwirt— 
ſchaftliche Vereine, Volksbanken, Ein— 
und Verkaufsgenoſſenſchaften gegründet. 
In den höheren Schulen ſchloſſen ſich die 
polniſchen Schüler vielfach in Geheim— 
zirkeln zuſammen und entwickelten eine 
rege volkspolitiſche Tätigkeit. Durch 
Kreditgewährung ſuchte man gefährdeten 
polniſchen Beſitz zu erhalten und deut— 
ſchen Grundbeſitz in polniſche Hände zu 
bringen, mit dem Erfolg, daß trotz der 
viel beſchrieenen Tätigkeit der Preußi— 
ſchen Anſiedlungskommiſſion der polniſche 
Beſitzſtand ſich erheblich vergrößern 
konnte. In die gefährdeten pommerelli— 
ſchen Gebiete wurden junge, fanatiſch pol- 
niſch eingeſtellte Polen als Leiter der 
polniſchen Genoſſenſchaften oder wirt— 
ſchaftlichen Anternehmen entſandt, ferner 
auch junge polniſche Arzte und Rechts— 
anwälte, die die politiſche und kulturelle 
Führung des örtlichen Polentums über— 
nahmen. Eine beſondere Rolle ſpielte die 
polniſche Geiſtlichkeit, die im Gegen— 
fag zu den deutſchkatholiſchen Pfarrern 
ihre Nationalität immer über die Reli— 
gion ſtellte und der Hauptträger des pol— 
niſchen Gedankens in Pommerellen war. 


Als Beiſpiel für die planmäßige pol— 
niſche Offenſive vor dem Weltkriege ſei 
die Entwicklung der polniſchen Geſang— 
vereine genannt, die zu deutſcher Zeit ein 
wirkſames Werkzeug der polniſchen Pro— 
paganda waren. Ein in Danzig gegrün— 
deter polniſcher Geſangverein „Lutnia“ 
entfaltete bald in ganz Nordpommerellen 
eine rege Tätigkeit, indem er in den ein— 
zelnen Städten und Dörfern kulturelle 
polniſche Abende und Theatervorſtellun— 
gen, Volkstänze, Geſangsdarbietungen 
uſw. veranſtaltete. Der eifrigen Mit- 
arbeit der polniſchen Geiſtlichen war es 
zu verdanken, daß ſogar in kaſchubiſchen 
Gegenden, wie Neuſtadt, Luſin, Karthaus, 
Sierakowitz, Sianowo, Gowidlino, Sul- 
lenſchin, Parchau im Kreiſe Karthaus, die 
Gründung neuer polniſcher Geſangver— 
eine ermöglicht wurde. 1909 traten die 
polniſchen Geſangvereine zum erſtenmal 
zu einer gemeinſamen Tagung in Neu— 
ſtadt zuſammen, auf der die Gründung 
eines Verbandes der polniſchen Geſangs— 
gruppen für Danzig und Nordpommerel— 
len beſchloſſen wurde. Die eigentliche 
Gründung erfolgte auf einer zweiten 


Tagung in Sierakowitz am 18. April 
1910. Bezeichnenderweiſe wurde ein 
katholiſcher Geiſtlicher, der Pfarrer Dy— 
lewſki aus Gowidlino, zum Vorſitzenden 
des Verbandes gewählt. Die dritte Jah— 
restagung fand 1911 in Chmielno, die 
vierte 1912 in Berent und die letzte vor 
dem Weltkriege 1914 in Sierakowitz ſtatt. 
Zu gleicher Zeit hatte fih auch in Süd- 
pommerellen ein Zentrum der polniſchen 
Geſangsbewegung gebildet. Bei einer ge— 
meinſamen Tagung in Graudenz am 
22. Auguſt 1912 ſchloſſen ſich die beiden 
Verbände zu dem pommerelliſchen Ge— 
ſangsverband zuſammen. Nach einer Ver— 
öffentlichung des „Spiewak“, des Organs 
der vereinigten polniſchen Geſangvereine, 
vom 1. Juni 1912 gab es damals in 
Weſtpreußen 27 polniſche Geſangsgrup— 
pen ſowie 53 polniſche Kirchenchöre mit 
zuſammen 2740 Mitgliedern. Eine ähn— 
liche Entwicklung zeigten auch die ande— 
ren polniſchen Vereine, die Volksver— 
vereine, der Sokol, die Genoſſenſchaften 
und die polniſchen Banken. Es ift Tat- 
ſache, daß das polniſche Vereinsweſen nie 
wieder eine ſolche Blütezeit erlebt hat 
wie zu deutſcher Zeit, als die Polen 
noch eine Minderheit waren! 


Die verſtärkte politiſche und kulturelle 
polniſche Offenſive konnte jedoch nur 
wenig daran ändern, daß die große 
Maſſe des pommerelliſchen Polentums 
in paſſiver Haltung verharrte und von 
den polniſchen Beſtrebungen nur ſchwer 
oder gar nicht erfaßt werden konnte. Hin— 
zu kam, daß ſich durch zahlreiche Miſch— 
ehen von Polen und Deutſchen in vielen 
Gebieten eine neue Bevölkerungsſchicht 
gebildet hatte, die eindeutig weder zum 
Deutſchtum noch zum Polentum zu rech— 
nen war, die ſowohl die deutſche Sprache 
wie auch das in Pommerellen geſprochene 
Polniſch beherrſchte. Durch eine maſſen— 
hafte Abwanderung von polniſchen Ar— 
beitern nach dem weſtfäliſchen Induſtrie— 
gebiet wurde der Zerfall des Polentums 
noch gefördert. Faſt alle polniſchen Fa- 
milien in Pommerellen hatten auf dieſe 
Weiſe Verwandte in Weſtdeutſchland, 
die an ihrer nationalen polniſchen Hal— 
tung nicht mehr ſo ſtark feſthielten und 
einen nicht zu unterſchätzenden Einfluß 
auf ihre in Pommerellen verbliebenen 
Verwandten ausübten. 


Dieſe zwiſchen den beiden Nationen 
ſtehende Bevölkerungsſchicht hat ſich bis 
heute hin gehalten. Sie iſt beſonders 
zahlreich in Neuſtadt, Putzig, Dirſchau, 
Schöneck, Konitz und weniger zahlreich 
in Südpommerellen. Die dieſer Schicht 
angehörenden Menſchen bekennen ſich, 
wenn ein anderer Ausweg, ein offenes 
Bekenntnis zu vermeiden, nicht übrig- 
bleibt, einmal zum Polentum und bei 
einer anderen Gelegenheit zum Deutſch— 
tum. Ausſchlaggebend ſind faſt immer die 
jeweilig von der einen oder anderen 
Seite gebotenen materiellen Vorteile. 
Die Kinder werden entweder in eine 
deutſche oder auch in eine polniſche Schule 
geſchickt. Es kommt vor, daß aus ein und 
derſelben Familie ein Kind in die deut- 
ſche und ein anderes in die polniſche 
Schule geht. Ein Muſterbeiſpiel für dieſe 
nationale Anentſchloſſenheit bietet das 
Verhalten eines Bauern in der Nähe 
von Konitz, der von ſeinen ſechs Kindern 
abwechſelnd eins in die deutſche und eins 
in die polniſche Schule geſchickt hat, ſo 
daß drei ſeiner Kinder eine deutſche und 
die drei anderen eine polniſche Erziehung 
erhalten. Erwähnt ſei in dieſem Zuſam— 
menhang noch, daß zahlreiche katholiſche 
Lehrer in Pommerellen, die zu deutſcher 
Zeit die beſten Deutſchen waren, 1920 
mit fliegenden Fahnen in das polniſche 
Lager übergingen. Als ſich ihre Er— 
wartungen auf eine ſchnelle Beförderung 
nicht erfüllten und ſie ſich auch finanziell 
ſchlechter als in Deutſchland geſtellt ſahen, 
entdeckten ſie nach einigen Jahren wieder 
ihr deutſches Herz, traten ſchnell einem 
deutſchen Verein bei, um ſich ein Alibi 
für ihre deutſche Geſinnung zu verſchaffen, 
und wanderten dann ſchleunigſt nach 
Deutſchland aus. 


Trotz des Druckes, der von den polni— 
ſchen Behörden, und des Anreizes, der 
von der deutſchen Volksgruppe auf die zu 
dieſer Zwiſchenſchicht gehörenden Men— 
ſchen ausgeübt wird, eine klare Entſchei— 
dung zu treffen, verſtehen ſie es immer 
wieder, einer ſolchen aus dem Wege zu 
gehen. Es iſt daher in zahlreichen Fäl- 
len vollkommen unmöglich, eine einwand— 
freie Schlußfolgerung über ihre Nationa- 
lität zu ziehen. Dieſe Menſchen ſind eben 
weder Deutſche, noch Polen, ſondern 
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nur Pommereller. Für das 
Deutſchtum ſind ſie belanglos und ſtellen, 
weil ſie mitunter ſchon bei einem ge— 
ringen Anlaß für einige Zeit in das pol— 
niſche Lager übergehen, eher eine Be— 
laſtung dar. Immerhin iſt dieſe nicht 
greifbare und zahlenmäßig nicht feſtzu— 
ſtellende pommerelliſche Zwiſchenſchicht ein 
bemerkenswerter Faktor und eine inter— 
eſſante Illuſtration zu der polniſchen Be— 
hauptung von der unzweifelhaften ethno- 
graphiſchen Zugehörigkeit dieſes Gebietes. 


Eine charakteriſtiſche Eigenſchaft, die die 
pommerelliſchen Polen mit denen faſt 
aller anderen polniſchen Provinzen teilen, 
it ein Minderwertigkeitsge— 
fühl gegenüber dem Deutſchen 
und Deutſchland. In dem Wilnaer 
„Slowo“, der einzigen polniſchen Zeitung, 
die ſeinerzeit aufrichtig und rückhaltlos 
für eine Verſtändigung Polens mit 
Deutſchland eintrat, ſtellte der Haupt- 
ſchriftleiter Mackiewicz feſt, daß nur die 
im hiſtoriſchen Teil Litauens wohnenden 
Polen ein derartiges Gefühl nicht kennen. 
Seinen Arſprung hat dies Minderwertig— 
keitsgefühl in der Tatſache, daß die Polen 
die Schwächen des polniſchen National- 
charakters ebenſo wie die geiſtige und 
menſchliche Aberlegenheit der Deutſchen 
kennen und daher von einem ſtändigen 
Furchtgefühl nicht frei werden. Zu einem 
Teil wenigſtens läßt ſich hieraus der oft 
bei geringen Anläſſen ſcheinbar unver— 
mittelt hervorbrechende Haß gegen die 
deutſche Minderheit in Pommerellen und 
gegen das Deutſche Reich erklären. Das 
ſeit anderthalb Jahrhunderten geführte 
Leben als nationale Minderheit und das 
Wiſſen um die Aberlegenheit der deutſchen 
Kultur und des deutſchen Charakters hat 
dazu geführt, daß die Deutſchen in 
breiten Schichten der polniſchen 
Bevölkerung Pommerellens 
als die Herren angeſehen wer- 
den, denen gegenüber man als einzelner 
Menſch eine offene Feindſchaft vermeidet, 
die man aber hinter dem Rücken oder, 
wenn man in Maſſen auftreten kann, mit 
brutalen Mitteln bekämpft. Dieſe aus 
dem Minderwertigkeitsgefühl geborene 
Haltung erklärt die zahlreichen Proteſte, 
Kundgebungen und Ausſchreitungen gegen 
Deutſche, bei denen der ſchrankenlos her- 
vorbrechende Haß überraſcht. Derartigen 
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Ausbrüchen pflegt meiſtens eine ebenſo 
ſchnelle Ernüchterung zu folgen, die ſogar 
ſo weit gehen kann, daß viele der größten 
Hetzer und Schreier bei bekannten Deut— 
ſchen ihre Anſchuld oder Nichtbeteiligung 
an den Vorkommniſſen zu beweiſen ſuchen. 


Durch Schule, Preſſe und Vereine wird. 
vorläufig noch mit geringem Erfolg, der 
Verſuch gemacht, die Dinge umzukehren 
und bei den Polen das Gefühl des 
Herrentums gegenüber den Deutſchen zu 
erwecken. Die Hochachtung der Polen vor 
den Leiſtungen des Deutſchen Reiches iſt 
allerdings ſo grenzenlos, daß in dieſer 
Hinſicht jede auf die Stärkung des pol— 
niſchen Nationalbewußtſeins abzielende 
polniſche Propaganda vergeblich bleiben 
wird. 


Nach den bisherigen in jeder Richtung 
negativen Erfahrungen glaubt man in 
Pommerellen nicht mehr wie vielleicht vor 
20 Jahren daran, daß Polen auch nur 
einen Bruchteil der planmäßigen deutſchen 
Aufbauarbeit zu leiſten imſtande fei. Es 
iſt unbeſtreitbar, daß die Wiedererſtehung 
des polniſchen Staates von den Pomme— 
rellener Polen durchweg mit ehrlicher 
Begeiſterung begrüßt worden iſt, teils 
aus innerer Aberzeugung, teils aus recht 
materiellen Beweggründen. Die mate- 
rialiſtiſche Einſtellung muß über— 
haupt als eine der hervorſtechendſten 
Charaktereigenſchaften des polniſchen 
Volkes angeſehen werden. Eine Idee kann 
den Polen meiſtens nur dann ſchmack— 
haft gemacht werden, wenn greifbare 
Vorteile damit verbunden find. So eröff— 
nete das Wiedererſtehen Polens ſcheinbar 
ungeahnte Perſpektiven: Anzählige Be— 
amtenſtellen und einträgliche Poſten in 
Induſtrie und Handel waren neu zu be— 
ſetzen, und es erſchien den Polen als durch— 
aus ſelbſtverſtändlich, daß der deutſche 
Geſamtbeſitz in Stadt und Land, die 
äußere Erſcheinungsform des deutſchen 
Herrentums, in kurzer Zeit in ihre Hände 
übergehen müßte. Die Wege zu einfluß— 
reichen Stellen und zu müheloſem Reich— 
tum ſchienen durch einen nie erhofften 
Glücksfall für jeden einzelnen Angehöri— 
gen der bisherigen polniſchen Minder— 
heit offenzuſtehen. Sofort nach der 
Abernahme des Landes begann aber auch 
der Anſturm auf den deutſchen Beſitz und 


auf die Beamtenpoſten in Staats- und 
Kommunaldienſt ſowie auf die Stellen in 
Wirtſchaftsbetrieben. Soweit deutſche Be— 
amte zurückgeblieben waren, wurden ſie 
jo lange in ihren Amtern belaſſen, bis 
Polen ſich oberflächlich eingearbeitet 
hatten. Auch aus allen Privat-Anter⸗ 
nehmen, die in polniſche Hände kamen, 
wurden deutſche Angeſtellte und Arbeiter 
rückſichtslos entlaſſen und Polen einge— 
ſtellt. Durch das maſſenhafte Angebot von 
deutſchem Beſitz waren die Grundſtücks— 
preiſe ſehr gedrückt, und wer kein Geld 
beſaß, konnte, wenn er nur einige Be— 
ziehungen hatte, enteigneten deutſchen 
Beſitz ſo gut wie koſtenlos erhalten. Alle 
auf den polniſchen Staat geſetzten Er— 
wartungen ſchienen damit in Erfüllung 
zu gehen, denn ſie ließen ſich zunächſt ja 
auf Koſten der Deutſchen befriedigen. 
War es da nicht ein außergewöhnliches 
Glück, ein Pole zu ſein? Ein goldenes 
Zeitalter ſchien für alle Polen angebro— 
chen zu fein, und die ſchrankenloſe Begei— 
ſterung riß auch manch einen mit, der 
durchaus nicht jo feft im Polentum ver- 
wurzelt war und die geringen Kennt— 
niſſe feiner jetzt neuen polniſchen Mutter- 
ſprache noch erheblich vervollkommnen 
mußte. 


Die Ernüchterung trat aber ſchon recht 
bald ein. Als ſich nämlich zeigte, daß die 
politiſche und wirtſchaftliche Führung des 
jungen Staates in keiner Weiſe mit der 
zu deutſcher Zeit gewohnten zu verglei— 
chen war, als die Inflation der polniſchen 
Mark größere Fortſchritte als die der 
deutſchen machte, obwohl Polen keine 
Schuldenlaſt übernommen hatte, als die 
Lage auf wirtſchaftlichem und kulturellem 
Gebiet immer ſchlechter wurde, als die 
meiſten der neu eingeſtellten polniſchen 
Beamten ſich nicht lange ihrer Poſten er— 
freuen konnten, ſondern wegen Anfähig— 
keit, Beſtechlichkeit und Anterſchlagungen 
oder auch nur auf willkürliche Anordnung 
ihrer ebenfalls durch die Günſtlingswirt⸗ 
ſchaft ins Amt gekommenen Vorgeſetzten 
auf ſchlechtere Stellen verſetzt oder ganz 
abgebaut wurden. And der deutſche Be— 
ſitz? Ja, ganz ſo ſchnell, wie man das er— 
wartet hatte, ging das mit den Enteig- 
nungen nicht, denn die Deutſchen wehrten 
ſich recht kräftig und zeigten ſich ſelbſt als 
rechtloſe Minderheit noch in vieler Hin— 


ſicht den Polen überlegen. And plötzlich 
waren auch andere Polen da, aus 
Kongreßpolen und Galizien, 
Volksgenoſſen zwar, an die man bei der 
Verteilung der fetten Pfründen aber gar 
nicht gedacht hatte, die man immer von 
oben her betrachtet hatte und die jetzt 
den Pommerellener Polen auf 
Schritt und Tritt vorgezogen 
wurden. 

In Pommerellen und auch in Poſen 
hatte man geglaubt, daß das auf einer 
ſehr hohen Kulturſtufe ſtehende frühere 
preußiſche Teilgebiet in dem neuen Polen 
die Führung haben werde, mußte in dieſer 
Hinſicht aber ſchon nach wenigen Monaten 
eine bittere Enttäuſchung erleben. Schon 
in der erſten Zeit kamen außer zahlreichen 
Bauern auch Beamte aus Galizien und 
Kongreßpolen nach Pommerellen und 
fühlten ſich hier als die Kulturträger und 
Herren, obwohl fie, wie man in Pomme- 
rellen mit Erbitterung feſtſtellte, kulturell 
weit unter dem pommerelliſchen Durch- 
ſchnitt ſtanden. Dieſe Eindringlinge aus 
der „warmen Gegend“ kamen meiſt mit 
ſehr ärmlichen Möbeln an — mit einer 
„Zigarrenkiſte“ — hatten nach kurzer Zeit 
aber ſchon prachtvolle Einrichtungen und 
wußten mit den weſteuropäiſchen Einrich- 
tungen wie Waſſerleitung, Kanaliſation, 
Gas uſw. nichts anzufangen. Bei dem Er— 
werb von Grundbeſitz waren die aus an- 
deren polniſchen Gebieten kommenden 
Einwanderer noch inſofern im Vorteil, 
als in der erſten Zeit ein doppeltes Wäh— 
rungsſyſtem herrſchte und für das ehe— 
mals preußiſche Teilgebiet ein erheblich 
niedrigerer Zwangskurs feſtgeſetzt worden 
war. Auf dieſe Weiſe wurde, da die 
Grenzen jederzeit offenſtanden, ein bei- 
ſpielloſer Ausverkauf Pommerellens durch 
die Bewohner der anderen polniſchen Ge— 
biete ermöglicht. 

Von Jahr zu Jahr wurde es augen— 
ſcheinlicher, daß die Kongreßpolen eine 
Vorzugsſtellung einnahmen und die Pom- 
merellener Polen nur Bürger zweiter 
Klaſſe waren. Anter dem Vorwand der 
Deutſchfreundlichkeit oder nationaler An— 
zuverläſſigkeit wurden pommerelliſche Be- 
amte in immer größerer Zahl in das Jn- 
nere Polens verſetzt, eine Maßnahme, die 
bei den dort herrſchenden Zuſtänden einer 
Strafverſetzung etwa nach Sibirien gleich— 
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fam. Diele Beamte zogen daher vor, ganz 
aus dem Staatsdienſt auszuſcheiden, da fie 
ein für fie menſchenunwürdiges Daſein 


nicht zu ertragen glaubten. Die aus Ron- 


greßpolen und Galizien nach 
Pommerellenverſetzten Beam— 
ten nahmen im Laufe der Zeit alle höhe— 
ren und die Mehrzahl der mittleren und 
unteren Beamtenſtellen ein. Sie ſtan— 
den der einheimiſchen Bevöl— 
kerung vollkommen fremd 
gegenüber und wurde von die— 
ſer auch als Fremdkörper emp- 
funden. 

Wie planmäßig die Durchſetzung Pom- 
merellens mit Polen aus dem Innern er— 
folgte, zeigte ſich auch bei der Vergebung 
des zur Enteignung kommenden deutſchen 
Beſitzes, da Pommereller hier nur dann 
berückſichtigt wurden, wenn andere Be— 
werber nicht vorhanden waren. Bei der 
Neuſiedlung auf dem durch die Agrar— 
reform enteigneten Boden wurden ſogar 
ausſchließlich Galizier und Kongreß— 
polen in das Land geholt und die Pom— 
mereller ganz ausgeſchaltet, obwohl da- 
durch ein kataſtrophaler Rück— 
ſchritt des in höchſter Blüte 
ſtehenden Landes unvermeidlich 
war. Der eigentliche Grund für dieſe ſonſt 
unverſtändlichen Maßnahmen iſt in der 
Tatſache zu ſuchen, daß man die Pomme— 
reller zwar als kulturell hochſtehend, nicht 
aber als national unbedingt zuverläſſig 
anſieht. 

Zahlreiche Erſcheinungen der polniſchen 
Innenpolitik waren dazu angetan, das 
Vertrauen der aus einem Rechtsſtaat 
kommenden Pommereller in eine den Er— 
forderniſſen des Landes und ſeiner Be— 
wohner gerecht werdende Staatsführung 
zu erſchüttern. Die unbedingte Autorität, 
die die Beamtenſchaft infolge ihrer 
Pflichttreue und Anbeſtechlichkeit zu deut— 
ſcher Zeit beſaß, ging faſt ganz ver— 
loren. Bürokratismus, Mittel⸗ 
mäßigkeit und Käuflichkeit wur⸗ 
den in der Beamtenſchaft etwas 
Alltägliches, ſo daß man in Pommerellen 
Vergleiche mit den Zuſtänden im früheren 
Rußland zog und ſich die durch zahlloſe 
Beiſpiele erhärtete Meinung zu eigen 
machte, daß in Polen mit Geld alles zu 
erreichen fei. Der erbitterte Parteien- 
kampf trug dazu bei, daß immer neue 
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Mißſtände aufgedeckt und dieſe, wenn 
möglich, noch vergrößert wurden, ſo daß 
in der Bevölkerung das Gefühl der inne— 
ren Verbundenheit mit dem Staate und 
ſeinem Beamtenapparat nicht aufkommen 
konnte. 

Bei der vorherrſchenden materiellen 
Einſtellung mußte der unaufhaltſame 
wirtſchaftliche Niedergang des Landes die 
Stimmung in Pommerellen naturgemäß 
ſtark beeinfluſſen. Infolge der immer 
mehr zurückgehenden Kaufkraft der Land— 
wirtſchaft, der Beamten- und Arbeiter— 
ſchaft ſank der Lebensſtandard faſt auf die 
bedürfnisloſe Stufe der Oſtgebiete, ſo daß 
die zu deutſcher Zeit in höchſter Blüte 
ſtehende pommerelliſche Induſtrie faſt ganz 
zum Erliegen kam. Die zahlreichen land— 
wirtſchaftlichen Maſchinenfabriken ſahen 
ſich gezwungen, ihre Betriebe immer mehr 
zu verkleinern oder ganz zu ſchließen. 
Noch ſchlimmer war es in der Holzin— 
duſtrie, die unter dem Rückgang der Holz— 
ausfuhr nach Deutſchland und der Bevor— 
zugung der galiziſchen Sägewerke zu lei— 
den hatte. Die Landwirtſchaft, der wich— 
tigſte Erwerbszweig in Pommerellen, er— 
zielte nach wenigen günſtigeren Jahren 
derart niedrige Preiſe, daß die Selbſt— 
koſten nicht mehr gedeckt werden konnten 
und die Verſchuldung ein rieſiges Aus— 
maß erreichte. Auch in den Handels- und 
Gewerbebetrieben gingen die Amſätze von 
Jahr zu Jahr zurück; ein Anternehmen 
nach dem anderen mußte ſchließen oder 
ging in den Konkurs. Der Hausbeſitz 
hatte beſonders unter der immer mehr an— 
wachſenden Arbeitsloſigkeit zu leiden. Die 
Erwerbsloſen brauchten keine Miete zu 
zahlen, ſo daß die Hausbeſitzer indirekt 
einen erheblichen Teil der vollkommen un— 
zulänglichen öffentlichen Fürſorge zu tra— 
gen hatten. Eine Beſſerung der Lage trat 
ſelbſt dann nicht ein, als die Wirtichafts- 
kriſe in der ganzen übrigen Welt bereits 
überwunden war. Für Pommerellen iſt 
auch für die Zukunft kein weſentlicher 
Aufſchwung zu erwarten, denn die Maß— 
nahmen der Regierung laufen darauf hin— 
aus, den Lebensſtandard der 
Weſtgebiete ganz auf den des 
O ſtens herabzud rücken. 

Wenn ſich der Steuerdruck in der erſten 
Zeit bei den Polen kaum bemerkbar ge— 
macht hatte, da in erſter Linie die Deut— 


Windſchöpfwerk in der Danziger Niederung 


ſchen zur Zahlung herangezogen wurden, 
ſo änderte ſich das allmählich, als die 
Zahlungsfähigkeit der Deutſchen faſt ganz 
ausgeſchöpft war und der Geldbedarf des 
Staates immer größer wurde. Eine wirk— 
ſame Waffe in den Händen der Behör— 
den, die vielfach gegen Mitglieder von 
Oppoſitionsparteien angewandt wurde, 
war die Arbeitsinſpektion, die ebenfalls 
viel zur Antergrabung zahlreicher Exiſten— 
zen beitrug. 

Mit am ſtärkſten wurden die Arbei⸗ 
ter von dem wirtſchaftlichen Niedergang 
betroffen, die in Pommerellen etwa die 
Hälfte der Geſamtbevölkerung ausmachen. 
Die Arbeitslöhne ſanken von Jahr zu Jahr, 
fo daß ein Wochenlohn von 20,— 31. 
(= 10, — RM.) ſelbſt bei gelernten Arbei- 
tern als ein hohes Einkommen galt. Die 
überwiegende Mehrzahl der Arbeiter 
mußte ſich mit erheblich weniger be— 
gnügen. Wochenlöhne von 6—10 Zloty 
ſind durchaus keine Ausnahme. Das 
ſchlimmſte war jedoch die 1928 einſetzende 
Arbeitsloſigkeit, von der im Laufe 
der folgenden Jahre etwa die Hälfte 
aller im Erwerbsleben ſtehenden Arbeiter 
betroffen wurde. 

Eine ſtaatliche Arbeitsloſenunterſtützung 
wird nur für die Dauer von dreizehn 
Wochen, und zwar in der Höhe von etwa 
einem Drittel des Lohnes, gezahlt, je— 
doch nur an diejenigen Arbeiter, die min— 
deſtens 26 Wochen ununterbrochen ge— 
arbeitet haben. Nach Ablauf dieſer Zeit 
ſind die Arbeitsloſen wieder auf ſich 
angewieſen, da eine Anterſtützung durch 
die öffentliche Fürſorge, wenn eine ſolche 
in den einzelnen Orten überhaupt beſteht, 
vollkommen unzulänglich iſt. Im Winter 
1936/37 iſt zwar eine Winterhilfe nach 
deutſchem Muſter eingerichtet worden, je- 
doch können ihre Leiſtungen in keiner 
Weiſe mit denen in Deutſchland ver— 
glichen werden. Bei dieſer troſtloſen Lage 
iſt es kein Wunder, daß Bettelei, 
Diebſtähle und Einbrüche er— 
ſchreckende Ausmaße angenommen haben 
und ſo gut wie nichts vor Dieben ſicher 
iſt. Längs der Eiſenbahn bildeten ſich 
ganze Banden, die beſonders die nach 
Gdingen und Danzig fahrenden Kohlen— 
züge ſyſtematiſch plünderten, ſo daß die 
Eiſenbahn ſich gezwungen ſah, einen be— 
waffneten Eiſenbahnſchutz zu organiſieren. 


Auch in vielen Dörfern ging man ange— 
ſichts der Machtloſigkeit der Polizei 
gegenüber der Diebſtahlsepidemie zur 
Selbſthilfe über und richtete Einwohner— 
wehren ein. Am die Felddiebſtähle zu 
unterbinden, wurde von Privatunterneh— 
men mit ſtaatlicher Anterſtützung eine be— 
waffnete Feldpolizei gebildet. Alle dieſe 
Schutzmaßnahmen hatten jedoch nur ge— 
ringe Erfolge, da die Arbeitsloſen einen 
Aufenthalt im Gefängnis einem Tang- 
jamen Verhungern vorzogen, beſonders 
da Diebſtähle nicht gerade ſtreng beſtraft 
wurden. 


Die genaue Zahl der Arbeitsloſen ſteht 
nicht feſt, da in Polen als arbeitslos nur 
diejenigen amtlich regiſtriert werden, die 
nach einer Arbeitsdauer von mindeſtens 
26 Wochen dreizehn Wochen hindurch 
eine Anterſtützung erhalten, ſich alſo in 
einer unvergleichlich günſtigeren Lage be— 
finden als die Arbeitsloſen, die über— 
haupt nicht betreut werden. Das Thor— 
ner Regierungsblatt „Dzien Pomorza“ 
ſetzte in einer Artikelſerie über das Ar— 
beitsloſenproblem in Pommerellen die 
Zahl der Arbeitsloſen mit der der 
Winterhilfsempfänger gleich, die 1937 
50 000 und mit den Familienangehörigen 
rund 200 000 betragen hatte. Dieſe Zahl 
dürfte eher zu niedrig als zu hoch ge— 
ſchätzt ſein, denn nicht alle Arbeitsloſen 
wurden von der Winterhilfe betreut; ſo 
find beſonders zahlreiche Deutſche aus- 
geſchloſſen geweſen. Ferner wurden nicht 
die vielen Kätner berückſichtigt, die ge— 
zwungen ſind, ſich irgendeine Arbeit zu 
ſuchen, und ſchließlich auch nicht die zahl— 
loſen Bauernſöhne, die früher, da nur ein 
Bauernſohn das elterliche Grundſtück 
übernehmen konnte, einen anderen Beruf 
ergriffen, jetzt aber infolge der Angunſt 
der Verhältniſſe auf den Wirtſchaften 
der Eltern oder Geſchwiſter bleiben müſ— 


fen. Die Geſamtzahl der Ar- 
beitsloſen und ihrer Fami- 


lien angehörigen dürfte daher 
mit einer Viertelmillion für 
Pommerellen nicht zu hoch ge- 
griffen ſein. Das bedeutet, daß 
im Winter jeder vierte Be⸗ 
wohner des Korridors ohne 
Arbeit und Brot ift. In den Som- 
mermonaten dürfte ſich dieſe gewaltige 
Zahl höchſtens um die Hälfte verringern, 
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da die meiſten Arbeiter immer nur für 
ein paar Tage oder Wochen Arbeit 
finden. 


In den früher aufſtrebenden Jn- 
duſtriegebieten Pommerellens iſt die 
Anhäufung der Arbeitsloſen beſonders 
groß. So ſind in Graudenz durch die 
Stillegung der großen Gummifabrik und 
der früher in deutſchem Beſitz befindlichen 
und im ganzen deutſchen Oſten bekannten 
Maſchinenfabriken allein Tauſende von 
Arbeitern brotlos geworden. Das Schick— 
ſal Culmſees iſt eng mit der dortigen, 
früher größten Zuckerfabrik Europas ver— 
bunden. Die Größe des hier herrſchenden 
Arbeitsloſenelends läßt ſich bereits dar— 
aus erſehen, daß die Fabrik 1936/37 
insgeſamt nur 31 Tage gearbeitet hat. 
Czerſk hat ſchon zu deutſcher Zeit faſt 
ausſchließlich von ſeiner großen Holz— 
induſtrie gelebt, die jetzt ganz ſtillgelegt 
iſt, ſo daß auch dieſe Arbeiterſtadt voll— 
kommen tot iſt. Ebenſo ſind auch in Dir— 
ſchau, Konitz, Brieſen, Schwetz, Stras— 
burg uſw. faſt alle Induſtriebe⸗ 
triebe geſchloſſen worden. Die 
Elendsgebiete der Arbeitsloſigkeit er— 
ſtrecken ſich in einem breiten Streifen 
längs der deutſchen Grenze von Zempel— 
burg und Konitz nach Stargard und Dir— 
ſchau; ein zweiter Streifen umfaßt die 
Kreiſe Schwetz und Culm, ein dritter 
Thorn und Culmſee. Am größten ift 
die Arbeitsloſigkeit jedoch in 
Gdingen, wo allein ein Viertel aller 
Arbeitsloſen Pommerellens zuſammenge— 
drängt iſt. 

Zu der an ſich ſchweren Lage der pol— 
niſchen Arbeiter kommt noch hinzu, daß 
die Kluft zwiſchen den polniſchen Ar— 
beitgebern und Arbeitnehmern erheblich 
größer als in den meiſten anderen Län— 
dern iſt. Der polniſche Arbeiter, einer der 
geduldigſten und anſpruchloſeſten der 
Welt, wird oft geradezu als ein Menſch 
minderen Wertes angeſehen. Aber ſelbſt 
wenn ſeine Lage unerträglich geworden 
iſt, läßt er ſich leicht durch Verſprechun— 
gen oder geringe Zugeſtändniſſe zu wei— 
terem geduldigen Ausharren bewegen. 
Die Enge ſeiner nur auf die Befriedi— 
gung der niederen Inſtinkte gerichteten 
Auffaſſung und die dumpfe Gleichgültig— 
keit gegenüber allen höheren Intereſſen 
laſſen ihn wenig geeignet erſcheinen, ein 
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einſatzfähiges Werkzeug für die polniſchen 
Ziele in Pommerellen zu werden. 

Neben dem wirtſchaftlichen übt auch 
der kulturelle Niedergang einen ſtarken 
Einfluß auf die Stimmung in Pomme- 
rellen aus. Die Zahl der Vollanal⸗ 
phabeten liegt mit 4,3% zwar erheb— 
lich unter dem Durchſchnitt des Landes, 
dagegen nimmt die Zahl der ſogenannten 
rückfälligen Analphabeten, die die Kenntnis 
des Leſens und Schreibens nach einigen 
Jahren vergeſſen, immer mehr zu. Viel 
tragen hierzu die Schulverhältniſſe bei. 
Das von Deutſchland übernommene Netz 
von Schulgebäuden, die reſtlos den pol— 
niſchen Schulen zur Verfügung geſtellt 
worden ſind, reichte für die Einſchulung 
der Kinder in den erſten Jahren voll— 
kommen aus. Inzwiſchen iſt aber die Zahl 
der Schulkinder ganz beträchtlich ange— 
wachſen, ohne daß auch ein einziges neues 
Schulgebäude, nicht einmal in der Woje: 
wodſchaftshauptſtadt Thorn, erbaut wor- 
den iſt. Lediglich Gdingen und einige 
Orte an der Seeküſte machen eine Aus- 
nahme. Die Folge iſt, daß ſämtliche 
Schulklaſſen überfüllt ſind und es keine 
Ausnahme iſt, wenn in einem Klaſſen— 
raum 80 bis 100 Kinder zuſammenge— 
pfercht werden müſſen, der nur für 30 bis 
40 Kinder vorgeſehen war. Vielfach er— 
folgt der Anterricht ſogar in zwei bis 
drei Schichten. Bei dieſen Zuſtänden iſt 
es kein Wunder, daß Schulen Brutſtätten 
für die verſchiedenſten Krankheiten wer— 
den und die Bildungsſtufe immer weiter 
abſinkt. Der Staat braucht alle nur 
irgendwie verfügbaren Mittel für die 
Aufrüſtung, für Gdingen und das neue 
Induſtriezentrum Sandomir, ſo daß für 
den Bau neuer Schulen ſo gut wie keine 
Mittel zur Verfügung geſtellt werden 
können. Für die Zukunft iſt noch mit einer 
weiteren Verſchlechterung zu rechnen, 
denn die durch freiwillige Spenden wäh— 
rend einer jährlich veranſtalteten Schul— 
woche aufgebrachten geringen Mittel ſind 
angeſichts der ſtändig noch weiter wach— 
ſenden Zahl der Schulkinder nur ein 
Tropfen auf den heißen Stein. 


Bereits jetzt können in Polen 


infolge des Fehlens von 
Schulräumen mehr als eine 
Million Kinder überhaupt 


keine Schule beſuchen. Das Tra⸗ 


giſche hierbei ift, daß lediglich die Raum- 
frage eine ordnungsmäßige Einſchulung 
der Kinder verhindert, denn von einem 
Lehrermangel kann nicht geſprochen wer- 
den. Es ſind im Gegenteil zuviel Lehr— 
kräfte vorhanden. Tauſende von Lehrern 
müſſen nach erfolgter Ausbildung faſt ein 
Jahrzehnt warten, ehe ſie eine Anſtellung 
im Schuldienſt finden können. In der 
Zwiſchenzeit leiden ſie die bitterſte Not, 
wenn es ihnen nicht gelingt, eine Gtel- 
lung als einfacher Arbeiter zu finden. 
Viele hoſpitieren jahrelang an einzelnen 
Schulen als Applikanten ohne jede Ver— 
gütung und erhalten mitunter gering— 
fügige Spenden von ihren bereits im Amt 
befindlichen, aber finanziell ſehr ſchlecht 
geſtellten Kollegen. Es kann nicht wunder— 
nehmen, daß bei dieſer Sachlage die 
Moral in der Lehrerſchaft nicht gerade 
vorbildlich iſt, daß Diebſtähle und eine ge- 
wiſſe ſittliche Verkommenheit nicht zu den 
Ausnahmen gehören und daß das An— 
ſehen des Lehrerſtandes bei der Bevöl— 
kerung nicht ſehr groß iſt. 


Nicht viel beſſer ſieht es auch bei den 
übrigen Geiſtesarbeitern aus. Dem Man- 
gel an Volksſchulen ſteht ein rieſiger An— 
drang zu den Gymnaſien und Aniverſi— 
täten gegenüber. Bei der Aberfül⸗ 
lung aller geiſtigen Berufe und 
der geringen Aufnahmefähigkeit der Wirt- 
ſchaft kann aber nur ein kleiner Bruchteil 
der Gymnaſiaſten und Studenten ein 
Anterkommen finden. Hunderte von 
Rechtsanwälten und Arzten haben ein jo 
kümmerliches Einkommen, daß ſie gerade— 
zu als arbeitslos bezeichnet werden kön— 
nen. Jahrelang müſſen Juriſten als über- 
zählige Hilfskräfte für ein Taſchengeld 
oder ohne jede Entſchädigung bei den 
Gerichten arbeiten, ehe ſie eine Anſtel— 
lung erhalten. Tauſende von Akademikern 
find zufrieden, wenn fie eine ſchlecht De- 
zahlte Schreiberſtelle in einer Verwal— 
tung erhalten, denn die meiſten können 
überhaupt nicht unterfommen. In den 
letzten Jahren iſt ſo ein akademiſches 
Proletariat entſtanden, das mit den be— 
ſtehenden Verhältniſſen unzufrieden iſt 
und daher eine Gefahr werden kann. 


Der kulturelle Niedergang 
zeigt ſich im Korridor auf allen Gebieten 
des Geiſtes- und Kunſtlebens. Sogar die 


politiſche Preſſe hat einen kataſtrophalen 
Rückgang ihrer Auflage zu verzeichnen 
und kann ſich nur unter den größten 
Schwierigkeiten behaupten. Der Buch⸗ 
handel iſt ſo gut wie ganz tot. Neue 
Bücher werden faſt gar nicht gedruckt 
oder höchſtens die allerbilligſte, aus dem 
Franzöſiſchen oder Engliſchen überſetzte 
Schundlektüre. Die Zahl der bereits zu 
deutſcher Zeit beſtehenden polniſchen 
Volksbüchereien iſt zwar verhältnismäßig 
groß, der Buchbeſtand dagegen dürftig 
und veraltet und die Ausleihe unbedeu- 
tend. Von den in Pommerellen beſtehen⸗ 
den Theatern hat ſich nur das in Thorn 
halten können. Gaſtſpiele dieſes Theaters 
in den einzelnen pommerelliſchen Städten 
ſind meiſtens ſehr ſchlecht beſucht. Der 
Rundfunk hat in den letzten Jahren in 
den Städten eine etwas größere Ber- 
breitung gefunden, auf dem flachen Lande 
iſt er aber auch heute noch eine Selten 
heit. 

Für die Beurteilung der Verhältniſſe 
im Korridor wie in Polen überhaupt iſt 
das Fehlen von hervorragen: 
den Köpfen von Bedeutung. Auch in 
der geſchichtlichen Zeit hat das polniſche 
Volk nur wenige bahnbrechende Männer 
hervorgebracht und immer nur auf den 
geiſtigen Leiſtungen anderer Völker, 
meiſtens des deutſchen, aufgebaut. Das 


neue Polen übernimmt ebenfalls zahl- 


reiche Formen des ſtaatlichen, wirtſchaft⸗ 
lichen und öffentlichen Lebens mit Vor⸗ 
liebe von dem ſonſt jo bekämpften Deutſch⸗ 
land, ſo die Winterhilfe, den Arbeits- 
dienſt, die Organiſation der Jugend, zahl⸗ 
reiche Verwaltungs-, Steuer., Deviſen⸗ 
und ſonſtige Maßnahmen. Wenn ſich in 
Deutſchland eine neue Einrichtung prak⸗ 
tiſch bewährt hat, wird ſie, wenn damit 
nicht größere Geldausgaben, wie etwa 
bei den Autobahnen verbunden ſind, nach 
einiger Zeit in etwas veränderter Form 
auch in Polen eingeführt. Wie groß der 
Mangel an geiſtig führenden Perſönlich— 
keiten in Polen iſt, zeigt allein die Tat- 
ſache, daß im Jahre 1937 an den polni⸗ 
ſchen Hochſchulen 50 Lehrſtühle unbeſetzt 
waren und 46 Profeſſoren das vorge— 
ſehene Höchſtalter von 65 Jahren bereits 
überſchritten hatten. Es fehlten alſo faſt 
hundert Hochſchulprofeſſoren, ohne daß 
ein Erſatz zur Verfügung ſtand. 
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Auch Pommerellen krankt daran, daß es 
nicht genügend Fachleute und vor allem 
keine Perſönlichkeiten mit ausgeſproche— 
nen Führerqualitäten hat, die in allen 
Schichten der Bevölkerung anerkannt 
werden. Selbſt die gebildeten Kreiſe kom— 
men über einen gewiſſen Durchſchnitt und 
eine Enge der Auffaſſungen nicht heraus. 
Am ſo größer iſt die Zahl derer, die ſich 
aus Ehrgeiz oder eigennützigen Gründen 
eine führende Rolle anmaßen und immer 
nur eine kleine Anhängerſchaft um ſich 
verſammeln können. Die Bildung kleiner 
Klüngel und Zirkel innerhalb der be— 
ſtehenden Organiſationen und Parteien 
wird dadurch gefördert und eine produk— 
tive Arbeit ſo gut wie unmöglich gemacht. 
Es iſt ein typiſch polniſcher Charakterzug, 
daß in demokratiſcher Gleichmacherei alle 
über dem Durchſchnitt liegenden Leiſtun— 
gen nicht anerkannt und bagatellijiert 
werden. Aus dieſer Haltung heraus wird 
es erſt verſtändlich, daß die überragende 
Führerperſönlichkeit Marſchall Pil- 
ſudſkis nur bei einem verſchwindend ge— 
ringen Prozentſatz der Polen Anerken— 
nung gefunden hat, und Pilſudſkis Größe 
liegt gerade darin, daß er ſich trotz der 
ungeheuren Widerſtände im eigenen pol— 
niſchen Lager hat durchſetzen und die Ent— 
wicklung ein bedeutendes Stück vorwärts— 
treiben können. Es gibt keinen anderen 
Polen, der die verhängnisvollen Fehler 
ſeiner Landsleute ſo gut erkannt und ſo 
ſcharf gegeißelt hat wie Marſchall Pit- 
ſudſki. Für das engſtirnige Denken der 
meiſten Polen iſt es bezeichnend, daß die 
Größe Pilſudſkis auch heute noch im Aus- 
lande beſſer gewürdigt wird als im pol— 
niſchen Volke ſelbſt. 


Die bereits erwähnte materielle Ein- 
ſtellung der Polen äußert ſich im Privat- 
leben ebenſo wie im öffentlichen Leben. 
Es iſt im Korridor eine bekannte Tat— 
ſache, daß die zahlloſen Bettler bei Polen 
nur ſelten etwas erhalten und daher mit 
Vorliebe Deutſche aufſuchen. Ebenſo be— 
kannt iſt auch, daß die Deutſchen bei allen 
öffentlichen polniſchen Sammlungen ſehr 
ſtark beteiligt ſind und daß die meiſten 
Sammlungen ein klägliches 
Fiasko ohne die Zahlungen der 
Deutſchen erleiden würden. Die 
unzähligen Straßen- und Hausſamm-⸗ 
lungen für nationale und ſoziale Zwecke 
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haben bei den Polen nur ein jehr dürf— 
tiges Ergebnis, ſo daß die großen pol— 
niſchen Organiſationen, wie der Luft⸗— 
ſchutzverband, die See- und Kolonialliga 
uſw., dazu übergegangen find, ihre 
Sammlungen in engſter Zuſammenarbeit 
mit den Behörden und Arbeitsinſpektoren 
durchzuführen, um einen gewiſſen Druck 
auf die Bevölkerung ausüben zu können. 
Der Erfolg der erſtmalig im Winter 
1936/37 eingeführten polniſchen Winter— 
hilfe war geradezu niederſchmetternd, 
denn Pommerellen brachte nur rund einen 
Zloty pro Kopf der Bevölkerung auf und 
ſtand damit noch über dem Geſamtdurch— 
ſchnitt des Landes. Aber ſelbſt dieſer ge— 
ringfügige Betrag wäre nicht eingegan— 
gen, wenn den Beamten die Beiträge für 
die Winterhilfe nicht zwangsweiſe abge— 
zogen worden wären und die Deutſchen 
die auf ſie entfallenden Sätze nicht gezahlt 
hätten. Ein gleiches Fiasko war die Luft— 
anleihe vom April/Mai 1939. Obwohl 
durch Preſſe, Rundfunk und Minijter- 
reden das polniſche Volk unter ſchärfſten 
politiſchen Druck geſetzt, ja in Panikſtim— 
mung getrieben wurde, kamen bei der 
Anwendung ähnlicher Eintreibungsmittel 
ſtatt der veranſchlagten Milliarde nur 
384 Millionen Zloty ein. 

Die egoiſtiſche Einſtellung der Polen 
äußert ſich auch in der fehlenden Einſatz— 
und Opferbereitſchaft bei allen ſtaatlichen 
und ſozialen Erforderniſſen. Der Pole 
im Korridor betätigt ſich meiſtens nur 
dann öffentlich, wenn damit ein materiel— 
ler Vorteil für ihn verbunden iſt oder 
er eine einflußreiche Rolle ſpielen kann. Er 
bevorzugt für ſeine öffentliche Betätigung 
daher kleine Kreiſe und Zirkel, da dieſe 
ſeinem perſönlichen Ehrgeiz mehr Spiel— 
raum gewähren. An der Spitze der vom 
Staat als wichtig angeſehenen Organi— 
ſationen und ihrer Ortsgruppen ſtehen 
daher nur ſelten Privatperſonen, ſondern 
faſt immer Beamte, die diefe Ehrenämter 
nicht ablehnen können. 

Eine weitere charakteriſtiſche Eigen— 
ſchaft der Polen im Korridor iſt ihre un- 
ausrottbare oppoſitionelle Haltung, die 
zur Zeit der polniſchen Anfreiheit aus 
dem völkiſchen Selbſterhaltungstrieb her— 
aus den Polen zur zweiten Natur ge— 
worden iſt und nun auch den eigenen pol— 
niſchen Behörden gegenüber zum Aus- 


druck kommt, obwohl fih die Voraus- 
ſetzungen grundlegend geändert haben. 
Denn die damalige nationale Minderheit 
iſt zu dem herrſchenden Staatsvolk ge— 
worden, und die zu deutſcher Zeit be— 
ſtehende geſchloſſene Einheitsfront iſt in 
unzählige, fih heftig bekämpfende Par- 
teien und Gruppen zerfallen. 

Zu einem nicht unweſentlichen Teile er— 
geben ſich die inneren Gegenſätze im 
Polentum Pommerellens aus ſeiner 
Raſſenzuſammenſetzung. Die einheimiſchen 
Polen gehören größtenteils der baltiſchen 
und oſtiſchen Raffe an. Sie haben ferner 
einen gewiſſen nordiſchen Einſchlag, der 
jedoch bei weitem nicht ſo ſtark wie bei 
den heute noch in Pommerellen wohnen- 
den Deutſchen iſt. Man kann den Deut— 
ſchen in Pommerellen unfehlbar faſt im— 
mer an ſeinem nordiſchen Ausſehen er— 
kennen. Die aus Kongreßpolen und Gali— 
zien eingewanderten Polen gehören eben— 
falls der baltiſchen und oſtiſchen Raſſe an; 
ſie haben aber einen noch erheblich ge— 
ringeren nordiſchen Einſchlag als ihre 
Volksgenoſſen in Pommerellen, dagegen 
haben ſie einen ſehr erheblichen Prozent— 
ſatz aſiatiſches, mongoliſches und auch 
jüdiſches Blut aufgenommen. Sie unter— 
ſcheiden ſich von den Pommerellener 
Polen alſo nicht nur durch ihre niedrigere 
Kulturſtufe, ſondern auch durch ihre raſſi— 
ſchen Charaktereigenſchaften. Dieſer 
Raſſenunterſchied macht die häufig ſchon 
an Haß grenzende Antipathie der „Pom— 
merellener Polen“ gegenüber den „Kon— 
greſſern“ verſtändlich, die ſo weit geht, daß 
die Pommereller häufig lieber mit den 
ihnen aus anderen Gründen verhaßten 
Deutſchen zuſammenarbeiten, wenn es 
ſich, wie bei der Wahl von Bürger— 
meiſtern, Stadträten uſw., darum handelt, 
den Einfluß der Kongreßpolen zu beſei— 
tigen. 

Das Pommerellener Polentum iſt in 
den 18 Jahren ſeit der Wiedererſtehung 
des polniſchen Staates auf dem Wege 
zu einem einheitlichen Volk noch keinen 
Schritt weiter gekommen und das Schmer— 
zenskind der polniſchen Regierung geblie- 
ben. Der Begriff der Volksgemeinſchaft, 
die allein die Gegenſätze mildern und die 
Grundlage für einen bedingungsloſen 
Einſatz des einzelnen ſein könnte, iſt voll- 
kommen unbekannt. Es erſcheint bei Lage 


der Dinge demnach ausgeſchloſſen, daß die 
heutige Woßjewodſchaft Pommerellen 
überhaupt jemals zu einen einigermaßen 
homogenen Beſtandteil des polniſchen 
Staatsgebildes wird. 


II. Der Vernichtungskampf gegen die 
deutſche Minderheit. 


Gegenüber der deutſchen Volksgruppe 
im Korridor hat die polniſche Politik 
von Anfang an nur ein einziges Ziel ge— 
kannt: Ausrottung um jeden 
Preis und ohne jede Rückſicht. 
Jede Regierung und jede Partei hat die— 
ſes Ziel als eiſernen Beſtandteil in ihr 
Programm aufgenommen und ſich bei dem 
Tempo der Entdeutſchungsmaßnahmen 
nur von den innen- und außenpolitiſchen 
Möglichkeiten und Gegebenheiten leiten 
laſſen. In keiner anderen Wojewodſchaft, 
mit Ausnahme von Oberſchleſien, tritt der 
Vernichtungskampf derart kraß in Er— 
ſcheinung wie in der „Wojewodſchaft 
Pommerellen“. 

Für die deutſche Volksgruppe im Korri- 
dor ſind die vergangenen 19 Jahre ein 
ſtändiges erbittertes Ringen um Recht 
und Gleichberechtigung, um den von Jahr 
zu Jahr enger werdenden Lebensraum ge— 
weſen, ein Todeskampf, wie er in der Ge— 
ſchichte der völkiſchen Minderheiten faſt 
ohne Beiſpiel daſteht. In dieſem ausſichts⸗ 
loſen Kampf einer entrechteten Minder— 
heit gegen die mit ganzer Wucht zum 
Einſatz kommenden Machtmittel des 
Staates hat es faſt nur Niederlagen 
geben können, wenn von den Deutſchen 
auch alle Wege des gegen ſie willkürlich 
angewandten und ausgelegten Rechts bis 
zum äußerſten erſchöpft worden ſind. Es 
iſt ein Ruhmesblatt für die 
Deutſchen, daß alle Schickſalsſchläge 
und Bedrückungen ihren Mut nicht haben 
brechen können, ſondern im Gegenteil ihre 
Widerſtandskraft und ihren zähen Willen 
zum Durchhalten geſtählt haben. Jeder 
Quadratmeter deutſchen Hei- 
matbodens, jeder deutſche Ar- 
beitsplatz iſt mit zäher Energie 


verteidigt und nur nach Ge- 
walt anwendung aufgegeben 
worden. 


Das Endziel der polniſchen Politik iſt 
ein rein polniſches Pommerellen, in dem 
kein Platz für Deutſche fein ſoll. Die pol- 
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niſche Meeresprovinz ſoll zu einer unein- 
nehmbaren Baſtion ausgebaut werden, in 
der die Deutſchen als ein ſtörendes und 
angeblich feindliches Element angeſehen 
werden. Bis zur Erreichung des polni- 
ſcherſeits geſteckten Zieles gab und gibt 
es keine Atempauſe in dem Kampf gegen 
das Deutſchtum, ſondern höchſtens Zeiten 
ſtärkeren oder ſchwächeren Druckes. Gegen 
irgendeinen Zweig des deutſchen Lebens 
oder des deutſchen Beſitzſtandes wird im— 
mer ein Großangriff geführt, der zwangs— 
läufig mit einer weiteren Einengung des 
deutſchen Lebensraumes enden muß. Aber 
auch auf allen anderen Gebieten iſt ein 
Nachlaſſen des ſtändig laſtenden Druckes 
niemals feſtzuſtellen. Selbſt in der von 
den Deutſchen im Korridor hoffnungsfroh 
begrüßten Zeit der deutſch-polniſchen Ver- 
ſtändigung hat ſich hieran gar nichts ge- 
ändert, da polniſcherſeits einige recht 
äußerliche, aber in keiner Weiſe die wirk— 
lichen Lebensnotwendigkeiten der Deut- 
ſchen Minderheit betreffende Freiheiten 
nur vorübergehend zugeſtanden worden 
find. Schon nach kurzer Zeit iſt der Kampf 
mit allen dem Staat zur Verfügung 
ſtehenden Mitteln und auf allen Gebieten 
weitergeführt worden, angefangen von der 
offenen Enteignung bis zur Verdrängung 
auf „kaltem“ Wege durch die beliebten 
Mittel der Aberbeſteuerung und der viel— 
ſeitigen Verwaltungsſchikanen. 

Es iſt kein Wunder, daß die Bilanz 
des nun faſt 20 Jahre andauern⸗ 
den Kampfes für das Deutſch⸗ 
tum niederſchmetternd iſt. Die 
Zahl der in Pommerellen wohnenden 
Deutſchen ift von 421 000 im Jahre 1910 
auf 176 000 im Jahre 1921, auf 117 000 
im Jahre 1926 und auf 108 000 im Jahre 
1937 geſunken. Von 1910 bis 1937 hat 
das Deutſchtum drei Viertel ſeines Be— 
ſtandes verloren, und zwar überwiegend 
durch Abwanderung und nur einen ver— 
ſchwindend kleinen Teil durch Aufgehen 
im Polentum. Der deutſche Bevölke— 
rungsanteil iſt von 44% im Jahre 1910 
auf 9,6 Yo im Jahre 1937 zurückgegangen. 
In Poſen war der Geſamtverluſt des 
Deutſchtums entſprechend dem nicht ganz 
ſo ſtarken Druck mit 69% etwas geringer 
als in Pommerellen. Die Zahl der hier 
wohnenden Deutſchen iſt von 679 000 im 
Jahre 1910 auf 328 000 im Jahre 1921, 
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auf 224000 im Jahre 1926 und auf 
210 000 im Jahre 1937 geſunken. 

Ahnlich groß ift auch der Verluſt 
an Boden, der nach dem Fortfall der 
meiſten anderen Erwerbsquellen das 
Rückgrat des Deutſchtums darſtellt. Der 
deutſche landwirtſchaftliche Privatbeſitz in 
Pommerellen iſt von rund 570 000 ha im 
Jahre 1914 auf 368 638 ha im Jahre 1926 
zurückgegangen. Damit betrug der Ver— 
luſt bereits 201000 ha oder 35%. Der 
Anteil am geſamtlandwirtſchaftlichen Be- 
ſitz in Pommerellen war in dieſer Zeit 
von 36 %% auf 23,5% gefallen. 1936 be- 
trug der deutſche Beſitz nur noch 
310 000 ha, jo daß in der Zwiſchenzeit 
weitere 60 000 ha durch die verſchiedenſten 
polniſchen Maßnahmen verlorengegangen 
ſind. Von 1914 bis 1936 ſind insgeſamt 
260 000 ha oder faſt 46% des urjprüng- 
lich deutſchen Beſitzes in polniſche Hände 
gekommen. Der deutſche Anteil am ge- 
ſamten landwirtſchaftlichen Beſitz in Pom- 
merellen war damit weiter auf 19,4% ge- 
fallen. In Poſen iſt der Rückgang des 
deutſchen Beſitzes ebenfalls etwas ge— 
ringer. Hier ging der deutſche Privat- 
beſitz von 966 053 ha im Jahre 1914 auf 
667 257 ha im Jahre 1926 zurück, ſo daß 
der Verluſt 298 796 ha oder 31%é betrug. 
1936 waren nur noch 590 000 ha in deut- 
ſchen Händen, ſo daß ein weiterer Verluſt 
von 77 000 ha zu verzeichnen war. Ins- 
geſamt find hier 39% p des deutſchen Bo- 
dens gegenüber 46 %/o in Pommerellen in 
polniſchen Beſitz gekommen. 

Durch die polniſchen Entdeutſchungs— 
maßnahmen iſt das Deutſchtum in Pom- 
merellen und Poſen in achtzehn Jahren 
von 1100000 auf 318 000 herabgedrückt 
worden. In den beiden Provinzen, in 
denen das Deutſchtum eine Schickſalsge— 
meinſchaft bildet, ſind 782 000 deutſche 
Menſchen zur Abwanderung gezwungen 
worden, das find 71,1%. Der deutſche 
Privatbeſitz ift von 1 536 000 ha auf 
900 000 ha zurückgegangen. 636 000 ha 
unerſetzlicher deutſcher Volksboden iſt ver— 
lorengegangen. Das iſt aber noch nicht 
alles. Dem Deutſchtum ift ferner die Nub- 
nießung des in Staats- und Kommunal- 
beſitz befindlichen Bodens in Größe von 
500 000 ha entzogen und dem polniſchen 
Volk zur Verfügung geſtellt worden. Der 
Lebensraum des Deutſchtums in den bei— 


den ehemals preußiſchen Provinzen ift 
alſo von 2036 000 ha auf 900 000 ha, 
d. h. auf 44% zuſammengeſchrumpft. Noch 
ſchlimmere Folgen hat die Entdeut— 
ſchungspolitik in den Städten gezeitigt. 
1926 waren nur noch 7300 Hausgrund- 
ſtücke und 1100 induſtrielle und gewerb— 
liche Anlagen in deutſcher Hand. Inzwi— 
ſchen iſt hier eine weitere ganz erhebliche 
Verlagerung zuungunſten der Deutſchen 
erfolgt. Genaue Zahlen über die Beſitz⸗ 
verhältniſſe in den Städten aus deutſcher 
Zeit liegen nicht vor, jedoch dürfte es 
keineswegs übertrieben ſein, wenn drei 
Viertel des ehemaligen deutſchen Beſitzes 
als verloren angeſehen werden. Eine 
wahrhaft erſchütternde Bilanz! 

Einen Begriff von der Größe des Ver— 
luſtes erhält man erſt, wenn man ihn mit 
den Maßſtäben deutſcher Länder ver— 
gleicht. Der Verluſt an deutſchem 


Boden in Pommerellen und 
Poſen entſpricht etwa der 
Größe ganz Thüringens. Die 


Zahl der aus dieſen beiden Provinzen 
abgewanderten deutſchen Menſchen er— 
reicht die Einwohnerzahl von Mecklen— 
burg-Schwerin und Mecklenburg -Strelitz 
zuſammen oder faſt die von Braunſchweig 
und Anhalt. 

Die ſyſtematiſche polniſche 
Verdrängungspolitik, die zu die- 
fem für das ganze deutſche Volk fata- 
ſtrophalen Verluſt geführt hat, ſoll hier 
nur in großen Amriſſen geſchildert wer- 
den. Wie bereits erwähnt, haben die pol- 
niſchen Behörden bisher immer auf einem 
Gebiet einen Großangriff gegen den deut— 
ſchen Beſitzſtand geführt, und wenn das 
geſteckte Ziel erreicht war, den Angriff auf 
ein neues Gebiet verlegt. Der größte An— 
ſicherheitsfaktor für das Deutſchtum ift, 
daß es niemals weiß, wo der nächſte 
Schlag geführt werden wird, und ſich da⸗ 
her niemals auf eine geſicherte Zukunft 
einrichten kann. Die beſtehenden Geſetze 
ſind dabei durchaus keine ſichere Grund— 
lage, denn für jedes neue Vorgehen ſchafft 
man ſich polniſcherſeits eben eine neue 
rechtliche Unterlage, wenn man das über- 
haupt für notwendig erachtet. 

Nachdem bereits in der erſten Aber— 
gangszeit durch unzählige Abergriffe, 
Schikanen, durch die planmäßige Verbrei— 
tung des Gerüchtes über kommende Ent— 


eignungen und Ausweiſungen und durch 
die Schaffung eines Zuſtandes der 
Rechtloſigkeit ein ſtarker Druck auf die 
deutſche Bevölkerung ausgeübt worden 
war, ſetzte als eine der erſten Maßnahmen 
die Vertreibung der Domä- 
nenpächter ein. Im Widerſpruch zu 
dem beſtehenden Recht wurden gültige 
Pachtverträge gebrochen und 219 deutſche 
Domänenpächter von einem 440 000 ha 
großen Beſitz vertrieben. Eine weitere 
Anzahl hatte ihre Stellen unter Druck 
bereits vorher verlaſſen. 


Der nächſte folgenſchwere Angriff rih- 
tete ſich gegen die deutſchen An⸗ 
ſiedler. Am der irrigen, von den 
Polen aus durchſichtigen Gründen ver— 
breiteten Anſicht entgegenzutreten, daß es 
ſich bei der Enteignung der Anſiedler nur 
um eine Wiedergutmachung des den 
Polen zu deutſcher Zeit zugefügten An— 
rechts handele, ſoll kurz auf die Tätigkeit 
der Preußiſchen Anſiedlungs⸗ 
kommiſſion eingegangen werden. 
Dieſe Kommiſſion hat während ihrer gan- 
zen Tätigkeit in Pommerellen und Poſen 
71,5% des zur Aufteilung gelangten 
Bodens aus deutſcher und nur 28,8 % 
aus polniſcher Hand aufgekauft. Bis 1918 
find insgeſamt 466 750 ha aufgekauft wor- 
den, und zwar 334 207 ha aus deutſcher 
und nur 126 676 ha aus polniſcher Hand. 
Von dieſer Fläche ſind 439 337 ha zu 
Polen gekommen und 21546 ha bei 
Deutſchland oder Danzig verblieben. Bis 
zum 10. Januar 1920 find an 20 712 An- 
ſiedler und 1358 Pächter nur 314 076 ha 
vergeben worden, während der Reſt an 
Gemeinden, Kirchen oder Schulen gekom— 
men oder als Landreſerve in der Verwal— 
tung der Anſiedlungskommiſſion verblie— 
ben iſt. Da dieſe Reſerve in Größe von 
90 810 ha ſowie das an die Gemeinden 
und Schulen vergebene Land ſofort nach 
der Wiedererſtehung Polens in den Be— 
ſitz der Polen kam, hat das polniſche Volk 
durch die Arbeit der Anſiedlungskom— 
miſſion alſo nicht den geringſten Verluſt 
an Boden zu verzeichnen gehabt. Zwangs— 
weiſe enteignet ſind überhaupt nur vier 
polniſche Güter mit insgeſamt 1655 ha, 
die weit über den damaligen Marktpreis 
bezahlt worden ſind. Bemerkenswert iſt 
aber, daß ſich der polniſche Privatbeſitz 
während der Tätigkeit der Preußiſchen 
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Anſiedlungskommiſſion in Pommerellen 
und Poſen trotz der freiwilligen bzw. 
zwangsweiſen Landabgabe um 98 000 ha 
hat vergrößern können. Wie weit die 
preußiſche Toleranz zu deutſcher Zeit 
ging, beweiſt die Tatſache, daß die pol- 
niſche „Bank Ziemſki“, welche Güter auf- 
kaufte und an polniſche Bauern parzellierte, 
namhafte Kredite vom preußiſchen Staat 
erhielt, als fie fih in Zahlungsſchwierig— 
keiten befand. Die von den polniſchen Be— 
hörden gegen die deutſchen Anſiedler an— 
gewandten Repreſſalien können daher 
nicht etwa als eine Wiedergutmachung 
eines dem polniſchen Volk zugefüg— 
ten Anrechts, ſondern lediglich als eine 
reine Entdeutſchungsmaßnahme gewertet 
werden. 


Eine derartige Maßnahme war das ſo— 
genannte Annullationsgeſetz vom 
14. Juli 1920, durch das mit einem Feder- 
ſtrich alle nach dem 11. November 1918 
zwiſchen den Anſiedlern und dem preußi— 
ſchen Staat abgeſchloſſenen Verträge als 
ungültig erklärt wurden. Da während des 
Krieges Auflaſſungsgenehmigungen uſw. 
nicht erteilt worden waren, fielen Tau— 
ſende von deutſchen Anſiedlern unter die— 
ſes berüchtigte Geſetz. Sie wurden in der 
rückſichtsloſeſten Weiſe und ohne jede 
Entſchädigung von ihren rechtmäßig er— 
worbenen und bezahlten Stellen vertrie— 
ben, kaum daß ſie ihre Möbel mit— 
nehmen konnten. Eine von der damaligen 
deutſchen Volkstumsorganiſation, dem 
Deutſchtumsbund zur Wahrung der Min— 
derheitenrechte in Polen, vor dem Haager 
Schiedsgericht geführte Klage hatte zwar 
den Erfolg, daß das polniſche Geſetz vom 
14. Juli 1920 als ungeſetzlich erklärt 
wurde und Polen ſich bei den daran an— 
ſchließenden Verhandlungen vor dem Völ— 
kerbund zur Zahlung einer Entſchädigung 
an die zu Anrecht enteigneten Anſiedler 
verpflichten mußte. Praktiſch waren die 
Enteignungen bis auf einige wenige Fälle 
bereits durchgeführt, und die von Polen 
zugeſtandene Entſchädigung betrug nur 
einen Bruchteil des wirklichen Wertes 
der enteigneten Anſiedlungen. Trotz der 
moraliſchen Niederlage hatte Polen alſo 
einen vollen, in der Linie feiner Cnt- 
deutſchungspolitik liegenden Sieg davon— 
getragen. Durch die Annullation find, fo- 
weit ſich dies feſtſtellen läßt, 2743 Stellen 
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mit 35 123 ha in polniſche Hände gekom— 
men, und zwar in Pommerellen 1024 
Stellen mit 13380 ha, im Netzegau 
1003 Stellen mit 12 200 ha und in Süd— 
poſen 716 Stellen mit 9533 ha. 


Eine weitere gegen die Anſiedler gerich— 
tete Maßnahme war die Anwendung des 
Wiederkaufrechtes im Erbfalle. In dem 
deutſch-polniſchen Liquidationsabkommen 
vom 31. Oktober 1929 hat Polen auf die 
Ausübung dieſes unter Amkehrung der 
tatſächlichen Grundlagen einſeitig gegen 
Deutſche angewandten Rechtes bedingt 
verzichtet. In den bereits zur Anwendung 
gekommenen 502 Fällen wird die Ent- 
ſcheidung aber rückſichtslos durchgeführt. 
Weitere einſeitig gegen den deutſchen Be— 
ſitzſtand gerichtete Maßnahmen find die 
Anwendung des Vorkaufsrechtes und die 
Verweigerung der Auflaſſungsgenehmi— 
gung. Durch das Vorkaufsrecht, das bei 
ländlichen Grundſtücken bis zu / ha 
Größe angewendet werden kann, wird der 
Ankauf eines Grundſtücks für jeden Deut— 
ſchen zur Anmöglichkeit. In allen den Fäl⸗ 
len, in denen Angehörige der deutſchen 
Volksgruppe Grundſtücke gekauft haben, iſt 
das ſtaatliche Vorkaufsrecht faſt aus- 
nahmslos angewandt und die Enteignung 
durchgeführt worden. Die hierbei gezahl— 
ten Entſchädigungen richten ſich nicht etwa 
nach der Kaufſumme, ſondern ſind ſo 
niedrig, daß bereits von einer entſchädi— 
gungsloſen Enteignung geſprochen wer— 
den kann. Bei allen Käufen, und zwar 
ſowohl bei Stadt- wie auch bei Qand- 
grundſtücken, iſt ferner eine behördliche 
Auflaſſungsgenehmigung erforderlich, die 
deutſchen Käufern mit geringen Ausnah— 
men grundſätzlich verweigert wird. Der 
Käufer kann dadurch nicht in den Genuß 
ſeiner Beſitzrechte kommen und iſt über 
kurz oder lang zum Weiterverkauf ge— 
zwungen. 


Vorkaufsrecht und Auflaſſungsgenehmi⸗ 
gung ſind für das Deutſchtum eine 
Zwangsjacke, denn ſie machen den Erwerb 
ſelbſt eines kleines Grundſtücks unmöglich 
und verhindern dadurch die Gründung 
neuer Exiſtenzen. Die deutſche Volfs- 
gruppe bleibt auf den von Anfang an in 


ihren Händen befindlichen Beſitz be— 
ſchränkt, der Jahr für Jahr durch die ver— 
ſchiedenſten polniſchen Maßnahmen immer 
weiter zurückgedrängt wird, ohne daß auch 
nur ein beſcheidener Ausgleich an einer 
anderen Stelle möglich iſt. 


Der dritte Großangriff gegen das 
Deutſchtum war die im Verſailler Frie- 
densvertrag vorgeſehene Liquidation 
reichsdeutſchen Beſitzes. Dieſe 
mit einem Schein des Rechts ausgeſtattete 
Enteignungsmöglichkeit wurde in der 
Hand der Polen zu einem ungeahnten 
Werkzeug der Entdeutſchung. Liquidiert 
wurde nicht etwa nur der tatſächlich in 
reichsdeutſcher Hand befindliche Beſitz, 
ſondern alle Grundſtücke, bei denen am 
10. Januar 1920 im Grundbuch ein 
Reichsdeutſcher als Eigentümer einge— 
tragen war, unabhängig davon, ob der 
wirkliche Beſitzer die polniſche Staatsan⸗ 
gehörigkeit beſaß oder feine Staatsange— 
hörigkeit infolge der verſchiedenen Aus- 
legungsmöglichkeiten ſtrittig war. Die 
Willkür in der Auslegung der Staats- 
angehörigkeitsbeſtimmungen durch die pol- 
niſchen Behörden führte dazu, daß un- 
zählige polniſche Staatsangehörige ent— 
eignet wurden. Durch das Wiener Mb- 
kommen über die Staatsangehörigkeit 
wurden allein 90 000 ha von der Liqui- 
dation frei. Nach polniſchen Veröffent— 
lichungen ſind bis zur Beendigung der 
Liquidation im Jahre 1929 insgeſamt 
3973 ländliche Grundſtücke mit einer 
Fläche von 170 590 ha und 1888 ſtädtiſche 
Objekte der verſchiedenſten Art und 
Größe liquidiert worden. In Wirklichkeit 
iſt der dem Deutſchtum verlorengegangene 
Beſitz jedoch noch ganz erheblich größer, 
da die unter dem Liquidationsdruck er— 
folgten Verkäufe nicht in dieſen Zahlen 
berückſichtigt ſind. 

Der vierte und größte bisher auch noch 
nicht zum Abſchluß gekommene Angriff 
gegen den deutſchen Beſitzſtand iſt die 
Agrarreform, die ſeit 1926 unter 
dem Deckmantel wirtſchaftlicher und be— 
völkerungspolitiſcher Notwendigkeiten an— 
gewandt wird, den polniſchen Grundbeſitz 
in den Weſtgebieten weiteſtgehend ſchont 
und den deutſchen dafür planmäßig ver- 
nichtet. Nach dem Agrarreformgeſetz un- 
terliegen alle über 180 ha, im Küjten-, 
Hafen- und Feſtungsgebiet alle über 60 ha 
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großen Güter der Zwangsparzellierung. 
Schon die beiden erſten Namensliſten 


zeigten, daß die Agrarreform in den Weft- 


gebieten ein ſcharfes Werkzeug der Ent- 
deutſchungspolitik fein ſollte. 1926 wur- 
den in Pommerellen 6509 ha deutſcher, 
dagegen nur 800 ha polniſcher, in Poſen 
4300 ha deutſcher und nur 150 ha polni- 
ſcher Beſitz für die Agrarreform beſtimmt. 
1927 waren es in Pommerellen 5565 ha 
deutſcher, 1484 ha polniſcher und in Poſen 
4248 ha deutſcher und 2914 ha polniſcher 
Beſitz. 


Es zeigte ſich hierbei wieder deutlich, 
daß das Schwergewicht der Entdeut— 
ſchungspolitik auf Pommerellen verlegt 
worden war und daß die Agrarreform 
dem in einem polniſchen Blatt offen aus- 
geſprochenen Zweck dienen ſollte, om- 
merellen durch einen ſicheren 
Panzer von Millionen polni- 
ſcher Anſiedler zu ſchützen. Von 
der deutſchen Landfläche, die in Pomme- 
rellen der Agrarreform unterliegt und die 
eine Größe von 81 550 ha hat, find dem- 
gemäß auch bis 1937 48 164 ha oder 59% 
angefordert worden, von der polniſchen 
Landfläche dagegen nur 15 299 ha oder 
25,7%. In Poſen find insgeſamt 
39 844 ha (22,2%) der geſamten Deut- 
ſchen der Agrarreform unterliegenden 
Fläche und 23 741 ha polniſcher Beſitz 
(6,7% ) angefordert worden. Der 
deutſche Grundbeſitz in Pom- 
merellen war bei der pol⸗ 
niſchen Siedlungspolitik bis⸗ 
her alſo der Hauptleidtra- 
gende, obwohl es ſich bei den 
deutſchen Gütern, auch nach 
polniſchen Eingeſtändniſſen, 
durchweg um Muſtergüter han- 
delt, die polniſchen Güter da- 
gegen meift ſehr herunterge⸗ 
wirtſchaftet ſind. Wirtſchaftliche 
Gründe ſpielen bei der polniſchen Menta— 
lität aber nicht die geringſte Rolle, wenn 
es ſich darum handelt, den deutſchen Ein— 
fluß in Pommerellen zurückzudrängen. 
Man bedauert polniſcherſeits daher auch 
keineswegs die Folgen dieſer Politik, die 
ſich in einem kataſtrophalen Rückgang der 
landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe, in einem 
ebenſo großen Rückgang der Steuerein- 
gänge und durch die Anſetzung von ful- 
turell ſehr niedrig ſtehenden Anſiedlern 
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aus anderen polniſchen Gebieten in dem 
kulturellen Niedergang dieſer 
einſt ſo blühenden preußiſchen 
Provinz äußern. Wenn man die Deut- 
ſchen dagegen beſeitigen könnte, würde 
man Pommerellen ſchließlich auch in eine 
Wüſte verwandeln. 

Der Zwangsparzellierung gemäß dem 
gegenwärtig verpflichtenden Agrar— 
reformgeſetz unterliegen in Pommerellen 
noch 33 386 ha, in Poſen 139 866 ha, ins- 
geſamt 173 252 ha deutſcher Beſitz, denen 
mehr als das Doppelte, nämlich 372 866 ha 
polniſcher der Agrarreform unterliegender 
Beſitz gegenüberſteht. Es muß damit ge— 
rechnet werde, daß die deutſche Landfläche 
bis auf den letzten Hektar enteignet wer— 
den wird und leider beſteht die nicht un— 
begründete Befürchtung, daß nach der Er— 
ſchöpfung der noch zur Verfügung ſtehen— 
den deutſchen Landreſerve eine weitere 
Herabſetzung der bisherigen Enteignungs— 
grenze von 180 bzw. 60 ha erfolgen oder 
auch andere Enteignungsmethoden gefun- 
den werden, um den deutſchen Beſitz reſt— 
los zu vernichten. Das neue Greng- 
zonengeſetz allein bietet ungeahnte 
Möglichkeiten. Aber auch ſchon durch die 
jetzige Agrarreform allein wird der deut— 
ſche Boden in wenigen Jahren um rund 
200 000 ha vermindert werden und von 
900 000 ha auf 700 000 herabſinken. Es 
handelt ſich hierbei um einen unwieder— 
bringlichen Verluſt, denn der geſamte 
Boden wird ausſchließlich an Polen auf- 
geteilt. Trotz zahlreicher Verſuche, deut— 
ſche Bauern auf dem den deutſchen Guts— 
beſitzern gehörenden Land anzuſiedeln, iſt 
es nicht gelungen, auch nur einen Hektar 
zu retten, da die polniſchen Behörden in 
jedem Falle die Genehmigung verſagt 
haben. 

Der Bodenbeſitz iſt der Lebensnerv der 
deutſchen Minderheit, denn faſt alle ande— 
ren Exiſtenzmöglichkeiten ſind ihr ganz 
verſchloſſen. Es gibt kein Gebiet des 
öffentlichen, privaten und wirtſchaftlichen 
Lebens, auf dem nicht ähnliche oder auch 
noch einſchneidendere Verdrängungsmaß— 
nahmen als bei dem Boden zur Anwen— 
dung kommen. Keinem Deutſchen, auch 
wenn er noch ſo loyal und befähigt iſt, 
ſteht die Beamten- oder Offizierslauf— 
bahn offen. Aus den öffentlichen und kom— 
munalen Betrieben ſind alle Angeſtellten 
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und Arbeiter, die ſich zum Deutſchtum be— 
kennen oder auch nur im Verdacht ſtehen, 
deutſchfreundlich zu ſein, rückſichtslos ent- 
fernt worden. Die Zahl der in polniſchen 
Privatbetrieben beſchäftigten deutſchen 
Angeſtellten und Arbeiter iſt bereits ver— 
ſchwindend klein, aber ſelbſt dieſe wenigen 
müſſen angeſichts des wachſenden Terrors 
mit einer baldigen Entlaſſung rechnen, 
wenn ſie nicht in deutſchfeindliche polniſche 
Organiſationen eintreten, ihre Kinder in 
polniſche Schulen ſchicken und ihre deut— 
ſche Nationalität aufgeben. Für deutſche 
Arbeitsnehmer bleiben nur die wenigen 
deutſchen Anternehmen übrig, deren Zahl 
von Jahr zu Jahr weiter abnimmt. Außer— 
dem wird auf die deutſchen Arbeitgeber 
neuerdings ein ſehr ſtarker Druck aus— 
geübt, bei dem Freiwerden von Stellen 
ausſchließlich Polen einzuſtellen, ſo daß 
die Anterbringung von deut— 
ſchen Arbeitnehmern ſelbſt in 
deutſchen Betrieben auf kaum 
noch zu überwindende Schwie— 
rigkeiten ſtößt. Bei dieſer zu einem 
feinmaſchigen Syſtem ausgebauten Ver— 
drängung vom Arbeitsmarkt iſt es kein 
Wunder, daß die Zahl der deutſchen 
Arbeitsloſen in den letzten Jahren er— 
ſchreckend geſtiegen iſt und im Vergleich 
zu der Bevölkerungszahl erheblich höher 
als bei den Polen liegt. Durch die vor— 
bildlich durchgeführte deutſche Winterhilfe 
kann nur der allergrößten Not geſteuert 
werden, alle deutſchen Arbeitsbeſchaffungs— 
maßnahmen ſcheitern an der feindſeligen 
Haltung der polniſchen Behörden. Die 
Zukunftausſichten für die überwiegende 
Mehrheit der deutſchen Arbeiter und An— 
geſtellten ſind daher hoffnungslos. Bis 
auf einen geringen Prozentſatz ſtehen ſie 
vor der Alternative: Verhun— 
gern, bergang in das polniſche 
Lager oder Abwanderung. 


Auch die Entwickelungsmöglichkeiten für 
die deutſchen Induſtriellen, 
Gewer betreibenden und Rauf- 
leute werden immer troſtloſer. Sie 
müſſen nicht nur mit einer ganz erheblich 
größeren Steuerlaſt rechnen als die 
Polen, ſondern auch die faſt täglichen 
Schikanen der Behörden und der Arbeits— 
inſpektion auf ſich nehmen, durch die ihre 
Betriebe zum Erliegen gebracht werden 
ſollen. Hinzu kommt noch der immer ſchär— 


fer durchgeführte Boykott durch die pol- 
niſche Bevölkerung. Die deutſchfeindlichen 
Organiſationen haben vielfach bereits 
ein Aberwachungsſyſtem aufgebaut, ſo daß 
ſelbſt deutſchfreundliche Polen gezwungen 
ſind, deutſche Geſchäfte zu meiden, wenn 
ſie nicht eine öffentliche Anprangerung 
oder wirtſchaftliche Sanktionen auf ſich 
nehmen wollen. Durch die Entziehung 
der Schankkonzeſſion und der Genehmi— 
gung für den Verkauf von Monopolwaren 
find tauſende von deutſchen Exiſtenzen ver- 
nichtet worden. Auf öffentliche Aufträge 
oder Lieferungen können Deutſche ſelbſt— 
verſtändlich nie rechnen. Die ſich auf 
Schritt und Tritt bemerkbar machenden 
einengenden Beſchränkungen laſſen jede 
Bewegungsfreiheit unmöglich werden und 
drohen, das ſtädtiſche Deutſchtum ſchon in 
kurzer Zeit zu vernichten. 


Wie ſtark das Deutſchtum Pomme— 
rellens und Poſens von ſeinen Landbeſitz 
abhängt, zeigt die Tatſache, daß 70% der 
Deutſchen zur ländlichen Bevölkerung ge— 
hören, bei den Polen dagegen nur 47%. 
Von Handwerk und Induſtrie leben 13% 
Deutſche und 23% Polen, von Handel 
und Verkehr 3% Deutſche und 14% 
Polen, von den ſonſtigen freien Berufen 
ſowie als Rentner, Penſionäre, Witwen 
uſw. 14% Deutſche und 16% Polen. 
Durch den Rückgang in Induſtrie, Ge— 
werbe und Handel und vor allem durch 
das Ausſcheiden der meiſten noch aus 
deutſcher Zeit verbliebenen Penſionäre 
und Rentner verſchiebt ſich das Bild von 
Jahr zu Jahr, ſo daß ſchon in wenigen 
Jahren etwa 80% und in einem Jabr- 
zehnt fogar 90% der Deutſchen von der 
Landwirtſchaft zu leben haben werden. 
Die in den Städten noch beſtehenden deut— 
ſchen Betriebe ſind heute bereits zu einem 
ſehr erheblichen Prozentſatz von der deut— 
ſchen Landwirtſchaft abhängig. Anüber— 
ſehbare wirtſchaftliche Folgen für das 
ſtädtiſche Deutſchtum muß bereits die end— 
gültige Durchführung der Agrarreform 
haben, die nicht nur die Wirtſchaftskraft 
der deutſchen Bauern erheblich ſchwächt, 
ſondern auch den Abbau von deutſchen 
landwirtſchaftlichen Beamten und Arbei— 
tern, von Gutshandwerkern, Chauffeuren 
und Hausperſonal unumgänglich macht. 
Auch die deutſchen Schulen, Organiſatio— 
nen, Vereine und Genoſſenſchaften werden 


dadurch ſtark in Mitleidenſchaft gezogen 
oder ſogar ganz in ihrer Exiſtenz bedroht. 

Die Offenſive gegen den deutſchen Be— 
ſitzſtand wurde durch einen ebenſo rid- 
ſichtsloſen Kampf gegen die 
deutſche Schule unterſtützt, um da— 
durch die Grundlage für eine ſpätere Po— 
loniſierung der deutſchen Jugend zu ſchaf— 
fen. Nach einer deutſchen Statiſtik gingen 
in Pommerellen und Poſen bereits 1922 
33,2 %% der deutſchen Kinder in polniſche 
Schulen, 1924 in Pommerellen allein ſo— 
gar 48%. 1925 mußten in Pommerellen 
von 13887 deutſchen Kindern bereits 
53,3% polniſche Schulen beſuchen. In 
Poſen, wo die Verhältniſſe etwas beſſer 
waren, beſuchten 1924 von 33 700 deut— 
jhen Kindern 21%, 1925 von 29830 Kin- 
dern 23,2% polniſche Schulen. Bis 1927 
trat keine weſentliche Verſchlechterung 
ein, da der Prozentſatz in Pommerellen 
wieder 53, im Netzegau 14,4 und in Süd- 
poſen 31% betrug. Die Zahl der deut— 
ſchen Schulklaſſen ſank in Pommerellen 
von 138 im Jahre 1925/26 auf 54 im 
Jahre 1930/31 und in Poſen in dem 
gleichen Zeitabſchnitt von 451 auf 237. 
Dieſe Abwärtsentwickelung blieb auch in 
der folgenden Zeit, denn 1936/37 waren 
in Pommerellen von 10 689 deutſchen 
Kindern 7096 oder 66,38 %% gezwungen, 
polniſche Schulen zu beſuchen. 6117 von 
ihnen hatten überhaupt keinen deutſchen 
Anterricht. 

Trotz der kataſtrophalen Schulnot ſetz— 
ten die polniſchen Schulbehörden der 
Gründung von deutſchen Privatſchulen die 
größten Schwierigkeiten entgegen. Bis 
1925 wurde in Pommerellen nur die Er— 
richtung von fünf deutſchen Privatſchulen 
und ein Jahrzehnt hindurch wurde dann 
überhaupt keine Genehmigung mehr er— 
teilt. Erſt nach 1934, nach dem Abſchluß 
des deutſch-polniſchen Vertrages wurden 
einige weitere Privatſchulen zugelaſſen, 
aber nur, wenn neue Schulgebäude er— 
baut wurden, an die die weiteſtgehenden 
Anſprüche geſtellt wurden und die daher 
einen erheblichen Koſtenaufwand erforder— 
ten. Wie einſeitig und ſchikanös das Vor- 
gehen der polniſchen Schulbehörden iſt, 
zeigt das Beiſpiel der Dirſchauer deut— 
ſchen Privatſchule, der die Benutzung des 
Schulgebäudes, in dem ſeit einem Jahr— 
zehnt der Anterricht ſtattgefunden hatte, 


-51 


verboten wurde, weil es den Schulvor— 
ſchriften angeblich nicht entſprach. In das- 
ſelbe Gebäude wurde aber, ohne daß auch 
nur die geringſte Veränderung vorgenom— 
men war, ſofort eine polniſche Schule ge— 
legt, während der deutſche Schulbetrieb 
jahrelang ruhen mußte, bis ein neues 
deutſches Schulgebäude errichtet war. 


Verhängnisvolle Folgen für alle deut— 
ſchen Privatſchulen zieht die Verpflich— 
tung der Lehrer nach ſich, Jahr für Jahr 
eine neue Lehrgenehmigung einzu— 
holen. Damit haben die polniſchen Be— 
hörden einen Hebel in der Hand, den 
Anterricht auch an den deutſchen Privat- 
ſchulen in einem ſtark polniſchen Sinne zu 
beeinfluſſen. Die Lehrgenehmigung iſt für 
jeden Lehrer eine Exiſtenzfrage, und es 
gibt beſonders unter den jüngeren Leh— 
rern nur wenige, die ihre Exiſtenz durch 
einen den Schulbehörden nicht erwünſch— 
ten Anterricht aufs Spiel zu ſetzen wagen. 
Wenn die deutſchen Kinder auf den Pri— 
vatſchulen ſchon ſo gut wie nichts von 
Deutſchland und der deutſchen Geſchichte 
erfahren und zu einem ſtark polniſchen 
Denken erzogen werden, ſo ſind die Ver— 
hältniſſe an den wenigen noch beſtehen— 
den ſtaatlichen deutſchen Schulen ganz un— 
vergleichlich ſchlechter. Denn der Anter— 
richt wird hier überwiegend bereits von 
Lehrern polniſcher Nationalität erteilt, 
die die deutſche Sprache nur ſehr mangel— 
haft beherrſchen und durch die von ihren 
vorgeſetzten Stellen ſtillſchweigend gedul— 
deten Poloniſierungsbeſtrebungen Kar— 
riere zu machen hoffen. Am ſchlimmſten 
aber iſt die Lage der deutſchen Kinder, 
die gezwungen ſind, polniſche Schulen zu 
beſuchen, nicht mehr deutſches Schreiben 
und Leſen lernen und eine vollkommen 
polniſche Erziehung erhalten. Zwei Drit— 
tel aller deutſchen Kinder in Pommerellen 
haben dies traurige Los. Es wäre ein 
großer Fehler, ſich zu verhehlen, daß bei 
dieſer Sachlage ein großer Teil der deut— 
ſchen Kinder in Gefahr ſteht, dem Deutſch— 
tum verloren zu gehen. Von Seiten der 
deutſchen Volksgruppe wird zwar alles ge— 
tan, um gerade hier eine Abhilfe zu jchaf- 
fen. So iſt z. B. die deutſche Mutterſchule 
geſchaffen worden, bei der Wander- 
lehrer planmäßig das Land bereiſen 
und infolge des Verbots, deutſche Kinder 
zu unterrichten, die deutſchen Eltern 
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unterweiſen, wie ſie ihren Kindern ſelbſt 
Anterricht in der deutſchen Sprache er— 
teilen können. Dieſer Ausweg iſt natur— 
gemäß nur ein Notbehelf, der dazu nicht 
immer und nicht überall angewandt wer- 
den kann, da die deutſchen Wanderlehrer 
von der polniſchen Polizei ſtändig verfolgt 
und verhaftet werden. Der Einfluß der 
polniſchen Schule, durch den das heran— 
wachſende deutſche Geſchlecht zu einem 
weſentlich ſchwächer ausgeprägten deut— 
ſchen Nationalbewußtſein erzogen wird, 
läßt ſich daher bei weitem nicht ausſchalten. 
Es dürfte kaum eine andere Volksgruppe 
geben, die ſich gegen die ſyſtematiſche 
Einengung ihres Lebensraumes mit einer 
derartigen Energie und nie erlahmenden 
Kraft zur Wehr geſetzt hat, wie die Deut- 
ſchen in den polniſchen Weſtgebieten. Die 
Grundlage für dieſen Kampf auf Leben 
und Tod wurde von Anfang an in der 
einheitlichen Willensausrichtung und in 
der Zuſammenfaſſung aller Deutſchen in 
kraftvollen Organiſationen geſehen. Dies 
iſt ihnen, wenn Fehler und Mängel hier 
und da auch nicht zu vermeiden waren, 
im großen und ganzen in einer fo glän- 
zenden Weiſe gelungen, daß die Organi- 
ſation der Deutſchen von den Polen ge— 
radezu als Vorbild angeſehen worden ift. 
Die bereits vor 1920 eingeleiteten Ver— 
fuhe zur Aberwindung des auch in Pom- 
merellen und Poſen in höchſter Blüte 
ſtehenden Parteienweſens führten jchon 
bald zu der Herſtellung einer deutſchen 
Einheitsfront, die mehr als ein Jahr— 
zehnt die mit voller Gewalt über das 
Deutſchtum hereinbrechenden Stürme 
überſtehen und trotz unzähliger Verſuche 
von polniſcher Seite nicht durchbrochen 
werden konnte. Augenſcheinliche Erfolge 
waren bei dem mit elementarer Wucht 
über die Deutſchen hereinbrechenden Ver— 
hängnis naturgemäß nur ſelten zu er— 
reichen, aber es wurden alle ſich irgend— 
wie aus der innen- oder außenpolitiſchen 
Lage ergebenden taktiſchen Vorteile wahr- 
genommen und in der Preſſe, bei den 
Behörden, im Parlament, vor dem 
Völkerbund und dem Haager Schieds— 
gericht ein unermüdlicher Kampf gegen 
jede Rechtloſigkeit, um jeden Fußbreit 
Boden, um die Seele eines jeden deutſchen 
Kindes geführt. Auf der anderen Seite 
wurde die Widerſtandskraft der deutſchen 
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Volksgenoſſen und ihr Wille zum Aus- 
halten auf einem ſcheinbar verlorenem 
Poſten immer wieder geſtählt. Ohne 
dieſen tatkräftig geführten Abwehrkampf 
wäre das Tempo der Entdeutſchung zwei— 
fellos noch erheblich verſtärkt worden. Die 
deutſche Volksgruppe war hierbei ganz auf 
ſich allein angewieſen, denn von dem ohn— 
mächtigen und vom Parteihader zerriſſe— 
nen deutſchen Mutterland war eine wirk— 
ſame außenpolitiſche Anterſtützung nicht zu 
erwarten. 

Die politiſche Vertretung, der 
Deutſchtums bund, wurde nach dem 
in der Anſiedlerfrage vor dem Haager 
Schiedsgericht erzielten Erfolg zwar auf- 
gelöſt, aber die Belange der deutſchen 
Volksgruppe wurden auch in den folgen- 
den Jahren mit der gleichen Energie von 
den Geſchäftsſtellen der deutſchen Abge— 
ordneten, von den Wahlausſchüſſen, den 
kulturellen und wirtſchaftlichen deutſchen 
Verbänden und Organiſationen vertreten. 
Nicht ganz mit Anrecht wird der Vor— 
wurf erhoben, daß man nach der Schlie- 
pung des Deutſchtumsbundes die Grün- 
dung einer neuen politiſchen Organiſation 
verſäumt habe, und das Schwergewicht der 
innerpolitiſchen Sammlung allzu ſtark auf 
die wirtſchaftlichen Organiſationen ver- 
legt worden ſei. Aberſehen werden darf 
hierbei allerdings nicht, daß die deutſche 
Volksgruppe vor der Wiedererſtarkung 
Deutſchlands keinen machtvollen Rückhalt 
hatte und daß jede neue politiſche Orga— 
niſation, wenn ſie überhaupt von den 
polniſchen Behörden genehmigt worden 
wäre, ſchon in kurzer Zeit das Schickſal 
des Deutſchtumsbundes geteilt hätte. 

Bei dem brennenden Intereſſe, mit 
dem die Deutſchen in Polen alle Vor— 
gänge im deutſchen Mutterlande-verfolg- 
ten, mußte die geſchichtliche Tat der na— 
tionalſozialiſtiſchen Revolution auch für 
die deutſche Volksgruppe die nahhaltig- 
ſten Auswirkungen haben. Der fih voll- 
ziehende Ambruch, der zunächſt zu ſchwe— 
ren Auseinanderſetzungen innerhalb der 
deutſchen Volksgruppe, aber auch zur 
Wachrüttelung der Lauen und Abſeits— 
ſtehenden geführt hatte, kann als abge— 
ſchloſſen angeſehen werden. Die beiden 
großen politiſchen Organiſationen des 
Deutſchtums verfolgen das gleiche Ziel 
der Erneuerung der deutſchen Menſchen 


in Polen und der Abwehr der polniſchen 
Angriffe auf den deutſchen Lebensraum. 
Die Gemeinſamkeit dieſer Hauptziele und 
die inzwiſchen erfolgte Verſtärkung des 
polniſchen Druckes auf das Deutſchtum in 
Polen werden zweifellos jhon in kurzer 
Zeit zur Wiederherſtellung einer deut- 
ſchen Einheitsfront führen, aus der 
allein die verhältnismäßig ſehr geringe 
Zahl der Gegner des Nationaljozialis- 
mus auszuſchließen iſt. 


Wenn nach dem Abſchluß des deutſch— 
polniſchen Abkommens von 1934 der 
deutſchen Volksgruppe eine gewiſſe Be- 
wegungsfreiheit in eng umgrenzten Rah— 
men geſtattet wurde, ſo ſetzten ſchon 
1936 zahlreiche Einſchränkun⸗ 
gen und Verbote ein, die das ge— 
ſamte Leben der Deutſchen immer weiter 
einengten. Einen gewiſſen Höhepunkt er— 
reichte die neu entfeſſelte Deutſchenhetze 
bereits im Jahre 1937! Der Drahtzieher 
hinter den Kuliſſen war unzweifelhaft 
der „Weſtmarkenverein“, der unter dem 
neuen Etikett „Weſtverband“ ſeine alten 
Tendenzen weiterverfolgte, und damit die 
Regierung ſelbſt. Am den Boden für 
weitere Gewaltmaßnahmen vorzubereiten, 
wurde gegen alles Deutſche Sturm ge— 
laufen, gegen alle deutſche Organiſatio— 
nen, gegen das deutſche Schulweſen, die 
deutſche Preſſe, gegen den deutſchen Be— 
ſitzſtand und ſelbſt gegen das deutſche Ge- 
noſſenſchaftsweſen, welches das wirtichaft- 
liche Rückgrat des Deutſchtums darſtellt. 

Von den gegen das deutſche Ge— 
noſſenſchaftsweſen gerichteten An— 
griff ſeien zwei Veröffentlichungen er— 
wähnt: ein in dem Organ des Weſtver— 
bandes, der „Front Zachodni“, gegen die 
Wirtſchaftskraft der deutſchen Minder— 
heit gerichteter Artikel und eine Arbeit 
des ſtaatlichen „Baltiſchen Inſtituts“ in 
Gdingen. In beiden Veröffentlichungen 
wird der bereits auf einen Bruchteil fei- 
nes urſprünglichen Standes zurückge— 
drängte deutſche Beſitz als die größte 
Gefahr für das polniſche Pommerellen 
hingeſtellt und für die Zukunft ein noch 
weitergehendes Entdeutſchungsprogramm 
als bisher gefordert. Als Grundlage für 
dieſe Forderungen wird der im deutſchen 
Genoſſenſchaftsweſen verkörperte wirt— 
ſchaftliche Einfluß der Deutſchen herange— 
zogen. Nach dieſen polniſchen Mitteilun⸗ 
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gen beſtehen in Pommerellen 202 Genoſ— 
ſenſchaften mit 15000 Mitgliedern, davon 
74 Kredit-, 56 Handels-, 49 Molkerei— 
und 23 andere Genoſſenſchaften. Infolge 
ſchlechterer Organiſation und nicht immer 
einwandfreier Geſchäftsführung iſt das 
polniſche Genoſſenſchaftsweſen in Pom- 
merellen ſchwächer entwickelt als das 
deutſche. Der Anteil der Deutſchen am 
Genoſſenſchaftsweſen betrug nämlich 
58,7%, und zwar bei den Kreditgenoſſen— 
ſchaften 35,7 %, bei den Handelsgenoſſen— 
ſchaften 60,7%), bei den landwirtichaft- 
lichen Genoſſenſchaften 47,1%, bei den 
landwirtſchaftlichen Handelsgenoſſenſchaf— 
ten 83,79% und bei den Molkereigenoſ— 
ſenſchaften 63,6 °/o Dabei hat die Zahl 
der polniſchen Genoſſenſchaften inzwiſchen 
bereits eine Zunahme und die der deut— 
ſchen einen Rückgang aufzuweiſen, denn 
1929 machten die deutſchen Genoſſenſchaf— 
ten in Pommerellen 72,8 %, 1931 78,8 
und 1933 77,5% aller in Pommerellen 
arbeitenden Genoſſenſchaften aus. 
Weiter wird in dieſen polniſchen Ver— 
öffentlichungen angeführt, daß ſich von 
den pommerelliſchen Induſtriebetrieben 
mit mehr als 20 Arbeitern 37% in deut— 
ſchen und Danziger Händen, 11% in 
jüdischen und 52% in polniſchen Händen 
befanden. Von den Aktiengeſellſchaften 
wurden 42% von Polen, 15% von 
Deutſchen, 5% von Juden beherrſcht; der 
Reſt hatte ein gemiſchtes Kapital, wobei 
bei 24% das polniſche und bei 14% 
das deutſche die Mehrheit hatte. Von 
den Handwerksbetrieben in Pommerellen 
waren 14,3% und von den Handels- 
unternehmen 9,3% in deutſcher Hand. 
Dieſer Stand, der ſich bereits erheblich 
zuungunſten der Deutſchen verändert hat 
und ſich von Jahr zu Jahr weiter ver— 
ſchlechtert, wird auf Grund der als amt— 
lich anzuſehenden Veröffentlichungen von 
der geſamten polniſchen Preſſe als An— 
laß benutzt, um eine noch ſchnellere und 
bei dem deutſchen Beſitz über die feſtge— 
ſetzte Mindeſtgrenze hinausgehende 
Agrarreform, die Zerſchlagung des deut- 
ſchen Genoſſenſchaftsweſens und den Boy— 
fott aller deutſchen Induſtrie-, Handels— 
und Handwerksbetriebe zu fordern, um 
auch die letzten Reſte der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaftskraft zu vernichten. Für die pol— 
niſche Mentalität le: Das 
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Gefühl für Recht und Gered: 
tigkeit keine Rolle, maßgebend 
iſt nur der brutale Wille zur 
Ausrottung des Deutſchtums. 
Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß 
die weiteren Entdeutſchungsmaßnahmen 
in der aufgezeigten Richtung liegen wer— 
den, da ſie von ſehr ernſt zu nehmenden 
Stellen gefordert worden ſind. 


Trotz aller Anſtrengungen der deutſchen 
Organiſationen, Exiſtenz- und Arbeits- 
möglichkeiten für die deutſchen Volksge— 
noſſen zu ſchaffen, iſt ein von Jahr zu 
Jahr wachſender Prozentſatz der Deut— 
ſchen zu zeitweiliger oder dauernder Ar— 
beitsloſigkeit verurteilt. Bei unveränder— 
ter Lage, d. h. wenn kein weiterer Ver— 
luſt an Boden und keine weitere Ver— 
drängung aus dem Beſitz- und Arbeits- 
ſtand in Induſtrie, Handel und Gewerbe 
eintreten würde, kann das Deutſchtum in 
Pommerellen und Poſen nur auf die 
gleiche Zahl von Arbeitsplätzen wie heute 
rechnen. Wie einer Rede des Vorſitzen— 
den der Deutſchen Vereinigung, Dr. Koh— 
nert, zu entnehmen iſt, die ſich auf ge— 
naue ſtatiſtiſche Erhebungen ſtützt, zählen 
die deutſchen Jahresklaſſen von 30—60 
Jahren insgeſamt 40 250 Männer, denen 
83 560 männliche Perſonen im Alter von 
0—30 Jahren gegenüberſtehen, die bis 
auf wenige Ausnahmen noch nicht im Be— 
rufsleben ſtehen. Die in das Berufs— 
leben drängende deutſche Jugend iſt alſo 
mehr als doppelt ſo ſtark wie die zur 
Zeit Berufstätigen. Mehr als die 
Hälfte der deutſchen Jugend 
kann alſo beim S o Willen 
feine Arbeit finden. Ganz bejon- 
ders ſchlecht iſt die Lage der ſchon in 
nächſter Zeit in das Berufsleben ein— 
tretenden Jahresklaſſen von 15—30 Jah- 
ren, die allein 47 860 Männer zählen, und 
denen nur 19750 Männer im Alter von 


. 30—45 und 20 500 Männer im Alter von 


45—60 Jahren gegenüberſtehen. Die 
15 Jahresklaſſen der deutſchen Jugend 
ſind alſo bereits ſtärker als die geſamten 
30 Jahresklaſſen aller Berufstätigen. Die 
Jahresklaſſen von 0—15 Jahren find mit 
35 700 zwar etwas ſchwächer, erreichen 
aber faſt auch noch die Geſamtzahl der im 
Beruf ſtehenden deutſchen Männer. 
Noch ungünſtiger liegen die Dinge bei 
den Frauen. Nach der deutſchen Statiſtik 


von 1936 kommen auf 100 heiratsfähige 
Männer 150 heiratsfähige deutſche Mäd— 
chen. Tauſende deutſcher Mädchen, die 
keinerlei Ausſicht haben, jemals eine Ehe 
eingehen zu können, ſind alſo gezwungen, 
ſich nach einer Arbeitsmöglichkeit umzu— 
ſehen. Bei der geringen Zahl der verfüg— 
baren Stellen kann aber nur ein ganz 
geringer Teil ein Anterkommen finden. 


Wenn trotz der ausſichtsloſen Lage und 
des überaus ungünſtigen Altersaufbaues 
— 16% aller Deutſchen find über 
60 Jahre alt, in Deutſchland 11 und in 
Polen 7,5% — die Zahl der Geburten 
höher als die in ganz Europa mit Aus- 
nahme Polens iſt, ſo zeugt dies von der 
ungebrochenen Lebenskraft der deutſchen 
Volksgruppe. 1936 wies das Deutſchtum 
in Pommerellen und Poſen 19,5 Lebend— 
geborene bei 1000 Einwohnern auf, das 
Deutſche Reich 18. Der Geburtenüber— 
ſchuß betrug infolge der durch die Aber— 
alterung der deutſchen Volksgruppe her— 
vorgerufenen größeren Sterblichkeit aller— 
dings nur 3,9, in Deutſchland dagegen 
6,5 bei 1000 Einwohnern. Auch mit 9,4 
Eheſchließungen auf 1000 Einwohner 
ſtanden die Deutſchen in Pommerellen 
und Poſen 1936 in ganz Europa an der 
Spitze. 

Der Lebenswille und die Lebenskraft 
einer nationalen Minderheit ſind bei dem 
feinmaſchigen Netz einer raffinierten und 
rückſichtsloſen Verdrängungs- und Ent- 
nationaliſierungspolitik leider keine aus- 
reichende Gewähr für eine einigermaßen 
geſicherte Zukunft. Bei der ſyſtematiſchen 
Vernichtung der leichter angreifbaren 
ſtädtiſchen deutſchen Anternehmungen, die 
allein durch Aberbeſteuerung oder Boy— 
kott zum Erliegen gebracht werden kön— 
nen, kann allein der Boden als das Rück— 
grat des Deutſchtums angeſehen werden. 
Dieſe Lebensgrundlage iſt heute 900 000 
Hektar groß, in Pommerellen 310 000, 
in Poſen 590 000 ha, und wird allein 
durch die Agrarreform in den nächſten 
Jahren auf etwa 700 000 ha ſinken. Wet- 
chen Einfluß dieſer Rückgang auf zabt- 
reiche deutſche Gutsarbeiter und Ange— 
ſtellte, auf die ſtädtiſchen deutſchen Anter— 
nehmen, auf die kulturellen, wirtſchaft⸗ 
lichen, kirchlichen und Wohlfahrtseinrich— 
tungen haben wird, iſt bereits erwähnt 
worden. 


Das Deutſchtum in Pommerellen iſt in 
Gefahr und ringt um die letzten ihm noch 
verbliebenen Lebensgrundlagen. Darüber 
kann nach dem bisherigen Verlauf der 
Entwicklung kein Zweifel mehr beſtehen. 
Polens Pommerellen-Programm ſieht 
als erſten und wichtigſten Punkt die be— 
dingungsloſe und reſtloſe Beſeitigung des 
deutſchen Einfluſſes vor, da es ſich erſt 
dann in dem Beſitz dieſer Meeresprovinz 
einigermaßen ſicher glaubt. Es wäre ver- 
fehlt, auf das uralte Heimatrecht der 
Deutſchen in Pommerellen, auf ihre in 
Verfaſſung und Minderheitenſchutzver— 
trag verankerte Gleichberechtigung zu 
bauen. Polen erkennt nur die tatſächliche 
Machtlage an und iſt entſchloſſen, von 
ſeiner Macht rückſichtslos Gebrauch zu 
machen und über das Recht der deutſchen 
Volksgruppe zur Tagesordnung über— 
zugehen. Man muß ſich darüber vollkom— 
men klar ſein, daß an dem unbeugſamen 
Willen der maßgebenden polniſchen Fak— 
toren, die Entdeutſchungspolitik bis zu 
ihrem Ende fortzuſetzen, nichts zu 
ändern iſt. 

So ſchwarz die Lage der deutſchen 
Volksgruppe unter dieſen Amſtänden auch 
erſcheint, als hoffnungslos kann ſie heute 
nicht mehr angeſehen werden. Die 
Deutſchen werden den Kampf um ihre 
Scholle in der Gewißheit fortſetzen, daß 
ſie nicht allein daſtehen, ſondern daß hin— 
ter ihnen die ganze Macht des zu unge— 
ahnter Größe emporgewachſenen natio— 
nalſozialiſtiſchen Deutſchen Reiches ſteht. 
Dieſer ſtarke Rückhalt wird es nicht zu 
der geplanten Ausrottung der Deutſchen 
kommen laſſen. Das iſt die feſte Zuver— 
ſicht aller Deutſchen im Korridorgebiet! 


III. Die Zukunft des Korridors. 


Alle Maßnahmen der polniſchen Re— 
gierung, gleichviel ob ſie außenpolitiſcher, 
innenpolitiſcher oder wirtſchaftlicher Art 
ſind, können nichts daran ändern, daß 
Pommerellen auch künftig ein Problem 
bleiben wird. Es iſt für die Zukunft 
Pommerellens durchaus nicht entſchei— 
dend, ob die einſtmals deutſche Mehrheit 
zu einer kaum 10% der Geſamtbevölke— 
rung betragenden Minderheit herabge— 
drückt iſt, oder ob ſie gar in einigen Jah— 
ren vielleicht ſchon ganz ausgerottet und 
ihr Beſitzſtand reſtlos zerſtört ſein kann, 
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entſcheidend find ebenſowenig die anderen 
polniſchen Sicherungsmaßnahmen, wie die 
Schaffung eines Schutzwalles von polni- 
ſchen Anſiedlern, der Bau des Gdingener 
Hafens, der Kohlen- oder einer Waſſer— 
magiſtrale, denn alles das ſind nur ein⸗ 
ſeitige Maßnahmen, die keine Löſung des 
Problems, ſondern nur eine Verſchär— 
fung der Lage bringen. 


Die Problemſtellung liegt in der geo— 
politiſchen Lage Pommerellens und in 
der Struktur und Aneinheitlichkeit ſeiner 
Bevölkerung. 


An der geopolitiſchen Lage kann Polen 
nichts ändern. Es hat daher um ſo ſtärker 
den Hebel zur Beſeitigung der in der 
Bevölkerung ſelbſt liegenden Schwierig— 
keiten angeſetzt. Die geiſtige Aufrüſtung 
des polniſchen Volkes zur Behauptung 
des eigenen Zuganges zum Meer wird 
durch ſtändig neue und immer wieder in 
die Maſſen geworfene Schlagworte, wie 
das „Pommerelliſche Fenſter zum Meer“, 
„Kein Polen ohne die See“, „Pomme— 
rellen, die Lunge Polens“, „Gdingen, das 
Tor in die Welt“, „Pommerellen, das 
Kleinod Polens“, ſowie durch die Ver— 
anſtaltung von „Meeres- und Pomme— 
rellen- Wochen” wirkſam unterſtützt. Aber 
ſelbſt die beſte Propaganda vermag nicht, 
die in einem Jahrhundert erwachſenen, 
in einer grundverſchiedenen Kultur- und 
Lebensauffaſſung wurzelnden Teilge— 
bietsgegenſätze zu beſeitigen. Noch ſchwe— 
rer möglich iſt eine Anderung des ſich in 
kleinlichen und ehrgeizigen Streitigkeiten 
austobenden polniſchen Charakters. Die 
nationalpolniſche Leidenſchaft flammt 
zwar, wenn eine beſondere Veranlaſſung 
vorliegt, zu heller Flamme auf, macht 
aber im Alltagsleben bald einer um ſo 
größeren Paſſivität und Reſignation 
Platz. Es fehlt die Ausdauer, die Fähig— 
keit zu weitreichenden Entſchlüſſen, ein 
großzügiges Organiſationstalent und eine 
unbedingte Einſatzbereitſchaft. In allen 
Bevölkerungsſchichten beſteht die unaus⸗ 
rottbare Neigung, die Partei, den klei— 
nen Kreis, das eigene Ich über die 
Volksgemeinſchaft zu ſtellen. 
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Aber ſelbſt wenn wider Erwarten eine 
einheitliche Ausrichtung des polniſchen 
Volkes und die Beſeitigung der inneren 
Schwierigkeiten in Pommerellen gelingen 
ſollten, ſo wäre damit nur die eine, nicht 
einmal ſo ausſchlaggebende Seite des 
Problems gelöſt. Der wichtigere Teil, 
Pommerellens geopolitiſche Lage als 
Barriere zwiſchen reichsdeutſchen Gebie— 
ten, iſt nicht mehr ein polniſches, ſondern 
in erheblich größerem Maße ein deutſches 
Problem. In Polen wird zu leicht über- 
ſehen, daß dieſes Gebiet nur durch eine 
beſondere ſchickſalhafte Verkettung der 
Amſtände, wie ſie in der Geſchichte nur 
einmalig iſt, und nicht durch irgendein 
Verdienſt des polniſchen Volkes unter 
polniſche Herrſchaft gekommen und damit 
Deutſchland „die ſchwerſte Wunde“ von 
Verſailles zugefügt worden iſt. Es kann 
keinem Zweifel unterliegen, daß ſich im 
Korridor die Lebensintereſſen zweier 
Völker kreuzen, wobei aber dahingeſtellt 
bleiben mag, ob der Korridor nicht 
für das unentwickelte und un⸗ 
aufgeſchloſſene Polen mehr 
eine Macht- und Preſtigefrage 
und für das aufſtrebende, kraft⸗ 
volle Deutſchland eine Lebens- 
frage iſt. 

Es geht nicht allein um den Beſitz des 
Stück Landes, das für Polen die Ver— 
bindung zur See, für Deutſchland die 
Brücke nach dem Oſten ſein muß, es geht 
um mehr, um die Frage, ob — unab— 
hängig von dem Beſitz Pommerellens — 
Freundſchaft oder Feindſchaft, Krieg oder 
Frieden zwiſchen den beiden Nachbarvöl— 
kern herrſchen ſoll. Die bisherige außen— 
politiſche Haltung Polens und der Aus— 
bau der polniſchen Stellung in Pomme- 
rellen zu einer antideutſchen Baſtion 
ſchließt jeden Zweifel darüber aus, daß 
Polen den Schwerpunkt ſeiner Politik 
nach dem Weſten gelegt und bei dieſem 
Kurs zwangsläufig in einen ſtändigen 
und unüberwindlichen Gegenſatz zu 
Deutſchland kommen muß. 

Zwiſchen Deutſchland und Polen iſt 
daher nur Freundſchaft oder Feindſchaft, 
niemals aber ein Mittelding möglich. 
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Papierner Imperialismus 


Die Eroberung” Oftdeutfchlands durch die polniſchen Kartenzeichner 


Es iſt ſchon mehr als zwei Jahrzehnte 
her, da erſchien in Prag jene ſeltſame 
Karte eines Hanuſch Kuffner; dieſes Do— 
kument tſchechiſchen Größenwahns, das 
in gleichem Maße von Deutſchenhaß und 
Vernichtungswillen, wie von einem pofi- 
tiſchen Infantilismus zeugte, der das 
Deutſche Reich unter ſeinen Nachbar— 
ſtaaten in ein unſinniges Konglomerat 
von Pufferſtaaten aufteilte, und den ein- 
gebildeten Beherrſchern der „öſtlichen 
Kontinentalzone“ den Löwenanteil am 
aufgeteilten deutſchen Beſitz großmütig 
überließ ). 

Wer aber heute einmal die Mittel- 
europakarte des Hanuſch Kuffner neben 
die des Großdeutſchen Reiches hält, der 
glaubt wirklich den inneren Zwang einer 
richtenden Gerechtigkeit im ſteten Laufe 
des Weltgeſchehens zu ſpüren. Angeſichts 
dieſes klaffenden Widerſpruches zwiſchen 
Dichtung und Wahrheit begreift er auch 
die Arſache des tſchechiſchen Zuſammen— 
bruches als die Folge einer inneren 
Labilität, die, um den eigenen Minder— 
wertigkeitskomplexen aus dem Wege zu 
gehen, zu der Aufſtellung unmöglicher 
Forderungen, zu widerwärtiger Selbſt— 
beweihräucherung und zum Terror gegen 
alles Nichttſchechiſche griff, was ſeinem 
Zugriff ſchutzlos ausgeſetzt war. 

Der Lauf des Zeitgeſchehens hat vor 
unſeren Augen den ſchlüſſigſten Beweis 
erbracht, welche Folgen dieſes Leben in 
einer Welt des Willens zur falſchen 
Vorſtellung zeitigen kann. And unwill- 
kürlich iſt man gezwungen, eine faſt fon- 
gruente Erſcheinung, die ſich augenblid- 
lich in Polen abſpielt, mit den gleichen 
Augen und denſelben ſtillſchweigenden 
Folgerungen zu betrachten. Der polniſche 
Staat, der allein durch die Aufrechterhal- 
tung ſeines gegenwärtigen Beſitzſtandes 
den Tatbeſtand des Imperialismus an 
ſich verkörpert, greift im Bewußtſein der 
eigenen Anſicherheit zu genau den glei— 
chen Mitteln, wie fie ihm in dem jo un- 
rühmlich verſchwundenen tſchechiſchen 
Staate das ſlawiſche „Brudervolk“ vor- 
gezeichnet hat. 


Mit faſt ermüdender Gleichartigkeit 
ſpielt ſich vor unſeren Augen eine Ent⸗ 
wicklung ab, die einen Moſaikſtaat im 
Widerſtreit mit den ihm durch eigenes 
Verſchulden nun einmal innewohnenden 
zentrifugalen Kräften zeigt. Minder— 
heiten werden grundſätzlich mundtot ge— 
macht und geknebelt. Die Hilfe offenjicht- 
lich deutſchfeindlicher Großmächte ſoll 
durch zweideutige Bündniſſe den eigenen 
Beſtand ſichern, eine völlig ungerecht— 
fertigte Dauermobiliſierung ſoll die 
eigene Bevölkerung in Hochſpannung ver- 
ſetzen und mit geradezu perverſer Selbſt— 
befriedigung genügt man durch Lobes- 
hymnen auf den polniſchen Menſchen, die 
polniſche Kultur und last not least auf 
den polniſchen Soldaten der eigenen 
Eitelkeit. 

And ſelbſt periphere Erſcheinungen 
wie jene Karte des Kuffnerſchen Impe— 
rialismus, finden ihre Parallelerſchei— 
nungen heute in Polen. Herrn Kuff- 
ner ftellt ſich ein Jan Marſki 
aus Poſen an die Seite. Marſki 
hat in ſeiner Karte der „Weſtgrenzen 
Polens in der Geſchichte und die ſeit 
September 1938 geänderten Grenzen der 
Nachbarſtaaten“ ein Gegenſtück zur Kuff⸗ 
nerſchen Pufferſtaatenkarte geliefert. 

Zwar hat Marſki feine Forderungen 
nach deutſchem Reichsgebiet in ein hiſto— 
riſches Mäntelchen gekleidet, aber dieſes 
ift jo fadenſcheinig, daß das eigentliche 
Ziel, nämlich imperialiſtiſche Kriegsziel— 
propaganda unter dem Polentum, recht 
unverhüllt durchſcheint. Denn wer die 
Grenzen des polniſchen Staates als 
„gegenwärtige“ bezeichnet und dieſen die 
angeblich geſchichtlichen Weſtgrenzen des 
polniſchen Staates gegenüberſtellt, um 
dabei auf die Forderungen der polniſchen 
Delegation auf der Pariſer Friedens- 
konferenz zurückzugreifen, der meint nicht 
Geſchichte, ſondern Annektion. Dieſe 
gipfelt immerhin in einer polniſchen 
Weſtgrenze, die ſich einen Beſitz des ge- 
ſamten deutſchen Oſtens bis an eine 
Linie vorgaukelt, die ſich von Wollin, 
quer durch Vorpommern — wobei Stettin 


1) Vgl. die Originalwiedergabe in „Der Deutſche im Often”, Ig. 1, Heft 1, März 1938. 
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Polniſche Propagandapoſtkarte mit den 

„hiſtoriſchen Weſtgrenzen“ Polens, die 

im Mai 1939 an die polniſche Offent⸗ 
lichkeit kam. 


polniſch wird — an die Oder zieht, dann 
hart ſüdlich von Berlin in die Gegend 
von Magdeburg ſteuert, die Elbe über— 
ſchreitet und dann ſüdlich verläuft, und 
ganz Sachſen, die Proteftorate Böhmen 
und Mähren, die Slowakei und Nord— 
ungarn, zu ſchweigen von Schleſien und 
Pommern als „geſchichtlichen“ Redt- 
anſpruch zu vermelden hat. 

Daß Poſen, Weſtpreußen und Danzig 
und vor allem Oſtpreußen unter die 
Provinzen zählen, die „ohne Volksab— 
ſtimmung und ohne Vorbehalte“ dem 
polniſchen Staat einzugliedern ſind, darin 
ſtimmt Herr Marſki durchaus mit der 
polniſchen Konferenz-Delegation überein. 
Immerhin wird ſich das mittlere Oſt— 
preußen mit Königsberg, Gumbinnen, 
Goldap uſw. glücklich ſchätzen dürfen, 
unter der „Agide des Völkerbundes“ (J) 
zu ſtehen. Während das nördliche Oſt— 
preußen bei dieſer Gelegenheit an Li— 
tauen abgetreten wird, wird der ver— 
bliebene Reſt ohne Abſtimmung und 
Vorbehalte unter polniſche Herrſchaft 
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fommen. Danzig, Hinterpommern und 
Oberſchleſien find in der gleichen ange- 
nehmen Lage. 

Eines hat Herr Marſki — und das 
unterſcheidet ihn unvorteilhaft von Kuff— 
ner — augenſcheinlich nicht gemerkt, daß 
wir damals das Jahr 1918 ſchrieben und 
Jan Marſki ſein Kartengebilde im Jahre 
1939 losließ, das die polniſche Offent— 
lichkeit gegenwärtig in Poſtkartenform 
begeiſtert (vgl. die Bildbeilage). Die 
Poſtkarte ift offenſichtlich zur Auslands- 
propaganda beſtimmt, denn in Polen ſelbſt 
dürften dreiſprachige Veröffentlichungen 
nur Wert haben, wenn ſie vor allem mit 
deutſcher und ukrainiſcher Sprache ver— 
ſehen ſind. 

Der Zeitpunkt iſt alſo augenſcheinlich 
nicht beſonders glücklich gewählt. Denn 
auch der Ausſpruch des polniſchen Dich— 
ters Mickiewicz, der über der Poft- 
kartenausgabe ſteht, „Jeder von Euch hat 
in feiner Seele das Samenkorn der fünf- 
tigen Rechte und das Ausmaß der fünf- 
tigen Grenzen“, hatte im 19. Jahrhun— 
dert ſeine innere Berechtigung. Heute 
wieder hervorgeholt, iſt er nicht mehr das 
Bekenntnis einer „ſchönen“ Seele, ſon— 
dern ein grotesker Anachronismus, bei 
deſſen Betrachtung lächelndes Kopfſchüt— 
teln und bedauernde Gleichgültigkeit in 
uns notwendig die natürlichſten Reaktio— 
nen ſind. 

Zieht ein Volk ſeine Grenzen, fo tut 

es das mit Blut und Gut — mit Pflug 
und Schwert. Das Deutſche Reich hat 
das in ſeinem Oſten in einem Raume ge— 
tan, der ſich beſtimmt nicht mit ſeinem 
gegenwärtigen Staatsraume deckt, ſon— 
dern dort darüber hinausragt. Vor allem 
aber weiß das deutſche Volk aus ſeinen 
jüngſten Erfahrungen, daß es Soldaten 
und Arbeiter ſind, die ein Reich ſchaffen, 
aber nicht wildgewordene Karthographen. 

Da aber der in Polen allmächtige Zen— 
ſor ſowohl den Vertrieb der Poſtkarte 
wie des Marſkiſchen Produktes gebilligt 
hat, gab der polniſche Staat ſein placet 
zu dieſen papiernen Anſprüchen auf deut- 
ſches Reichsgebiet. Augenſcheinlich hält 
man eine Attacke mit Notſtift und 
Druckerſchwärze für die beſte Verteidi— 
gung. Beſtimmt aber hat man vor dem 
Menetekel der Tſchechei die Augen ver— 
ſchloſſen. — d. K 


W. Steuck 
Wie der Pole uns Deutſche fieht 


Die Figur des Smentek bei Zeromfki und Wankowier 


Die Werke, die dieſem Aufſatz zu- 
grunde liegen, ſind der „Wind vom 
Meer“ („Wiatr od Morza“) von Ze- 
romſki und „Auf den Spuren Smenteks“ 
(„Na tropach Smentka“) von Wanko⸗ 
wicz. 
Werken bildet die Figur des Smentek, 
die beiden Werken gemeinſam iſt. Es 
handelt ſich hierbei um eine ſymboliſche 
Figur, die — um es gleich vorweg zu 
nehmen — den deutſchen Teufel darſtellen 
ſoll und an der die beiden Verfaſſer mit 
einer Deutlichkeit, die manchmal wirklich 
nichts mehr zu wünſchen übrig läßt, 
zeigen, was ſich der Pole im Grunde ge— 
nommen von dem Deutſchen für ein Bild 
macht. 

Die beiden Verfaſſer gehören zwei ver— 
ſchiedenen Generationen an. Wankowicz 
gehört zu der heute lebenden Schrift— 
ſtellergeneration, hat ſich hauptſächlich 
journaliſtiſch betätigt und iſt in der brei- 
teren polniſchen Offentlichkeit vor allen 
Dingen durch ſein hier angeführtes 
Werk, das in der geſamten polniſchen 
Preſſe ſtarke Beachtung fand, bekannt⸗ 
geworden. Zeromſki (1864—1925) gehört 
zeitlich zu der Dichtergeneration, die all— 
gemein „Das junge Polen“ („Mloda 
Polska“) genannt wird, nach einer gleich- 
namigen Artikelreihe in der Krakauer 
Zeitſchrift „Życie“, einer Zeitſchrift, die 
ſpäter unter die Leitung Przybyſzewſfki's 
kam. Zuſammen mit W. Reymont gehört 
Zeromſki zu den wichtigſten Vertretern 
der Proſa-Dichter dieſer Epoche, ja man 
kann wohl ſogar ſagen, daß der Einfluß 
Zeromſki's auf die heutige polniſche 
Schriftſtellergeneration noch weſentlich 
ſtärker iſt, als der Einfluß des in Deutſch— 
land bekannteren W. Reymont. Zeromifi 
ift ſchriftſtelleriſch immer feine eigenen 
Wege gegangen und hat ſich nie durch 
die Doktrin irgendeiner Richtung oder 
Schule gebunden gefühlt. Seiner ſtark 
ausgeprägten Perſönlichkeit find Natura- 


Das Bindeglied zwiſchen beiden. 


lismus und Symbolismus, (Zola und 
Maeterlind), die in jeiner Generation 
oft in wunderlicher Form miteinander 
rangen, nie unvereinbare Gegenſätze ge- 
weſen, er hat beide Richtungen zuſammen⸗ 
gefaßt und aus ihnen feine eigenen Dar- 
ſtellungsart und feinen, in der ganzen pol- 
niſchen Literatur nur ihm eigenen Stil 
geprägt. 

Obwohl Zeromſki und Wankowicz zwei 
verſchiedenen Generationen angehören, 
iſt das Bild, das ſie von dem Charakter 
Smenteks und damit des Deutſchen geben, 
durchaus das gleiche. Beide ſind damit 
ein Beleg für die Kontinuität der Veur- 
teilung des Deutſchen in der polniſchen 
Literatur. Wie ein roter Faden zieht 
ſich dieſe Beurteilung des deutſchen 
Volkscharakters auch durch die vorher— 
gehenden polniſchen Dichtergenerationen. 
Vor allen Dingen, wenn es um die Be— 
urteilung Oſtpreußens und des Deut- 
ſchen Ritterordens geht, ift dieſes Bild 
durchaus einheitlich. Es ſei hier zum Ver— 
gleich nur auf zwei weſentliche Werke der 
polniſchen Literatur aus den vorherigen 
Epochen hingewieſen: auf die „Kreuz- 
ritter“ („Krzyżacy“) von Henryk Gien- 
kiewicz für die Zeit des nach dem Ja— 
nuaraufſtand 1863 in der polniſchen Lite- 
ratur herrſchenden Poſitivismus und 
auf den „Konrad Wallenrod“ von Adam 
Mickiewicz aus der großen Blütezeit der 
polniſchen Literatur, der polniſchen Ro- 
mantik. Es ijt bisher noch keinem pol- 
niſchen Schriftſteller gelungen, ſich mit 
einer realiſtiſcheren und unvoreingenom— 
meneren Darſtellung des Deutſchen in der 
polniſchen Öffentlichkeit durchzuſetzen und 
das durch Generationen eingehämmerte 
Vorurteil zu brechen. 

Auch die beiden Bücher von Zeromffi 
und Wankowicz behandeln inhaltlich das 
Thema Oſtpreußen. Zeromſki gibt in 
Form von einzelnen, kleineren Erzählun— 
gen eine Art Querſchnitt durch die Ge— 
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ſchichte Oft- und Weſtpreußens. Die ein- 
zelnen Erzählungen find inhaltlich jelb- 
ſtändig, das einzige Bindeglied bildet 
die Figur des Smentek, der bald unter 
dieſem, bald 
bald direkt und bald nur andeutungs— 
weiſe, in jeder der einzelnen Geſchichten 
auftritt. So behandelt Zeromſki die ganze 
geſchichtliche Vergangenheit dieſes Ge— 
bietes, angefangen von den Kriegszügen 
der Wikinger (die Zeit der Beſiedlung 
durch die Oſtgermanen, Goten, Vandalen 
uſw. verſchweigt er diskret), über die Be— 
kehrungsverſuche des Heiligen Adalbert, 
die Kreuzritterepoche und die Zeit des 
Kopernikus, über die Zeit Friedrichs des 
Großen und die napoleoniſche Epoche, 
und ſchließlich über den Weltkrieg bis 
hin zur Gegenwart, bis zur Erbauung 
des Hafens von Gdingen. Das Buch 
Wankowicz's ift eine Reiſebeſchreibung, 
die der Verfaſſer auf Grund einer Pad- 
delbootfahrt, die er durch das national- 
ſozialiſtiſche Oſtpreußen unternommen 
hat, geſchrieben hat. Er geht, wie es ja 
ſchon der Titel des Buches ſagt, den 
Spuren Smenteks in Oſtpreußen nach, 
und trifft auch heute noch auf Schritt 
und Tritt denſelben teufliſchen Geiſt 
des „kriegeriſchen“ Deutſchtums an, 
den Zeromffi für die Vergangenheit feſt— 
ſtellte. Sein Buch bildet alſo eine Art 
Fortſetzung von Zeromſki's Werk, es ift 
der Verſuch, den von Zeromſki beſchwo— 
renen Geiſt auch in der Gegenwart nicht 
ruhen zu laſſen, die wohlgemerkt der 
deutſch-polniſchen Verſtändigung dienen 
ſollte. 

Wir wollen im folgenden uns darauf 
beſchränken, die beiden Verfaſſer ſelbſt 
ſprechen zu laſſen, das Bild, das ſie ent⸗ 
weder von den Deutſchen direkt oder in- 
direkt durch die Figur des Smentek zeich— 
nen, wörtlich wiedergeben, um uns nicht 
dem Vorwurf der Verzerrung dieſes 
Bildes auszuſetzen. 

Zeromſki läßt Smentek als Sänger, als 
Skalde zugleich mit den Nordleuten, den 
Wikingern an der Küſte der Oſtlande 
anlangen. Während die Wikinger aber 
auf ihrem Raubzug größtenteils erſchla— 
gen werden, bleibt Smentek im Lande. 
Wankowicz dagegen zitiert die Broſchüre 
eines Paſtors, wonach Smentek direkt 
aus der Hölle in das Ordensland dele— 
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giert wird. „In der Teufelshauptſtadt 
ſah der Höllenfürſt, der die Abteilung 
Deutſchland leitete, ſchon vom Augenblick 
des Entſtehens des Deutſchen Ordens an 
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diefem mit wachſamen Augen zu. Denn 


er war ſicher, daß das wahre teufliſche 
Leben ſich am beſten pflegen laſſen würde 
in der an Gewalttaten jo reichen Atmo- 
ſphäre Oſtpreußens.“ (S. 46). 

Wes Geiſtes Kind dieſer Smentek iſt, 
das zeigt ſich gleich in ſeinem erſten Ge— 
ſang, den Zeromſki folgendermaßen cha— 
rakteriſiert: 

„Es brauſte in dieſem Lied die uner— 
ſchrockene Tapferkeit aller Soldaten, und 
die Leidenſchaft aller Wikinger, die die 
Gefahr des Aberfalls und der Anter— 
werfung ſucht, den Sieg im tödlichen Ringen 
ebenſo, wie die Niederlage ſelbſt. Es 
ſchäumte in ſeinem Lied die ungebändigte 
Kraft, wild ſchrie die Verzweiflung der 
Beſiegten und bedenkenlos raſte die Freude. 
Es ſchwang ſich in ſeinem Lied über alles 
empor die ſtolze Schönheit des Brechens 
aller Verbote, die Vernichtung aller Hin— 
derniſſe, des Erraffens mit unerſchrockener 
Hand alles deſſen, was exiſtiert. Alle 
hörten aus dieſem Lied das Lob des 
Wolfes, der auf das Feld des menſch— 
lichen Kampfes auf Raub ausgeht, und 
das Lob des Raben, der nach den Er— 
oberern auf das Schlachtfeld fliegt, das 
bedeckt iſt mit ohnmächtigen, kraftloſen 
und lächerlich anmutenden Leichen.“ 
(S. 5.) 

Noch deutlicher wird Zeromſki bei der 
Schilderung dieſes erſten „teufliſchen“ 
Einfluſſes auf dieſes Land, als er die 
Raſerei ſchildert, in die die Nordleute 
vor dem Kampf verfallen: 

„Sie verfielen in Zerſtörungswahn— 
ſinn. Sie ließen ſich hinreißen von der 
Furie des blutgierigen Inſtinktes. Die 
Panzer von dem Schmutz des Kampfes 
mit Blut abwaſchen. Mit den Klauen die 
Eingeweide aus den mit dem Meſſer 
aufgeſchnittenen Bäuchen reißen. Sorg— 
fältig die ohnmächtigen, vor Angſt er- 
blindeten, flehenden Augen ausſtechen. 
Die Rippen bis zu den Hüften auf- 
brechen, wie Ankraut, ſo daß die Wunden 
der Bruſt einen Anblick bilden wie aus— 
gebreitete Adlerſchwingen. Mit dem 
Schwert die Viſiere zerſchlagen, und bei 
lebendigem Leibe den Skalp von den 


Schädeln der gefangenen Krieger reißen. 
Mit der Streitart die zum Kampfe er- 
hobenen Hände abſchlagen, wie die 
Baumzweige im Walde. Mit dem Speer 
aus ſchlankem Almenholz mit vergifteter 
Spitze die wie Rojen blühenden Wunden 
öffnen. Das wilde Kreiſchen der noch 
unerwachſenen Mädchen hören, die auf 
die Erde zwiſchen die Eroberer geworfen 
wurden. Dumpf ſchlafen im Dunſt von 
heißem Blut, das über den Fußboden 
rinnt und auf den Stufen der eroberten 
Burg gerinnt, dumpf ſchlafen auf den 
Schößen der an den Händen gefeſſelten 
Frauen.“ (S. 5.) 

Dieſe beiden Zitate geben bereits die 
weſentlichen Grundzüge des Bildes wie— 
der, das ſich der Pole vom Deutſchen ge— 
macht hat. Er ſieht in uns die Fort- 
ſetzung, ja eine Steigerung der erſten ger- 
maniſchen Eroberer, von denen er dieſes 

Bild entwirft. Für ihn iſt der Deutſche 
ein im Grunde immer kriegeriſcher, beſſer 
kriegslüſterner Menſch, der mit Wolluſt 
tötet und mordet, der nordiſche Berſerker, 
der ein Vergnügen daran empfindet, alle 
Schranken einzureißen und ohne mora- 
liſche Bedenken alle Verbote zu brechen. 

Smentek treibt ſich in dem nach Ze- 
romſki damals noch in paradieſiſcher Un- 
ſchuld lebenden Lande herum, und ver— 
dirbt das Volk. Auch das iſt eine Eigen- 
ſchaft, die der Pole immer wieder im 
Deutſchen zu ſehen glaubt, daß dieſer um 
die Völker zu unterwerfen, und zu be— 
herrſchen, ſie ſkrupellos verdirbt und ver— 
dummt. Er miſcht ſich unter die Jäger 
und macht aus der Jagd ein blutgieriges 
Morden: „Die Menſchen verwandelten 
ſich in wilde Hunde und die Hunde 
nahmen ſich die Wildheit der Menſchen 
als Beiſpiel.“ Er lehrt die Menſchen, 
Anrecht zu tun und das Recht zu brechen: 
„. ſäte unter ihnen Zwietracht, Streit, 
Zank, Kampf bis auf's Meſſer, lehrte ſie 
auf ihre Art das Recht zu brechen, das 
ſie von Arzeiten an zu einer Gemeinſchaft 
verband.“ Er hetzt die Jugend gegen das 
Alter auf, um das Volk zu ſpalten: „Es 
gab keinen umſtürzleriſchen Gedanken, den 
er den Jünglingen nicht einredete.“ Er 
macht ſie zu Wegelagerern und Räubern 
und lehrt ſie „wenn der Sturm auf die 
Felſen ihres Strandes die Nachen der 
vorbeifahrenden Barbaren wirft, die Ge— 


ſtrandeten nicht zu retten und wenn dieſes 
und jenes auf den Strand geworfen wird, 
die Leute zu erſchlagen, zu berauben und 
mit einem Stein um den Hals in die 
unergründlichen Meerestiefen zu wer— 
fen . . .“ Als Bernſteinkaufmann bringt 
er ihnen die Mordwaffen und das ver— 
derbliche Geld. 

Nachdem ſo das Volk „vorbereitet“ 
worden ift, kann die eigentliche Unter- 
werfung durch die Kreuzritter erfolgen. 
In der Schilderung der Kreuzritterepoche 
zeigen die beiden polniſchen Verfaſſer wohl 
am deutlichſten, welches Bild ſie ſich von 
den Deutſchen machen. Bezeichnend ſind 
ihon die Ratſchläge, die Smentek Herr- 
mann Balk, dem erſten Landmeiſter des 
Ordens gibt: 

„And wenn ſie nicht freiwillig den Weg 
der Erlöſung beſchreiten wollen, ſo iſt es 
Zeit, ſie dazu zu zwingen. Du wirſt 
große Schiffe bauen und damit den 
Drauſen-See beherrſchen. Du wirſt jeden 
taufen, der ſich dem Afer nähert und 
jeden, der zum Heidentum zurückkehren 
will, wirſt Du zur Flucht bis hinter den 
Pregel, bis hinter die Memel zwingen. 
Wehe den Abtrünnigen, die die Seelen 
der Gläubigen verſuchen wollen. Du wirſt 
ſie im Hemd über die Grenzen der chriſt⸗ 
lichen Lande treiben. Wehe den Wider- 
ſpenſtigen, die fih nicht taufen laſſen wol- 
len. Du wirft fie bis auf den letzten 
Mann mit Schwert und Strang aus— 
rotten.“ (S. 112.) 

Für den Deutſchen iſt eben, nach Mei⸗ 
nung des Polen, die Religion niemals 
etwas anderes als Mittel zum Zweck, 
Mittel zur Erreichung ſeiner politiſchen 
Ziele. Dieſer Meinung gibt auch Wan- 
kowicz Ausdruck, wenn er ſchreibt, daß 
die Deutſchen das Chriſtentum im Oſten 
nur verbreiteten „zur Vernichtung der 
geiſtigen Werte dieſes Landes.“ (S. 167.) 

Wie ſchon einmal den Nazarener, jo 
führt der Teufel auch Herrmann Balk 
auf einen hohen Berg und zeigt ihm alle 
Herrlichkeit der Welt, zeigt ihm, wie das 
damals noch von wilden Wäldern be— 
deckte Land ſpäter einmal in einen blü- 
henden Garten verwandelt werden ſoll, 
— wenn er ihn anbetet. And Herrmann 
Balk ſagt nicht das „hebe Dich hinweg 
von hier, Satan“, ſondern „Herrmann 
Balk ſtieg vom Pferde, beugte ein Knie 
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und küßte den Fuß des Herrſchers.“ 
(S. 116.) Hier wird offiziell der Bund 
zwiſchen dem Deutſchen Orden und dem 
Teufel geſchloſſen und alles was die 
Ritter ſpäter tun, bleibt Teufelswerk. 
So kann der Teufel dieſem Bund dann 
den bezeichnenden Segen geben: 

„So vertreibe denn von hier die Herde 
Menſchen im Namen Jeſu Chriſti, im 
Namen des Guten und der Tugend, im 
Namen der Verzeihung und der Liebe, 
im Namen der Vergebung der Sünde und 
der Verzeihung der Schuld, — verbrenne 
die Behauſungen, die durch der Hände 
Mühe erbaut wurden, pflüge die Erde 
des Ortes um, auf der ſie ſtanden. Mag 
ein neuer Einwanderer auf der Aſche ſich 
niederlaſſen. Mag der Galgen überall im 
Lande ſtehen. Mag Dein blankes Schwert 
nie in träger Ruhe trocken werden. Mag 
Dein Strick immer angeſpannt ſein.“ 
(S. 116.) 

Die Begegnung zwiſchen Herrmann 
Balk und Smentek iſt noch aus einem an— 
deren Grunde wichtig. Zeromffi ſchreibt, 
als ſich die beiden gegenüberſtehen und 
Herrmann Balk ſeinem Gegenüber in die 
Augen ſieht: 

„In dieſem Blick (des Teufels) war 
etwas mehr als nur Schwindelei und 
Fälſchung von Dokumenten, als die Fä— 
higkeit zu Machenſchaften und Betrüge— 
reien, zu Meineid und Tyrannei, als die 
Tauglichkeit zur Irreführung aller Ju— 
riſten und Schacherer der Welt, als das 
Verſtändnis für das Verwiſchen der 
Wahrheit, für das Verdrehen des wahren 
Sachverhaltes und für das rechtzeitige 
Ernten der Früchte der Fälſchungen. 

In dieſem Blick war ſie ganz für ſich, 
die eigentliche, die eigene, die ganze Seele 
von Herrmann Balk.“ (S. 116.) 

Hier iſt die Beſtätigung dafür, daß 
dieſe Figur des Smentek nichts weiter 
ſein ſoll, wie die eigentliche, wahre Seele 
des Deutſchen, der deutſche Teufel oder 
auch — der teufliſche Deutſche. 

Zur Zeit Wladyſlaw Lofietefs taucht 
Smentek wieder auf unter dem Namen 
Graffiacane, als Berater des Ordens- 
komturs Heinrich von Plotzke. Er verſucht 
den Komtur, der die Danziger Burg be— 
ſetzt hält, dazu zu überreden, einen Aber— 
fall auf die Stadt ſelbſt zu machen, wo ge— 
rade Markt abgehalten wird. 
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Bezeichnend für die polniſche Auffaſ— 
jung iſt es, wie Graffiacane das An— 
wachſen der Ordensmacht ſchildert: 

„... Auf Mord und Gemetzel, auf 
Strömen von Blut, die wegen des Ver— 
rats Mendogs floſſen, auf der Ausrot— 
tung der Menſchen, als unter dem 
Schwert Ottokars und der Ritter aus 
dem Weſten die Völker Preußens wahr— 
lich dalagen wie Wälder, die man bis auf 
die letzten Aberreſte ausgeholzt hat — 
darauf bauten ſich die Mauern des Ma— 
rienburger Hauſes auf.“ (S. 130.) 

And als auf den Rat Graffiacanes hin 
der Aberfall auf die wehrloſen Einwoh— 
ner und auf die zum Markt erſchienenen 
Polen tatſächlich ſtattfindet, da werden 
die deutſchen Ritter und Söldnertruppen 
in ihrem blinden Wüten gegen alles Pol— 
niſche ſelbſt zu wahren Teufeln: 

„bei der neuen Stadtmauer krallten ſich 
die Leute, die nicht wußten, wo ſie ſich 
verſtecken ſollten, mit den Fingernägeln 
in die hohe, blinde und ſtumme Wand, 
als wenn ſie in plötzlicher Verblendung 
glaubten, daß dieſe ſteinerne Mauer 
Mitleid empfinden würde, wenn die 
Menſchen es verloren hatten. Aber der 
„Kiek in die Kök“ war ſtumm und ohne 
jedes Gefühl, groß in feiner Rache, hart 
in ſeiner Verachtung, und mit Wolluſt 
tötend, wie die Menſchen. Dort an ſeinem 
Fuße, wurde das Gemetzel zu einem 
wahren Höllenbild. Die Kreuzritterſöld— 
ner, geſchult in den ausgeſuchteſten Ver— 
brechen in den Wäldern und bei den 
Brandſtätten der preußiſchen Unter- 
jochung, hieben die Menſchenmaſſen zu— 
ſammen, wie der Holzfäller, der, ſtöhnend 
bei ſeiner Arbeit und ſchwitzend vor An— 
ſtrengung, Bäume haut .... 

„Die Soldaten des Ordens drangen in 
beide Kirchen ein und vergoſſen das Blut 
an den Pfeilern, vor den Beichtſtühlen 
und an den Stufen der Altäre. Die 
Kreuzritteraxt ließ niemand auf den 
Markt durch. Sie raſten im Wahnſinn des 
Verbrechens, in wildem Rauſch, in der 
Rache um der Rache willen und in einer 
wahren Kunſt des Mordens. Einer hieb 
mit einem Schlag die Köpfe von den 
Rümpfen, ein anderer hieb von den Ar- 
men die flehend erhobenen Hände ab. Bis 
die Schweine, die in ihren warmen 
Pfützen lagen, verwundert in dem mit 


Blut durchtränkten Boden zu ſchmatzen 
begannen.“ (S. 134.) 

Nach der Schilderung dieſer Scheuß— 
lichkeiten kommt ſofort die Entſchuldigung 
Graffiacanes. Gie foll die zyniſche, falt- 
blütige Verlogenheit zeigen, mit der nach 
polniſcher Meinung der Deutſche jederzeit 
ſeine begangenen Vergehen zu vertuſchen 
ſucht: 

„Man wird ſagen, wenn es nötig iſt, 
man wird auf unwiderlegbare Art be- 
weiſen, man wird durch glaubwürdige 
Ausſagen bezeugen, daß der Landmeiſter 
des Ordens der Jungfrau Maria und 
die Ordensbrüder, ohne die Einwohner 
der Stadt irgendwie geſchädigt zu haben, 
in ihr Land zurückgekehrt ſind. Man 
wird ſagen, wenn es nötig iſt, man wird 
dafür genügend gewichtige Erklärungen 
vorlegen, daß die Danziger Einwohner 
aus eigenem Antrieb ihre Wohnungen 
zerſtört haben, und in andere Gegenden 
gezogen ſind, um ſich dort anzuſiedeln.“ 
(S. 134). 

Der Deutſche lügt eben nach Meinung 
dieſer Leute immer, man kann ihm nie 
trauen. And wenn wir mit Engelszungen 
redeten, in ſeinem Innerſten glaubt uns 
der Pole doch nicht. Dieſe vermeintliche 


deutſche Verlogenheit ſchildert auch 
Wankowicz: 

„And doch nimmt einen in dieſem 
ſtrengen Mittelalter der tiefe Ton 


Wunder, mit dem die polniſchen Staats- 
akten durchtränkt ſind; dieſe primitive 
Kompromißloſigkeit, wie weit entfernt 
ift fie von der Aberzeugung der Kreuz- 
ritter, daß Worte nur dazu da ſind, um 
die Wahrheit zu verſchleiern.“ (S. 342) 

Dasſelbe Streben nach Vernichtung 
alles Polniſchen, wie es Zeromski oben 
für die Kreuzritterzeit ſchilderte, ſtellt 
Wankowicz auch für die Gegenwart feft: 

„Der konzentrierte, erbarmungsloſe 
Angriff, der nach der Vernichtung des 
Einzelnen ſtrebt, der ſich irgendwie durch 
die geringſte politiſche Bewegung ver— 
rät, iſt Methode.“ (S. 43). 

„Das moraliſche Reſultat der Volks— 
abſtimmung (in Oſtpreußen) iſt, daß un⸗ 
mittelbar nach ihr 9000 der Tüchtigſten 
und für die polniſche Sache am opfer— 
willigſten eingetretenen Menſchen aus— 
wanderten. Die Führer eines unterwor— 


fenen Volkes abfangen, erſchlagen oder 
vertreiben, das iſt ein alter Grundſatz, 
den ſchon der Orbis Romanus und die 
ſiegreichen Azteken ausprobiert haben.“ 
(S. 185). 

Dieſer Vernichtungswille allem Pol- 
niſchen gegenüber kommt aus dem „Sy— 
ſtem des kalten Haſſes“, das nach Mei- 
nung der Verfaſſer jeden Deutſchen be— 
ſeelt: 

„ . . jenes Syſtem der gleihmäßi- 
gen, andauernden, unnachgiebigen Ver- 
folgung, voll kalten Haſſes, zu dem ſich 
nur das deutſche Element aufſchwingen 
kann, das ſpeziell in dieſer Richtung ab- 
gerichtet und trainiert wurde.“ (Want. 
S. 201). 

Als beſonderer Vertreter dieſes „kal— 
ten Haſſes“ gilt den Polen Friedrich 
der Große. Ans Deutſchen wird es ko— 
miſch vorkommen, daß ausgerechnet dieſer 
vielgeplagte Preußenkönig nichts weiter 
zu tun gehabt haben ſoll, wie immer 
wieder ſeiner „Hauptleidenſchaft“, ſeinem 
Polenhaß nachzugeben. And doch iſt es 
eine Tatſache, daß ſehr, ſehr vielen Polen 
gerade Friedrich der Große als die Per— 
ſonifizierung allen Polenhaſſes erſcheint 
und deshalb natürlich auch entſprechend 
wieder gehaßt wird. Aber laffen wir Ze- 
romski ſelbſt ſprechen: 

„Sein alter, von ſeinen Vorfahren er— 
erbter Haß gegen den polniſchen Schlach— 
zitzenſtand, gegen das Volk, das polniſch 
ſpricht, die Rachſucht, die in jedem 
Tropfen feines Blutes kreiſte, vermin- 
derte ſich nicht auf dieſen Reifen, im 
Gegenteil ſie wuchs, und ſeine Abneigung 
gegen alles, was nach Polentum ausſah, 
vermehrte ſich infolge dieſer Reviſions— 
reiſen immer mehr.“ (S. 214). 

„Es erwachte in ihm feine alte Haupt- 
leidenſchaft, ſein alter Haß gegen Polen, 
ein ſchrecklicher und unerſättlicher Haß, 
der ſich dauernd vom Grunde ſeiner Seele 
von ſelbſt wieder erhob — bis zur Ra— 
ſerei.“ (S. 220). 

Das Streben der Deutſchen, das Volk 
dumm zu halten, um es leichter beherr— 
ſchen zu können, wie es Zeromsfi als 
eine Smentek-Methode ſchon für die Vor— 
ordenszeit aufzeigte, ſtellen die beiden 
Verfaſſer auch für die ſpätere und ſogar 
für die gegenwärtige Zeit feſt. Wanko— 
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wicz ſchildert zum Beiſpiel ſehr weit- 
ſchweifig, wie heute noch in Maſuren das 
Volk bewußt in ſeinem Aberglauben ge— 
laſſen wird, wie heute noch Klobuk, der 
Diener des Smentek dort geradezu gött— 
liche Ehren genießt. Zeromſki dagegen 
ſchildert, wie Smentek den Großen dieſes 
Landes, wie dem Heiligen Adalbert und 
Kopernikus, alle nur möglichen Schwie— 
rigkeiten in den Weg legt, wie er den 
Heiligen Adalbert ſpäter ſogar erſchlagen 
läßt, damit es nur zu keiner Aufklärung 
des Volkes kommen kann. 

„Der Teufel verteidigt ſein Reich der 
Finſternis.“ (S. 198). Ein beliebtes 
Mittel der Deutſchen, um ein unter— 
worfenes Volk zu ſchwächen und zu ver— 
derben, iſt vor allem die Förderung der 
Trunkſucht: 

„Der Geſandte des Teufels, der zu 
dieſem Zweck auf die Erde geſchickt wird, 
paradiert in einem Kreuzrittermantel, 
legt einen Bierausſchank an, der vom 
Orden beſteuert wird, und gewöhnt das 
Land an das Saufen.“ (S. 46 Wank.). 

„In einer der alten Kirchenchroniken 
dieſes Landes (Oſtpr.) ift die Gewohn— 
heit verzeichnet, daß die Schulzen ihre 
Gemeindemitglieder mit Bierſtrafen be- 
legten, wovon die Trunkſucht noch mehr 


anwuchs .. . Dieſe ſpaßige Art ſoll die 
Maſuren Smentek gelehrt haben.“ 
(ebenda). 


Bei Wankowicz (S. 157) finden wir 
ſogar eine Zeichnung, die den Teufel im 
Ordensmantell!) darſtellt, wie er volle 
Viergläſer herbeiſchleppt, um den armen 
Maſuren, die ſchon mit durſtigen Kehlen 
an den Tiſchen warten, ja nicht ihre 
Trunkſucht eintrocknen zu laſſen. 

Was würde man in Polen wohl ſagen, 
wenn man den Teufel in einem Buch 
über Polen (in einem Buch, das ernſt ge— 
nommen ſein will und nicht etwa in 
einem Witzblatt) in polniſcher National- 
tracht darſtellen würde? 

Es iſt nun aber nicht ſo, daß durch 
den Nichtangriffsvertrag mit Deutſchland 
die Beurteilung des Deutſchen ſich ge— 
mildert hätte. Im Gegenteil, der größte 
Teil des polniſchen Volkes ſieht unter 
dem Einfluß der trotz Preſſeabkommen 
ſyſtematiſch fortgeſetzten Hetze in dem 
Nationalſozialismus eine Weiterentwid- 
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lung, eine Höchſtform des „kriegeriſchen, 
deutſchen Geiſtes“. 


Das darf einen nicht weiter wundern, 
denn im allgemeinen muß man feſtſtellen, 
das der Nationalſozialismus als ſolcher 
den Polen vollſtändig unverſtändlich ge— 
blieben ift, daß er feine Erſcheinungs— 
formen im allgemeinen dem Kommunis- 
mus durchaus gleichſetzt: 

„Irgendwo an der Spitze ſteht jemand 
mit einer Spritze und pumpt mit mäc- 
tigem Kolben das dicke Schmieröl ein; 
wenn man unter den Wagen blickt, ſieht 
man, wie das Ol durch die kleinſten, 
unterſten Öffnungen herauskommt. Jr- 
gendwo auf einem Komintern-Kongreß 
predigt Stalin, und das Gl fließt aus 
dem Munde des einfachen Mannes, mit 
dem ich irgendwo an der Orſza konfe— 
riere. Irgendwo in Berlin verkündet 
Hitler die neuoffenbarten Wahrheiten 
des „wiedererwachten“ Deutſchland, und 
in der Johannisburger Heide verſchluckt 
fih der Schulze Pupilarski vor Begeijte- 
rung über das Gemetzel vom 30. Juni, 
er glaubt ohne Zögern, daß Pommerellen 
zu Deutſchland zurückkommt, denn ſo will 
es der „Führer“, daß das ohne einen 
Krieg gehen wird, denn den will Hitler 
nicht .. .“. (Wank. S. 110). 

Die Herrſchaft des Smentek wirft nach 
Wanfowicz noch immer „einen Schatten 
auf die menſchlichen Seelen“, ſo daß er 
für die Hitler-Jugend feſtſtellt, daß ſie 
niemals lacht, wie überhaupt nach ſeiner 
Meinung „in dieſem Lande das Lachen 
vertrieben wurde.“ Finſter und unheim- 
lich erſcheint dem Polen der Deutſche 
heute mehr denn je, die Bevölkerung 
mehr noch als früher „brutaliſiert durch 
die Herrſchaft der Gewalt und des 
Geldes“. 

Oſtpreußen ift für Wankowicz durch 
den Nationalſozialismus ein wahres 
Kriegslager geworden, eine drohend über 
Polens Hauptſtadt ſchwebende Fauſt: 
„Es dehnte fih über dies Land ... ein 
lackierter Drill aus, ſein Leben wurde 
5 E Haß wurde ſtandari⸗ 
ſter tt (8 1860 

„Er (ber Nationalſozialismus) ſchuf 
für Oſtpreußen einen neuen Beruf, eine 
Berufung, ein Fach — ein rentables und 
ſogar lukratives. Er befahl dem Lande, 


vom Kriege zu leben — fogar im 
Frieden.“ (S. 315). 

And Seite 316 beruft ſich Wankowicz 
ſchließlich auf das Wort Plutynjfi’s über 
Oſtpreußen, „das einſt die hiſtoriſche 
Wiege der Teilungen war, und auch 
heute noch wie eine mit Feſtungen ge— 
panzerte Fauſt über der Hauptſtadt un- 
ſeres Landes hängt“. 

Im Grunde macht ſich der Pole von 
uns noch immer dasſelbe Bild, wie es 
Zeromſki von den Sachſen gibt, die zur 
Zeit der Ottonen über die Elbe vor— 
dringen: 

„In dire flawiſche Ebene kamen die 
Sachſen mit den langen Schädeln, den 
weißen Haaren mit der rötlichen Schat— 
tierung, den blaßen Augen mit dem Aus- 
druck der Grauſamkeit, den vollen Gefich- 
tern, mit großen Händen und Füßen, mit 
fetten, weißen Leibern, die ſich langſam 
bewegten, gefräßig nach Fleiſch und 
Käſe, mit Kreuz, Schwert und Strang, 
um im Schweiße ihres Angeſichts an der 
Anterjochung zu arbeiten, um Ströme 
von Blut zu vergießen, um ganze Völker 
bis auf die Wurzeln auszurotten, zu ver- 
treiben, zu vertilgen, um die Welt mit 
Verbrechen anzufüllen.“ (S. 44). 

Letzten Endes führt dieſe Meinung 
von den Deutſchen zu der Einſtellung des 
Bruders Iwo bei Zeromfki: 

„Der Bruder Iwo ſah die Macht des 
Ordens, kurz geſagt, für die Offenbarung 
der allertiefſten Hölle auf dieſer Erde an. 
Denn ähnlich — bewies er — wie die 
Teufel meuternde Cherubim waren, eben— 
ſo nahmen dieſe ihre Ebenbilder auf der 
Erde ihren Ausgang von dem Guten, und 
wurden aus der reinſten, menſchlichen 
Tugend geboren. Erſt durch den Hochmut 
und die Gier verleibten fie fih alle Teu- 
feleien der menſchlichen Natur ein und 
übertrafen ſchließlich noch den Teufel 
ſelbſt in ihrer Verderbtheit. Sogar die 
Beſten der Kreuzritter — verſicherte 
er — müſſen, da ſie in der Sphäre der 
Teufeleien leben, als unter dem beſon⸗ 
deren Einfluß des Satans ſtehend ange— 
ſehen werden, für Sünder der unterſten, 
dritten Kategorie.“ (S. 168.) 

Hier wird der Haß gegen den Deut— 
ſchen zu ſeiner Höchſtform getrieben, hier 
wird er ein religiöſes Myſterium. 


Daher iſt der Krieg gegen den Deut- 
ſchen auch faſt immer ein Glaubenskrieg, 
ein heiliger Krieg. Man glaubt ein 
Gotteswerk zu tun, wenn man gegen 
dieſes Volk des Satans ankämpft. Be- 
zeichnend dafür ſind die Worte des alten 
Generals Dabrowifi bei der Belagerung 
von Danzig: 


„So hört, Ihr, die Ihr in italieniſcher 
Erde ſchlaft, im franzöſiſchen Land, in 
der Schweiz und in Deutſchland: Unter- 
drückt iſt der Kreuzritter und unterdrückt 
iſt Friedrich. Der Satan iſt für Sahr- 
hunderte zu Boden geworfen. Die Rechte 
Gottes hat den Kaiſer der Franzoſen 
und ſein Heer geleitet, daß ſie hierher 
kamen, um den Satan zu zerſchmettern. 
Fremde Völker, — Franken, Breto- 
nen . . .. mußten hierher kommen, bier- 
her an die Weichſel, die ſo oft von den 
Feinden unſeres Stammes unterjocht 
wurde. Sie mußten ſie durchwaten und 
dort im Lande der ſchrecklichen Kreuz— 
ritterverbrechen für das Werk der Ge— 
rechtigkeit ihr Blut vergießen. And ich 
ſelbſt bin aus Italien hierher geeilt und 
ſehe mit lebendigen Augen — das Meer. 
Ich ſehe das vollendete Werk, das ich in 
meiner Seele großzog. O, Gott!“ (Ze- 
romſki S. 236). 


And ebenſo bezeichnend das Zitat der 
beiden polniſchen Offiziere bei den 
Kämpfen mit dem deutſchen Grenzſchutz: 


„Wir werden auf dem zitternden Leib 
des Satans Deine ſiegreiche Standarte 
aufpflanzen.“ (Zer. S. 287). 


Bei Zeromſki kommt es zu einem we— 
nigſtens etwas verſöhnlicheren Schluß: 
er läßt Smentek, den deutſchen Teufel 
nach dem Weltkrieg auswandern. Bei 
Wankowicz jedoch ift dieſer Smentek 
wieder zurückgekehrt: 


„Denn entgegen der Behauptung Ze— 
romſkis, daß der böſe Geiſt dieſes 
Landes, Smentek, der den Geiſt des frie- 
geriſchen Deutſchtums repräſentiert, nach 
dem Verſailler Vertrag Oſtpreußen für 
immer verlaſſen hat, behaupte ich, daß er 
zurückgekehrt iſt, daß er handelt, daß 
Deutſchland die Maſſen wieder in die 
Hand zurückbekommen hat, und daß ich die 
friſchen Spuren auf Schritt und Tritt 
angetroffen habe ...“ (©. 8). 
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FANERA 


Wir werden leider glauben müſſen, 
daß Wankowicz hier eher die Meinung 
ſeiner Landsleute wiedergibt, als Ze— 
romſki. 

Wenn man dieſe beiden Bücher zu 
Ende lieſt, dann wird ſich jeder, der ſich 


einmal ernſtlich mit dem Gedanken eines 
wirklichen deutſch-polniſchen Ausgleichs 
befaßt hat, die ſehr ernſte Frage vor— 
legen müſſen, ob der Berg von Haß, der 
hier aufgeſchichtet worden iſt, wohl jemals 
wieder wird abgetragen werden können? 


Deutſchtum in Polen 


Wir ſtehn im Kampf um unfer letjtes Recht- 

Die Bahn zu brechen kommendem beſchlecht, 
Daß deutſcher Beiſt in Kind und Kindeskind 

Im deutſchen Blute heilige Heimat find'. 


Wir ſtehn im Kampf trotz Teufel, Haß und Tod, 
Den Zwiſt zu zwingen und der Brüder Not, 
Daß deutſcher Glaube heut und immerdar 

Im deutſchen Herzen treu ſich offenbar. 


Wir ftehn im Kampf, und was auch wird gefchehn, 
Nie wird und nimmer unſer Volk vergehn. 

Mir ſchwörens laut - fo helf uns Bott im Streit: 
Wir bleiben deutſch in alle Ewigkeit! 


Sigismund Banek 
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Detlef Krannhals 


Die völkifchen Oftprobleme Polens 


Ein Kapitel von traditioneller Intoleranz und kolonifatorifcher 
Unfähigkeit 


Polen ift ein Nationalitätenſtaat. Es 
hat ſich im Oſten ſeines Staatsraumes 
die Siedlungsgebiete von Völkern ein— 
verleibt, die ihm raſſiſch, ſprachlich, ful- 
turel und religiös durchaus nicht eng 
verwandt ſind. Es hat dazu dieſe Völker 
nicht als geſchloſſene Einheiten in ſeinen 
Staat aufgenommen, ſondern Randzonen, 
Teilgebiete aus ihrem Volksboden her— 
ausgeſchnitten, ohne ſich um ein Selbſt— 
beſtimmungsrecht, einen Landſchaftszu⸗ 
ſammenhang, einen Wirtſchaftsraum oder 
um politiſche Einheiten zu kümmern. 

Die von Litauern, Weißruſſen und 
Akrainern, aber auch von Deutſchen be— 
ſiedelten Gebiete im Oſten des polniſchen 
Volksraumes, deren Städte mit einer 
oft erdrückenden Mehrheit von Juden ge— 
füllt ſind, haben keine natürlichen Gren— 
zen. Im großen geſehen ſind es die kon— 
tinentalen Räume des weſtruſſiſchen 
Landrückens, der Poleſie und der podo— 
liſchen Platte, in die der polniſche Staat 
hier ohne Rückſicht auf ihre räumliche 
und völkiſche Eigenheit vorſtieß. Mit 
zwei großen Gebietskeilen, die in nord— 
öſtlicher und in ſüdweſtlicher Richtung 
vorgetrieben ſind, ragen die polniſchen 
Staatsgrenzen hier in durchaus „ruſſiſch“ 
beſtimmte Räume hinein, und durchſchnei— 
den die weiten Arlandſchaften der Poleſie 
in zwei Teile. Der damit durch Polen 
in Beſitz gehaltene Raum fremden Volks— 
tums hat eine Weſt grenze, die gut 
250 km weſtlicher als die polniſche 
Staatsgrenze gegen Sowjetrußland ver— 
läuft, und etwa von einer Linie gebildet 
wird, die bei Grodno beginnend, ſich über 
Bialyſtock verlaufend an den Mittellauf 
des Bug anlehnt, dieſen auf dem linken 
Afer im Cholmer Land verläßt und weit 
nach Weſten ausgreifend über Przemysl 
den Beskidenkamm erreicht. 

Zwiſchen dieſer Linie und der Oſt— 
grenze des polniſchen Staates liegt ein 


Drittel des polniſchen Staatsraumes, 
liegen zwangsweiſe unter polniſche Ver— 
waltung genommene Siedlungsgebiete 
nichtpolniſchen Volkstums, liegt das 
weite Feld der völkiſchen Oſtprobleme 
Polens, deren enge Verflechtung mit den 
politiſchen Oſtfragen des polniſchen Staa- 
tes es erfordert, ſie auch eindeutig unter 
dem Geſichtswinkel politiſcher Problem— 
ſtellungen zu betrachten und zu deuten. 

Polen glaubt einen geſchichtlichen An— 
ſpruch auf jene und weitere Landſchaften 
des Oſtens zu beſitzen, die es mit ihrer 
Zugehörigkeit zu jenem Staatsweſen be— 
gründet, das als das geſchichtliche König— 
reich Polen dieſe Landſchaften 1772 und 
1793, als ihm volklich, ſprachlich und kirch— 
lich nicht zugehörig, an Rußland abtreten 
mußte. 

Das geſchichtliche Ergehen dieſer Ge— 
biete als Beſtandteile des polniſchen 
Staates bietet nun aber nicht, wie man 
meinen ſollte, den Ablauf eines großen 
koloniſatoriſchen Geſchehens, das Erfül— 
len jener Aufgabe, die hier das offenſicht— 
liche Kulturgefälle vorſchrieb und die 
Polen für alle Zeiten einen moraliſchen 
Anſpruch geſichert hätte, ſondern eine 
Kette von Rechtsbrüchen, Mißerfolgen 
und Anterdrückungen. Gerade die Ge— 
ſchichte der Zugehörigkeit dieſer weiten, 
fremdvölkiſchen Räume zum polniſchen 
Staate geſtattet ihre organiſche Zuge— 
hörigkeit zu dieſem weitgehend in Zwei- 
fel zu ziehen und ſteht geradezu als eine 
Warnung über der Gegenwart. 

Vor dem polniſchen Staatsſtreich von 
1569, der ſogenannten Anion von Lublin, 
waren dieſe Gebiete Teile des litauiſchen 
Großſtaates, der dem polniſchen lediglich 
in Perſonalunion verbunden war und ein 
gemiſchtvölkiſches Staatsweſen darſtellte, 
das vor allem — zu drei Vierteln — von 
Ruſſen bewohnt war. Als Polen ſich 
1569 den litauiſchen Staat „inkorpo— 
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rierte“, erweiterte es fein Staatsweſen 
ohne Schwertſtreich um unermeßliche Ge— 
biete, deren Beſitz ein gefährlicher An— 
reiz werden ſollte, die Oſtpolitik des 
litauiſchen Staates fortzuſetzen. Denn „ſo 
war Polen durch Litauen nicht nur un- 
mittelbarer Nachbar des ruſſiſchen Staa⸗ 
tes geworden, ſondern hatte auch das 
Odium, das auf den Litauern wegen der 
Eroberung ehemals ruſſiſchen Gebietes 
lag, übernommen“ (Recke). 

Nach anfänglichen Erfolgen erlitt die 
polniſche Eroberungspolitik gegenüber 
Moskau im 17. Jahrhundert ſchwere 
Rückſchläge. Die erſten größeren Gebiets- 
verluſte des polniſchen Staates, die unter 
der Oberfläche das Zeitalter der Teilun— 
gen einleiten, werden durch die Artikel 
des Waffenſtillſtandes von Andruſſow 
(1667) beſtimmt, der Polen Smolenſk, 
den Landſchaftsgürtel zwiſchen Soſch und 
Deſna und die öſtliche Akraine abnahm. 
Es war dies das Ergebnis eines Krieges 
zwiſchen Polen und den vereinigten Ruſ— 
ſen und Akrainern, eines Freiheitskrieges 
der Akrainer gegen ihre polniſchen Anter— 
drücker geweſen. Gegen die Knebelung 
des ukrainiſchen Volkes durch den polni- 
ſchen Gutsbeſitzer, den jüdiſchen Pächter 
und die katholiſche Kirche hatte der ufrai- 
niſche Nationalheld Chmielnicki unter 
dem Schlachtruf „Tod den Juden, Tod 
dem Adel, Tod den Jeſuiten“ zum Kriege 
aufgerufen, mit der polniſchen Intoleranz 
gebrochen und ſich dem Zaren in Moskau 
unterſtellt. 

War ſchon hier der religiöſe Fanatis— 
mus und die Anduldſamkeit der Jeſuiten 
ein Hauptgrund zur politiſchen Aufleh— 
nung geweſen, ſo ſollte die Anfähigkeit 
Polens, überhaupt eine tolerante Reli— 
gionspolitik zu treiben, letzten Endes mit 
den Antergang des polniſchen Staates 
herbeiführen. Faſt 75 v. H. der damals 
zwiſchen Dnjepr und Bug wohnenden 
polniſchen Antertanen waren griechiſch— 
orthodoxe Chriſten, keine Katholiken wie 
die Polen, und unterſtanden kirchlich dem 
Metropoliten von Kiew. Ihr Oberhaupt 
ſaß alfo in Rußland und war Antertan 
des Zaren. Polen behandelte dieſe „Diſ— 
ſidenten“ als Staatsbürger zweiter 
Klaſſe, gab ihnen keine öffentlichen 
Amter und unterdrückte ihre Religions- 
ausübung. Hier lag der Anſatzpunkt für 
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die politiſchen Hebel Rußlands, die das 
Gefüge Polens ſchließlich auseinander— 
ſprengen ſollten. 1686 hatte ſich Polen 
Rußland gegenüber verpflichten müſſen, 
ſeine orthodoxen Antertanen nicht zu 
bedrücken; waren jetzt die Diſſidenten in 
Polen unzufrieden, ſo hatte der Zar be— 
ſtändig die Möglichkeit, ſich über dieſen 
Weg in die inneren Verhältniſſe Polens 
einzumiſchen. Die Polen hatten damit 
ihr trojaniſches Pferd in das eigene 
Lager gezogen. Denn der Diſſidenten— 
ſtreit nahm im 18. Jahrhundert immer 
bedrohlichere Formen an und 1767 war 
ſeine Verſchärfung der Ausgangspunkt 
für die ruſſiſchen Schritte zur erſten „Tei— 
lung“, als die Zarin die antikatholiſche 
innerpolniſche Oppoſition unter ihrer 
Agide ſammeln konnte und kurz darauf 
in der Haidamackenbewegung einen bluti- 
gen ukrainiſchen Aufſtand gegen das 
Polentum entfeſſelte. 

So jtand es — in großen Zügen — 
um die polniſchen Erfahrungen im Beſitz 
der fremdvölkiſchen Oſtgebiete bis in die 
Teilungszeit. Als Napoleon das Groß— 
herzogtum Warſchau errichtete, hat er 
mit Rückſicht auf Moskau jene ruſſiſchen 
Gebiete wohlweislich außerhalb der Gren- 
zen dieſes Interimſtaates gelaſſen. Das 
hat aber die nationalpolniſchen Be— 
ſtrebungen nach dem Wiener Kongreß 
nicht aufhören laffen, Verlangen nach den 
ruſſiſchen „Weſtgebieten“ — wie ſie von 
Moskau her geſehen genannt wurden — 
zu tragen. Das bedeutete eine Antaſtung 
des ruſſiſchen Staatsbeſtandes. Denn die 
Grenzziehung zwiſchen Rußland und dem 
ihm in Perſonalunion verbundenen „Kö— 
nigreich“ (Kongreßpolen) beließ die litau— 
iſch, weißruſſiſch und ukrainiſch beſiedelten 
Gebiete natürlich außerhalb dieſes Teil- 
ſtaates. Die Anſprüche der Polen begeg- 
neten der ſchärfſten Zurückweiſung durch 
den Zaren, der die polniſche Oſtgrenze, 
den ethnographiſchen Verhältniſſen ent— 
ſprechend, an Bug und San ſah, während 
man polniſcherſeits nach dem „geſchicht— 
lichen Polen“ ſtrebte. 

An dieſer Grundfrage, ob man nämlich 
im ruſſiſchen Weſtgebiet einen inte— 
grierenden Beſtandteil des zukünftigen 
polniſchen Staates zu ſehen habe oder 
nicht, ſchieden ſich auch die Geiſter der 
einflußreichſten innerpolniſchen, politi— 


ſchen Bewegungen. Nachdem die Maffe 
des polniſchen Volkes 1835, 1861 und 
1863 in Aufſtänden erfolglos gegen Ruß— 
land zur Waffe gegriffen hatte, hat die 
Nationaldemokratie den Gedanken einer 
Ausſöhnung mit Rußland vertreten, um 
ſich mit ihrem Zukunftsſtaat ſpäter im 
Weſten, am Beſitz des Deutſchen Reiches 
ſchadlos zu halten. Der Neſtor der Na— 
tionaldemokratie, Poplawſki, hat ſich 
ſchon 1887 gegen die „unglücklichen Phan- 
taſtereien von den Eroberungen im Oſten“ 
gekehrt, und Dmowjfi erklärte 1907, daß 
die im ruſſiſchen Weſtgebiet wohnenden 
Polen nur als eine völkiſche Minder— 
heit anzuſehen wären. Dem ſtand die 
rußlandfeindliche Gruppe der polniſchen 
Sozialdemokratie mit Pitſudſki gegen— 
über, die den unverſöhnlichen Kampf 
gegen das Zarentum und ſeinen Beſitz 
auf ihre Fahnen geſchrieben hatte. 

Im Weltkriege haben gerade dieſe 
Landſchaften während des Frontenſtill— 
ſtandes im Oſten bis 1918 unmittelbares 
Kriegsgebiet gebildet. Die deutſche 
Grabenſtellung verlief in einer Linie, die 
ſich etwa 100 km weſtlich von der heuti— 
gen polniſch-ſowjetruſſiſchen Grenze die- 
fer parallel entlangzieht. Die unglück— 
ſelige Errichtung eines Königreichs 
Polen, die im November 1916 durch die 
Zentralmächte erfolgte, beließ das ſoge— 
nannte Weſtgebiet außerhalb der Gren— 
zen dieſes Königreiches, die, auch durch 
Kampfhandlungen verwiſcht, noch keine 
exakte Feſtlegung erfuhren. Nach dem 
deutſchen Zuſammenbruch hätten dieſe 
Landſchaften offen vor dem Zugriff der 
ruſſiſchen Heere gelegen und konnten vor 
deren Aberflutung nur gerettet werden, 
indem man von Deutſchland den Befehl 
zum Ausharren deutſcher Truppen an 
einer für Deutſchland nutzlos gewordenen 
Front erzwang. So hat m. E. die deutſche 
Waffe Polen in Beſitz dieſer Oſtgebiete 
gebracht, deren Freihaltung vom Bol— 
ſchewismus es alleine nicht zuſtande ge- 
bracht hätte, deren Beſitz aber noch ſtark 
umſtritten ſein ſollte. Während die pol- 
niſche Weſtgrenze mit tatkräftiger Hilfe 
durch die Entente in deutſches Gebiet 
vorgetrieben wurde, war die polniſche 
Stellung im Oſten noch ſchwer bedroht. 

Im Süden, in der Weſtukraine, mad: 
ten die Akrainer mit der Waffe in der 


Hand den Verſuch, ſich gegen die Sow— 
jets und gegen die Polen einen Staat 
zu erzwingen. Nach dem ihnen im Fe— 
bruar 1918 von den Mittelmächten im 
Frieden von Breſt-Litowſk ein Staat zu- 
gejtanden worden war, der fih mit ihren 
ethnografiſchen Grenzen deckte, hatten fie 
ſich nach dem Zuſammenbruch der Mittel- 
mächte vom Herbſt 1918 bis zum Juli 
1919 auf dem Boden ihrer Heimat be— 
hauptet, bis dann im Herbſt 1919 die 
ukrainiſchen Truppen im „Viereck des 
Todes“ zwiſchen Sowjets, Polen und Ru- 
mänen zerrieben wurden. Im Norden 
herrſchte in gleicher Weiſe Kriegszuſtand. 
Die Konſolidierung des litauiſchen Staa— 
tes ging nur langſam vorwärts und die 
fließenden Grenzen in jenem Gebiet 
waren nicht mehr als bloße Demarka— 
tionslinien, quer durch Litauen verlief 
eine ſowjetruſſiſche Front. Nur eines 
war ſicher, daß man ſich nirgends die 
polniſchen Armeen als „Befreier“ 
wünſchte. 

Der Appetit der Polen war nämlich 
inzwiſchen erheblich geſtiegen. Da ihnen 
der Zuſammenbruch aller drei Teilungs- 
mächte als ein nie erwarteter Glückzufall 
nach allen Seiten die Möglichkeit bot, 
extreme Forderungen durchzuſetzen, ließen 
ſich ſelbſt die in ihren Oſtgrenzenforde— 
rungen ſo zahmen Nationaldemokraten 
zum Verlangen nach der hiſtoriſchen pol- 
niſchen Oſtgrenze von 1771 verleiten, die 
Polen bis an den Dnjepr vortragen 
ſollte. Grundſätzlich iſt dieſer Anſpruch 
Polens am 3. März 1919 der Terri— 
torialkommiſſion in Paris vorgelegt 
worden. Während Dmowffi und feine 
Anhänger ſich die Erweiterung Polens 
im Oſten in der Form einer loſen Auto— 
nomiegewährung an die Litauer, Weiß— 
ruſſen und Akrainer dachten, vertrat Pil- 
ſudſki die greifbarere Idee, eine Reihe 
von Pufferſtaaten zu ſchaffen: einen li— 
tauiſchen, einen weißruſſiſchen und einen 
ukrainiſchen, die dann zu Polen in ein 
Föderativſyſtem gebracht werden ſollten. 
Pilſudſki wollte alfo immerhin noch die 
nationale Selbſtändigkeit dieſer Völker 
erhalten. 

Die Entente war in Sachen der pol— 
niſchen Oſtgrenze völlig anderer Mei— 
nung. Sie ſah dieſe an der ethnografiſch 
beſtimmten Linie von Bug und San, die 
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den Polen nicht genügte, jo daß das Ver- 
ſailler Diktat dieſe Frage offen ließ (Ar— 
tikel 87). Am 8. Dezember kam der 
„Oberſte Rat“ aber im weſentlichen auf 
feine alte, nach ſprachlichen Geſichtspunk— 
ten gezogene Grenze zurück, und beſtimm— 
te als Oſtgrenze des polniſchen Staates 
eine Linie, die ſich von der oſtpreußiſchen 
Grenze bei Auguſtow über Grodno und 
den mittleren Njemen an den Bug zog. 
Das war die ſogenannte „Curzon- 
Linie“, genannt nach dem damaligen 
engliſchen Staatsſekretär des Auswär— 
tigen. Sie bedeutete genau das Gegen— 
teil der Pilſudſkiſchen Pläne, der darauf 
im Bunde mit den Oſtukrainern gegen 
die Bolſchewiſten losſchlug, um die Weft- 
mächte vor vollendete Tatſachen zu ſtellen 
— ein Feldzug den er bis an den Dnjepr, 
bis nach Kiew hinein vortrug. Damit be— 
gann der polniſch-ruſſiſche Krieg von 
1920, der im weſentlichen um den Beſitz 
dieſer Oſtgebiete geführt wurde und 
Polen im Juli 1920 den vernichtenden 
ruſſiſchen Gegenſchlag eintrug, der ihm 
faſt feinen Staatsbeſtand gekoſtet hätte. 

Wiederum ſchlugen die Weſtmächte, 
von Polen um Hilfe gerufen, die Curzon— 
Linie als Waffenſtillſtandslinie und prä— 
ſumtive Grenze vor (11. Juli 1920). Die 
Bolſchewiſten lehnten ab und forderten 
die Sprachgrenze an Bug und San, wie 
ſie ſchon die Zaren als natürliche pol— 
niſch-ruſſiſche Grenze angeſehen hatten. 
Die Niederlage Tuchatſchewſkis vor 
Warſchau trieb die roten Heere bis an 
eine Linie zurück, die am 18. März 1921 
durch den Frieden zu Riga als dauernde 
Grenze zwiſchen der Republik Polen und 
der MSSR. erklärt wurde. Rußland 
erklärte ſich dabei aber nicht bereit, die 
Grenzen des inzwiſchen von Polen durch 
einen Handſtreich beſetzten Wilnagebietes 
anzuerkennen, das Polen am 9. Oktober 
1920 — entgegen einem zwei Tage vor— 
her von ihm angenommenen Schieds— 
ſpruch einer internationalen Kommiſ— 
ſion — annektiert hatte. 

Dieſe heute beſtehende Grenze des Ri— 
gaer Friedens iſt ein Kompromiß. Sie 
erreicht in keiner Weiſe die Grenzen von 
1771, aber fie ift auch Hunderte von Kilo- 
metern über die polniſche Sprachgrenze 
nach Often hinaus vorgeſchoben. Es ſteht 
feſt, daß 1920 ſelbſt Pitſudſki, noch nach 
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dem roten Zuſammenbruch, nicht daran 
gedacht hat, die Grenze derartig weit in 
weißruſſiſches und ukrainiſches Gebiet 
vorzuſchieben, daß er die Curzonlinie 
zwar ablehnte, aber doch den Zug der 
deutſchen Grabenlinie des Weltkrieges 
als „die Verteidigungslinie nach Oſten 
hin“ anſah. 

Durch die 1920/21 vollzogenen Schritte 
machte ſich Polen die Irredenta dreier 
Völker zu Feinden. Hiervon hatte nur die 
an Zahl kleinſte Gruppe, die Litauer, 
einen unabhängigen Staat hinter ſich, 
auf den eine unterdrückte Irredenta in 
der Not blicken konnte. Weißruſſen und 
Akrainer hatten dieſen Rückhalt nicht, 
denn die „autonomen“ weißruſſiſchen und 
ufrainiihen Volksrepubliken Sowjet— 
rußlands waren und find keine Staa- 
ten, in denen das weißruſſiſche oder das 
ukrainiſche Volk das Heft in der Hand 
hält und zum Handeln für feine Volks— 
genoſſen außerhalb des eigenen Staates 
fähig iſt. 

Die ſtärkſte europäiſche Beachtung 
fand unter dieſen drei Problemgruppen 
das polniſch-litauiſche Ver- 
hältnis, da die Wegnahme des Wilna— 
gebietes mit dem von Litauen als ſeine 
Hauptſtadt betrachteten Wilna von 1920 
bis 1938 zum latenten Kriegszuſtand 
zwiſchen Polen und Litauen führte. Die 
hermetiſche Sperrung der polniſch-litau— 
iſchen Grenze ſchnitt die litauiſche Volks— 
gruppe in Polen von ihrem Mutterlande 
ab und lieferte ſie der polniſchen Be— 
bandlungstaftif gegen Minderheiten aus, 
die durch Organiſationsverbote, Schul— 
ſchließungen, ſteuerliche Belaſtung und 
wirtſchaftlichen Boykott, aber auch durch 
offenen Terror das Leben der Minder— 
heit zu erſchweren ſucht und ihren effek— 
tiven Zahlenſtand einzuengen droht. So 
ſind — nach litauiſchen Angaben — im 
Wilnagebiet und im übrigen Polen bis— 
her 896 Organiſationen der Litauer ver— 
boten worden, während nur noch 17 be— 
ſtehen. Die polniſchen Angaben vergrö— 
bern dieſes Verhältnis ſogar noch. Nun 
ſind aber alle Zahlenangaben über völ— 
kiſche Minderheiten im polniſchen Oſten 
unzuverläſſig. Die amtlichen Volkszäh— 
lungen ſind, vor allem in den erſten 
Jahren des polniſchen Staates, von den 
Minderheiten boykottiert worden oder 


in ihrer Erhebungsweiſe derartig auf 
polniſchen „Stimmenfang“ eingeſtellt ge— 
weſen, daß ſie für Minderheiten aller— 
höchſtens Annäherungswerte darſtellen, 
die ſtark nach unten abgerundet ſind. So 
ſprechen die Polen von 90 000 Litauern 
im Wilnagebiet, die Litauer von 300 000. 
Selbſt dieſe hohe Ziffer würde übrigens 
nur 32 v. H. der Geſamteinwohner— 
zahl des Wilnagebietes ausmachen, jenes 
Streitobjektes zwiſchen Litauen und 
Polen, das nicht etwa vorwiegend mit 
Angehörigen dieſer beiden Völker, jon- 
dern mit Weißruſſen bewohnt iſt. 

Auch die unter dem Druck polniſcher 
Kriegsdrohungen im März 1938 erfolgte 
„Normaliſierung“ der polniſch-litauiſchen 
Beziehungen hat das Problem der völ— 
kiſchen litauiſchen Minderheit in Polen 
nicht aus der Welt geſchafft. Zwar kann 
der litauiſche Staat offiziell ſeinen An— 
ſpruch auf das Wilnagebiet nicht mehr 
laut erheben, aber die litauiſchen Volks 
tumsorganiſationen bemühen fih, dort 
ein Irredentabewußtſein wachzuhalten, 
und damit ſtellen die Litauer im Nord— 
oſten des polniſchen Staates weiterhin 
einen ewig unzufriedenen und im Ernſt— 
fall unzuverläſſigen und gefährlichen 
Fremdkörper im polniſchen Staate dar. 
Gemeſſen an den Maſſen der Fremd— 
völker im polniſchen Staate, ſtellt das 
Litauertum eine Bagatelle dar, aber 
ſelbſt mit dieſem beſchränkten Teilpro— 
blem iſt Polen nicht fertig geworden. 

Im Raume zwiſchen der Nordpoleſie 
im Süden, dem Wilnagebiet im Norden 
und der bekannten Linie Grodno—Via— 
lyſtok im Weſten iſt durch den polniſchen 
Feldzug im Jahre 1920 das Siedlungs- 
gebiet von 1,5 Millionen Weißruſſen 
an den polniſchen Staat gekommen. Auch 
den Weißruſſen gegenüber hat Polen 
feierliche Verſicherungen gebrochen und 
die im Frieden von Riga 1921 übernom- 
mene Verpflichtung, den Weißruſſen eine 
Autonomie zu gewähren, in keiner Form 
eingehalten. Die Weißruſſen ſind wohl 
das primitivſte der von Polen unter— 
drückten Völker. Es fehlt dem unbelehr— 
ten Weißruſſen fogar ein eigenes Volfs- 
bewußtſein, wovon die polniſche Statiſtik 
bei Volkszählungen gerne Gebrauch macht 
und fie je nach Beeinflußungsmöglich— 
keit zu den „Polen“ rechnet oder auch 


als „Hieſige“ in der Statiſtik auftauchen 
läßt. 

Die Weißruſſen ſind faſt ausſchließlich 
Kleinbauern auf wenig intenſiver Wirt— 
ſchaftsſtufe. Ihre ſtädtiſche Intelligenz 
iſt nicht zahlreich, ihre Geiſtlichkeit noch 
zu ſchwach und ihre Organiſationstätig— 
keit ſteckt in den Kinderſchuhen. Selbſt 
dieſer bei einer einigermaßen vernünf— 
tigen Lenkung willigen und ungefähr— 
lichen Volksgruppe gegenüber hat es 
Polen nicht fertig gebracht, zu einem er— 
träglichen Verhältnis zu kommen. An 
eine Gewährung der verſprochenen Auto— 
nomie hat Polen nie gedacht. Die Folge 
war, daß das einmal durch Verſprechen 
geweckte Eigenbewußtſein unter dieſem 
Druck als ein weißruſſiſches National- 
gefühl erwachte und zu politiſchem Zu— 
ſammenſchluß fand. Es entſtand in der 
Nachkriegszeit eine weißruſſiſche Ar— 
beiter- und Bauernpartei, die „Hro— 
mada“, man gab eine eigene Preſſe her— 
aus, die neben Kalendern und Büchern 
das Weißruſſiſche zu einer Schriftſprache 
machen ſollte, und griff ſchließlich zu dem 
Verſuch, die berechtigten Forderungen 
des Weißruſſentums nach Selbſtverwal— 
tung auf der Plattform der Parteipoli- 
tik anzumelden. 1925 begab ſich die „Hro— 
mada” in ſchärfſten Gegenſatz zum Polen- 
tum und glaubte, mit Hilfe der polniſchen 
Oppoſitionsparteien ſich ihr Recht er— 
trotzen zu können. Kurz darauf ſchlug 
Polen zu, verbot die „Hromada“, ver— 
haftete die geſamte weißruſſiſche Führer— 
ſchicht und befriedete aufſtändiſche Dörfer 
durch drakoniſche Militäraktionen. Ein 
ſpäter aufgezogener Monſterprozeß in 
Wilna ſollte die weißruſſiſche Führung 
mundtot machen. 

Von nun ab leben die 1½ Millionen 
Weißruſſen nicht mehr in Polen, ſondern 
ſie werden vom polniſchen Staate müh— 
ſam beherrſcht. Die Weißruſſen 
machten unter den Volksgruppen im 
polniſchen Staate am ſpäteſten die Er- 
fahrung, daß Polen ſeine Selbſtverwal— 
tungsverſprechen nicht einlöſt und jedes 
Streben danach mit Terror unterdrückt. 
Das führte zu einer ſtändigen Nervoji- 
tät, vor allem auf ſeiten der polniſchen 
Behörden, da nun die ungeſammelten 
und zum guten Teil auch gänzlich unge— 
lenkten völkiſchen Kräfte der Weißruſſen 
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über alle möglichen Ventile einen Aus- 
weg aus dem eigenen Volksgeſchick ſuchen. 
Einmal ift es die griechiſch-orthodoxe 
Kirche, die ſich neben der geiſtlichen auch 
der nationalen Betreuung des weiß— 
ruſſiſchen Volkstums anzunehmen ver- 
ſucht. Am ihren jungen, volksbewußten 
Prieſter kann ſich die weißruſſiſche Ge- 
meinde auch als eine im übertragenen 
Sinne politiſche Gemeinſchaft ſcharen und 
der Herrſchaft der polniſchen Behörden 
zum wenigſten Schwierigkeiten bereiten. 
Sowie aber der polniſche Staat in grie— 
chiſch-orthodoxen Klöſtern und Prieiter- 
ſeminaren auf völkiſch-weißruſſiſche Tätig⸗ 
keit ſtößt, antwortet er mit der Schließung 
dieſer Anſtalten und der Ausweiſung von 
Prieſtern, wozu er im Grenzzonengeſetz 
jederzeit eine „geſetzliche“ Handhabe hat. 
Ja, die polniſche Preſſe iſt mitunter der— 
artig nervös, daß ſie aus der harmloſen 
Tatſache, daß fih ein weißruſſiſcher Geift- 
licher vorübergehend auf einem Sejuiten- 
kolleg in München aufhält, auf die „Hand 
der Geſtapo in Weißrußland“ ſchließt. 
Gefährlicher als die ſtille Arbeit des 
weißruſſiſchen Prieſters ift die fommu- 
niſtiſche Flüſterpropaganda der aus den 
angrenzenden weißruſſiſchen Gebieten 
Sowjetrußlands nach Polen hinüber— 
wechſelnden Agenten. Von ihnen wird 
den weißruſſiſchen Kleinbauern das Leben 
in der „autonomen“ weißruſſiſchen Räte- 
republik als ein Paradies vorgegaukelt 
und der Boden vorbereitet, um das Ent- 
ſtehen einer politiſchen Anſchlußbewegung 
des weißruſſiſchen Teilgebietes in Polen 
an das „Mutterland“ in Sowjetrußland 
zu fördern. Die Sendungen des SON. 
Senders Minff in weißruſſiſcher Sprache 
dürften auf dem Lande, alſo unter der 
überwiegenden Mehrheit, auf weniger 
fruchtbaren Boden fallen, da es dem 
Weißruſſen unmöglich iſt, einen Rund— 
funkapparat zu beſitzen. Immerhin haben 
Razzien, die der polniſche Staat auf 
Grund der Beſtimmungen des Grenz— 
zonengeſetzes unternahm, die den Beſitz 
von Rundfunkapparaten verbieten kön— 
nen, zur Entdeckung primitivſter Abhör— 
geräte (Detektoren) geführt. Die weiß— 
ruſſiſche Intelligenz in den Städten ſucht 
ihr Heil weniger bei Sowjetrußland als 
in einer Sammlung und Beſinnung des 
eigenen Volkes. And trotzdem erſcheint 


72 


dem polniſchen Staate ihr bloßes Vor— 
handenſein als ſo gefährlich, daß weiß— 
ruſſiſche Dichter, Schriftſteller uſw., gegen 
die man auf andere Weiſe nicht vorgehen 
kann, aus Wilna nach Warſchau verbannt 
werden. 

Das brennendſte der völki⸗ 
ſchen Oſtprobleme Polens iſt 
das ukrainiſche. Von der mittleren 
Poleſie und dem Cholmer Land im 
Norden bis an den Beskidenkamm und 
das Dnjeftrufer im Süden ift dieſer ge- 
waltige Sektor des polniſchen Staats- 
körpers geſchloſſen mit mindeſtens ſechs 
Millionen Akrainern bewohnt. Dieſe ge— 
waltige Volksmaſſe, größer als die je- 
weilige Einwohnerzahl der gejamten 
Randſtaaten, ja größer als die Bulgariens, 
Norwegens, Dänemarks und der Schweiz, 
iſt, wie wir andeuteten, ganz unzweifel— 
haft gegen ihren wiederholt mit allen 
einem Volke zur Verfügung ſtehenden 
Mitteln dokumentierten Willen zum 
„Minderheitenvolk“ im polniſchen Staats— 
körper gemacht worden. Wie die Weiß— 
ruſſen haben die Akrainer keinen Staat, 
von dem aus ſie als Staatsvolk ſich um 
das Ergehen ihrer Brüder außerhalb der 
eigenen Grenzen kümmern könnten. Auch 
dieſes Problem als ſolches hat Polen 
zu verneinen, zu bagatelliſieren verſucht. 
Die Form, in der ſich Polen gegen den 
Willen der Weſtmächte die Weſtukraine 
als ein ihm auf Gnade und Angnade 
unterſtehendes Staatsgebiet einverleibte, 
iſt beſonders lehrreich für die polniſchen 
Arbeitsmethoden gegenüber geſchloſſenen 
und zur Selbſtverwaltung vollauf berech— 
tigten Volksgruppen. 

Abgeſehen davon, daß ſich Polen 
1919/20, wie wir ſahen, durch Waffen- 
gewalt Gebiete der Weſtukraine aneig— 
nete, iſt auch die folgende diplomatiſche 
und taktiſche Inkorporierung der Weft- 
ukraine über den Kopf des ukrainiſchen 
Volkes hinweg verfügt worden. Bei den 
Verhandlungen auf der Friedenskonfe— 
renz in Paris hatte es vor Anbeginn 
feſtgeſtanden, daß eine Einbeziehung 
„Oſtgaliziens“, alſo der Weſtukraine, in 
den polniſchen Staat nur im Rahmen 
einer Autonomie vor ſich gehen ſollte. In 
dem von den polniſchen Delegierten 
der Friedenskonferenz vorgelegten Ma— 
terial (5. Juli 1919) war deutlich genug 


von einer autonomen Landes- 
geſetzgebung die Rede geweſen, die 
ſich auf die Gebiete des Schulweſens, des 
Kultes, der Sozialgeſetzgebung und der 
Geſundheitspflege, des Straßenweſens, 
der Landwirtſchaft, des Handels, der In- 
duſtrie und der Kunſt erſtreckte. Dieſes 
Verſprechen bemühte ſich Polen, nachdem 
durch die Halleroffenſive des Jahres 1919 
eine Anterwerfung der Akraine vor der 
Tür ſtand, nach und nach zu entkräften. 
So hat doch das beharrliche polniſche 
Einwirken auf Clémenceau am Jahres- 
ende 1919 durchgeſetzt, daß ein eben gu- 
vor in Paris ausgearbeitetes Projekt 
einer loſen Einbeziehung der Weſtukraine 
in den polniſchen Staat fallen gelaſſen 
wurde. Denn darin hatten ſich die Kon— 
ferenzmächte nur bereit gefunden, Polen 
ein 25jähriges Mandat über die „ſtaat⸗ 
liche Organiſierung und Verwaltung Oſt— 
galiziens“ zu erteilen und dieſes in Form 
eines Vertrages der Siegerſtaaten mit 
Polen zu garantieren. 


Polen verſuchte nun, in einer „Volks 
zählung“ in der Weſtukraine den Kon— 
ferenzmächten die ſtarke Durchſetzung der 
von ihm beanſpruchten Gebiete mit pol- 
niſchem Volkstum vorzumachen. Dieſe 
Volkszählung iſt von den Akrainern als 
ein polniſcher Staatsakt boykottiert 
worden. Ihre Ergebniſſe ſind typiſch für 
das polniſche Verfahren politiſch gefärb- 
ter Statiſtiken in den von ihm beherrſch— 
ten Gebieten fremden Volkstums. Wäh— 
rend die von Rußland und Hfterreic in 
der Weſtukraine zur Vorkriegszeit an— 
geſtellten letzten Zählungen insgeſamt 
10 Millionen Einwohner auswieſen, von 
denen 6,7 Millionen oder 68 v. H. Akrai— 
ner waren und bei denen auf die Polen 
nur 16 v. H. entfielen, rechnete ſich die 
polniſche Volkszählung von 1921 bei 
einem auf 8 Millionen geſunkenen Ge— 
ſamtbeſtand ganze 3,8 Millionen Akrai— 
ner bzw. 47,5 v. H. und 39 v. H. Polen 
heraus. Die Polen hätten demnach auf 
einem durch den Weltkrieg und die fol— 
genden Kampfhandlungen von polniſcher 
Bevölkerung ſtark entblößten Gebiet um 
150 v. H. zugenommen. Daß derartige 
„amtliche“ Zählungen den Stempel der 
Anwahrheit tragen, iſt ſelbſtverſtändlich. 


Ganz dieſer Methode entſprechend 
ſchritt die polniſche Geſetzgebung in den 
folgenden Jahren mehr und mehr über 
die Autonomieverſprechen hinweg, be— 
rückſichtigte ſie in keiner Form in der 
Staatsverfaſſung, bis Polen wegen der 
Anerkennung des Rigaer Friedens von 
1921 vor dem Völkerbund in eine ſchiefe 
Lage kam, da deſſen Zuſtimmung die un- 
gelöſte galiziſche Frage entgegenſtand. 
Polen hat daraufhin nach bewährter Me— 
thode die Weſtmächte vor vollendete Tat- 
ſachen geſtellt, deren wahren Charakter 
dieſe zu durchſchauen nicht in der Lage 
waren. Es leiſtete fih eine Art politi- 
ſchen Taſchenſpielertricks, indem es den 
polniſchen Sejm eine „Wojewodſchafts— 
autonomie“ beſchließen ließ, die ſich auf 
die einzelnen Verwaltungsgebiete der 
Weſtukraine erſtreckte. Dieſe präſentierte 
es in Genf und erreichte nach einiger Zeit, 
daß der „Botſchafterrat“ am 14. März 
1923 die Einbeziehung der weſtukraini— 
ſchen Gebiete in den polniſchen Staat bil— 
ligte. Trotzdem dies unter der Voraus- 
ſetzung geſchah, daß Polen wenigſtens die 
mageren Verſprechungen der Wojewod— 
ſchaftsgarantien einhielt, iſt der polniſche 
Staat auch über ſie hinweg zur Tages— 
ordnung übergegangen — und die Akrai— 
ner warten heute noch auf ihre Auto— 
nomie! 


Anders als die Weißruſſen und die 
Litauer ſind ſich die Akrainer alſo ihrer 
eigenen Stärke und der Ausübung poli- 
tiſchen und militäriſchen Einfluſſes be— 
wußt geworden, ſind zu ſtraffen genoſſen— 
ſchaftlichen und politiſchen Organiſatio— 
nen zuſammengeſchloſſen und ſtellen da— 
mit, gleichgültig ob 1921 oder 1939, einen 
gefährlichen Sprengkörper im polniſchen 
Staatsverbande dar. Von Anbeginn 
haben ſie nichts als Kampf, Kampf gegen 
das ihnen aufgezwungene polniſche 
Staatsweſen und für die Errichtung 
eines eigenvölkiſchen Staates gekannt. 
Bei Licht beſehen, lebt Polen ſeit 1918 
bis heute tatſächlich in einem Kriegszu— 
ſtande mit den Akrainern. Die einzige 
Möglichkeit, die Akrainer beim polniſchen 
Staate zu halten, ſchien alſo — wenn 
man nicht Recht vor Anrecht gehen laſ— 
ſen wollte — drakoniſche Beherrſchung. 
Die Folge war eine rückſichtsloſe Anter— 
drückungspolitik gegen die geſamte Weft- 
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ukraine, in der faſt jedes Dorf feine jtarf 
belegte Polizeiſtation erhielt, die jede 
politiſche Regung des Akrainertums 
unterdrücken ſollte. ; 

Infolgedeſſen haben alle ukrainiſchen 
Organijationen und Verbände beſtändig 
unter dem vorſätzlichen Terror der polni- 
ſchen Polizeiherrſchaft zu leben. Es iſt 
darum kein Wunder, wenn das volks— 
bewußte Akrainertum jede Gelegenheit er- 
greift, um den polniſchen Staat zu jchädi- 
gen, zu boykottieren und ſeinen Behörden 
als Antwort mit dem gleichen Terror zu 
begegnen. Von dem Haß gegen das 
Polentum bekommt man eine annähernde 
Vorſtellung, wenn man erfährt, daß es 
Landſchaften gibt, die alle Staatsmono— 
pole boykottieren, und darum Dörfer, in 
denen weder geraucht noch getrunken 
wird, weil Tabak und Schnaps in Polen 
Staatsmonopole ſind. 

Die dadurch ſich immer neu aufladende 
Spannung macht ſich wieder und wieder 
in kleineren und größeren Terroraktionen 
von beiden Seiten Luft, und die Er— 
ſchießung von Polizeibeamten gehört wie 
die Menſchenjagd auf ukrainiſche Natio— 
naliſten heute wie früher zur Tagesord— 
nung. Gelegentlich hat der polniſche Staat 
zu Terroraktionen größten Ausmaßes ge— 
griffen, die in der Behandlung von auf— 
ſtändiſchen Eingeborenen im britiſchen 
Weltreich ihr würdiges Gegenſtück finden. 
So vor allem im Herbſt 1931. Die Folge 
der damaligen Ereigniſſe, bei denen der 
polniſche Staat ſeine Alanen zur „Be— 
friedung“ der Dörfer ausſandte, war eine 
Trennung in der Einſtellung der Akrai— 
ner zum polniſchen Staat, in dem ſich die 
UNDO. nun einer gemäßigten Politik ver- 
ſchrieb und gegen die nationaliſtiſche der 
OUN. abſetzte. Die AN DO.⸗Politik ver- 
ſuchte im Ausgleich mit dem polniſchen 
Staat zu einer völkiſchen Autonomie zu 
kommen, während die Anhänger der 
OLUN. dem Terror den Terror entgegen- 
ſetzen wollen. Auf ihr Konto kommen wahr— 
ſcheinlich die Ermordung des Freundes 
von Pitſudſki, Holowko, und 1934 die 
Ermordung des polniſchen Innenmini— 
ſters Pieracki. Terroraktionen großen 
Stils hat der polniſche Staat in anderer 
Form im Juni und Juli 1938 wieder— 
holt, als er in der Wojewodſchaft Lublin 
kurzerhand 114 ukrainiſche Kirchen nieder— 
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reißen ließ), um dort die Sammlung 
des Akrainertums um ſeine geiſtlichen 
Mittelpunkte zu verhindern. Dieſe außer— 
ordentlich unkluge Aktion, die nicht allein 
die griechiſch-orthodoxen Akrainer traf, 
hat die beiden konfeſſionellen Gruppen 
der Akrainer, die griechiſch-unierte und 
die griechiſch-orthodoxe, deren Antagonis— 
mus dem polniſchen Staate bisher Mittel 
zur Spaltung des Akrainertums in die 
Hand gab, einander angenähert. Sie hat 
aber dazu jener ukrainiſchen Gruppe 
Auftrieb verliehen, die in dem aktiven 
Vorgehen gegen den polniſchen Staat das 
Heil der ukrainiſchen Sache ſieht und 
ſeitdem die Behörden in den weſtukraini— 
ſchen Gebieten durch immer neue Aktionen 
der paſſiven und aktiven Reſiſtenz beun- 
ruhigt. Infolgedeſſen beſteht der innere 
Krieg des Akrainertums gegen den pol— 
niſchen Staat, der in den vergangenen 
Jahren eine Abſchwächung erfahren hatte, 
heute in verſchärftem Maße fort. Was 
das in einem Kriegsfalle für die Wehr— 
kraft des polniſchen Staates bedeutet, 
braucht nicht beſonders betont zu werden. 

Allen drei größeren völkiſchen Minder— 
heiten ſeines Oſtraumes gegenüber hat 
Polen alſo in einer poſitiven Minder— 
heitenpolitik verſagt. Trotzdem, oder viel- 
leicht weil die Wilnalitauer durch ihren 
Staat geſtützt werden, iſt ihre Stellung 
im polniſchen Staate noch die am wenig— 
ſten vom Terror bedrohte. Je weiter wir 
aber nach Süden kommen, um ſo mehr 
verſchärft ſich der Druck des polniſchen 
Staates auf ſeine Fremdvölker, um ſo 
deutlicher zeigen ſich die zentrifugalen 
Tendenzen im polniſchen Staatskörper, 
die dieſen eines Tages auseinanderſpren— 
gen können. An die Stelle der den alten 
polniſchen Staat von innen aushöhlenden 
Diſſidentenfrage iſt nun die Nationali— 
tätenfrage getreten. Beiden gegenüber 
hat ſich Polen gleich unfähig erwieſen, in 
toleranter Haltung die berechtigten An— 
ſprüche der von ihm beherrſchten Anter— 
tanen in ein Fahrwaſſer zu leiten, das 
dieſen ermöglichen würde, im polniſchen 
Staate einen Schutz und einen Rückhalt 
zu ſehen. 

Polen hat allen drei Gruppen gegen— 
über eine Verwaltungspraxis angewandt, 


1) Vgl. „Der Deutſche im Often“, Februar 
1939, S. 21 ff. 


die vielleicht auf Eingeborenenſtämme, 
aber nicht auf Völker des oſteuropäiſchen 
Raumes zugeſchnitten ſein mag. Vor 
allem hat es ſich unfähig gezeigt, dieſen 
gewiß primitiveren Völkern gegenüber 
die Rolle eines Kulturträgers zu ſpielen. 
Sehen wir ganz von den Begleitumſtän— 
den ab, unter denen dieſe Minderheiten 
in den polniſchen Staat kamen — es hät— 
ten ſich große koloniſatoriſche Möglich— 
keiten für das Polentum eröffnet. Seine 
geſamte Staatskraft hätte, in den Oſten 
gelenkt, eine Aufgabe vorgefunden, die 
der weſtlichen Ziviliſation würdig war. 
Auf allen Lebensgebieten hätte der Pole 
dieſen Völkern gegenüber der Gebende 
ſein können. In der Landwirtſchaft, im 
Straßenbau, im Bildungs- und Schul— 
weſen, im Städtebau, in der Aufſchlie— 
pung des Binnenmarktes — überall. 
Keine dieſer Möglichkeiten wurde aus— 
geſchöpft. Man ging weder an eine ver— 
kehrstechniſche Bindung dieſer Landſchaf— 
ten an das eigentliche Polen, d. h. im 
übertragenen Sinne immer noch an den 
mitteleuropäiſchen Kulturraum, noch 
ſchien man in dem größten der europä— 
iſchen Sumpfgebiete, der Poleſie, eine 
Aufgabe vor ſich zu ſehen. Nicht einmal 
Bildung wurde vermittelt. In Oſtpolen 
können nach den letzten Zahlenangaben 
43,6 v. H. der Männer und 64,7 v. H. 
der Frauen weder leſen noch ſchreiben. 
In den oſtpolniſchen Wojewodſchaften 
Wolhynien und Poleſie erhielten im 
Schuljahr 1938 28,4 v. H. aller ſchul⸗ 
pflichtigen Kinder keinen Anterricht, wäh— 
rend in Weſtpolen der ſtellenloſe Lehrer 
als halbakademiſches Proletariat ver— 
kommt. Für den Binnenmarkt wurden 
dieſe Gebiete nicht erſchloſſen, der Abſatz 
polniſcher Induſtrieprodukte nach Oſt⸗ 
polen iſt minimal. 
Statt deſſen hat man in „gefährdeten“ 
Gebieten Verſuche mit polniſcher Mili— 
tärkoloniſation gemacht, bei denen die 
Siedler wie Tropfen im Sande verſickern, 
man hat zur Befriedung der „Grenzen“ 
ein Grenzſchutzkorps geſchaffen, das als 
ein nicht unweſentliches Aufgabengebiet 
die „Re“ katholiſierung der von 
ihm beeinflußten fremdvölkiſchen Bevöl— 
kerungsgruppen zugewieſen erhielt. Auf 
dieſe „Revindikationen“ unter der terro— 


riſierten ukrainiſchen Bevölkerung iſt die 
polniſche Offentlichkeit beſonders ſtolz. 
Wie das Grenzſchutzkorps im einzelnen 
arbeitet, hat die ukrainiſche Bevölkerung 
im Sommer des vorigen Jahres in der 
Wojewodſchaft Lublin zu ſpüren bekom— 
men, wo die Verantwortung für die 
Durchführung der genannten Kirchenzer— 
ſtörungen dem Leiter des Grenzihuß- 
korps in Lublin, General Morawinſki, 
zufällt. 


Die völkiſchen Oſtprobleme des polni— 
ſchen Staates ſind alſo ungelöſt geblieben. 
Die Problematik liegt hier heute nicht 
im Auskommen mit den völkiſchen Min- 
derheiten, ſondern in dem Durchſetzen 
gegen ſie. Das zeigt mit aller Deut— 
lichkeit die Diskrepanz auf, die in Polen 
ſo oft zwiſchen Wort und Tat beſteht, und 
widerlegt ſchonungslos das Gefaſel von 
der Sendung Polens im Oſten im 
Dienſte der europäiſchen Ziviliſation, die 
Hybris vom „Polen als Mutter der jla- 
wiſchen Völker“ und die Behauptung von 
der ritterlichen Achtung fremden Volks— 
tums durch den Polen. In Geſchichte und 
Gegenwart iſt Polen nie in der Lage ge— 
weſen, richtig, gerecht — und vor allem 
zukunftsgerecht — mit ſeinen Minder— 
heiten umzugehen. Das haben neben den 
Deutſchen die Litauer, die Weißruſſen 
und vor allem die Akrainer zu ſpüren 
bekommen. Sein Mißverhältnis zwiſchen 
Staatsraum und Staatsvolk hat bei den 
Trägern der Staatsgewalt jene Anſicher— 
heit erzeugt, deren Komplexe ſchonungs— 
los auf dem Rücken der Nationalitäten 
ausgetragen werden. Es unterſcheidet ſich 
hierin in keiner Weiſe von der ver— 
ſchwundenen Tſchechoſlowakei, deren Be- 
ſtand durch den eigenen unorganiſchen 
Bau ſich ſelbſt in Trümmer legte. Der 
polniſche Hiſtoriker Bobrzynſki hat das 
in Betrachtung des polnischen Zuſammen— 
bruches am Ende des 18. Jahrhunderts 
auch für die Gegenwart treffend formu- 
liert: „Polen iſt deshalb zugrunde ge— 
gangen, weil es in ſeinem Drange nach 
dem Oſten weite fremdnationale Gebiete 
beſetzte und dadurch ſein Element viel 
zu ſehr zerſplitterte, ohne ſich auf eigenem 
Boden ſtaatlich gut konſolidieren zu 
können.“ 
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Wilhelm Löbfak 


Der Often als Aufgabe 


Oſtprobleme in der nationalfozialiftifchen Charaktererziehung 


Wenn wir heute vom Oſten und ſeinen 
Problemen ſprechen, ſo geſchieht es im 
Gegenſatz zu früheren Zeiträumen, ins- 
beſondere zum 19. Jahrhundert, von klaren 
und eindeutigen Erkenntniſſen und Ziel— 
ſetzungen aus. Oſtpolitik im weiteſten und 
tiefſten Sinne des Wortes gehört zu den 
entſcheidenden programmatiſchen Forde- 
rungen des Nationalſozialismus. Der 
Führer hat in ſeinem Werke „Mein 
Kampf“ die Notwendigkeit der „Wieder— 
aufnahme der Oſtlandpolitik“ dargelegt, 
und die Taten Adolf Hitlers in den letz— 
ten Jahren zeigen, wie ſehr er entſchloſſen 
iſt, dieſe Erkenntniſſe zu verwirklichen. 
Entſcheidende Lebensfragen des deutſchen 
Volkes harren ihrer Endlöſung im Oſten. 
Die Vorausſetzung für einen Erfolg bil- 
det aber auch hier eine Volksführung, die 
bis zu den letzten Gliedern herab nicht 
nur die wichtigſten Probleme und Auf- 
gaben kennt, die gemeiſtert werden müſſen, 
ſondern gerade in erſter Linie bei der 
Auseinanderſetzung mit dieſen Aufgaben 
die notwendige klare, weltanſchauliche und 
charakterliche Haltung zeigt, die allein ein 
klares Arteil und damit richtige Entſchei— 
dungen ermöglicht. Dann wird auch die 
breite Maſſe des Volkes erſt ganz von 
der Schickſalsbedeutung des Oſtens für 
unſer Volk erfüllt werden können und 
noch viel mehr zum ganzen Einſatz für 
kommende Aufgaben bereit ſein. 

Hier ſoll nun in kurzen Zügen von eini— 
gen Tatſachen und Problemen der Oft- 
politik die Rede ſein, die eine ſo ganz 
andere Haltung verlangen, als ſie bis 
zur Gegenwart bei vielen Binnendeut— 
ſchen zu finden war. 

Die weiten Räume des Oſtens zeigen 
in ihrer Anerſchloſſenheit und der dünnen 
Beſiedlung ſo deutlich, wie hier Raum 
nach Volk ruft. Wer aus den dicht be— 
ſiedelten Gegenden und Großſtädten 
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Mittel- und Weſtdeutſchlands zum Oſten 
kommt, gewinnt oft erſt wieder ein Gefühl 
für das Annatürliche eines Zuſtandes, 
daß — wie beiſpielsweiſe in Sachſen — 
333 Menſchen auf einem qkm leben. Hier 
gilt es nun eine ſolche Erkenntnis zu 
ſchärfen und darzulegen, wie gefährlich und 
widerſinnig es iſt, daß ein ſo großes Volk 
wie das deutſche in ſeinem Siedlungs- und 
Lebensraum derart eingeengt iſt. Dieſe 
Erkenntnis bedeutet die Entwicklung zu 
einem Denken, das von den Angehörigen 
eines Weltvolkes, wie wir es ſind, ge— 
fordert werden muß: alſo in erſter Linie 
die großen Notwendigkeiten und Zu— 
ſammenhänge zu ſehen und dann auch für 
ſich perſönlich die Folgerungen daraus zu 
ziehen. Dann kann auch nie mehr die Ar— 
beit im Oſten als Strafarbeit betrachtet 
werden, wie das ſowohl im kaiſerlichen, 
wie im Syſtemdeutſchland der Fall war, 
ſondern als höchſter und ehrenvollſter 
Frontdienſt für die Nation. Hier iſt zwei— 
fellos noch manche Erziehungsarbeit an 
Dienſtſtellen und Volksgenoſſen zu leiſten. 
Das Wiſſen um altes deutſches Kultur— 
gut und um große deutſche Leiſtungen im 
Oſten wird vertieft und zu einem herr— 
lichen Erlebnis, wenn wir im Angeſicht der 
Burgen des Ritterordens oder der großen 
Gründungen der Hanſe feſtſtellen, wie die 
deutſche ſchöpferiſche Kraft weit über den 
heutigen Staatsraum im Often hinaus- 
gegangen iſt. Manche dieſer Leiſtungen 
und Werke ſind vergangen, andere wieder 
haben ihre geſchichtliche Bedeutung bis 
auf die Gegenwart behalten und werden 
ſie für alle Zukunft behalten. Gerade der 
Oſtraum war immer von beſonderer Be— 
deutung in der Auseinanderſetzung zwi— 
ſchen germaniſchen und fremden Völkern. 
Das Deutſchtum hat dabei Entſcheidungen 
herbeigeführt, die nicht nur für den ge— 
ſamten Oſten, ſondern für die europäiſche 


Kultur überhaupt ſchickſalhaft waren. Es 
ſei nur erinnert an die gewaltigen fämpfe- 
riſchen und koloniſatoriſchen Leiſtungen 
des Deutſchen Ritterordens, der ein Boll— 
werk gegen Aſien bildete, wie z. B. in 
der Schlacht Wolter von Plettenbergs 
gegen Iwan den Schrecklichen bei Ples- 
kau 1502. Jeder, der einmal in Narwa 
war, wird für ſein ganzes Leben unter 
dem Eindruck der ſich gegenüberliegenden 
Burgen Iwangorod und Hermannsfeſte 
ſtehen. Hier die rieſige aſiatiſche Flach— 
burg, dort der ſteilemporragende Berg— 
fried, der wie ein drohendes Schwert gen 
Himmel ragt, um im Namen Gottes und 
der deutſchen Sendung dem Aſiatentum 
Einhalt zu gebieten. — Die Erziehung 
wird dabei immer wieder mit der Fülle 
des Stoffes arbeiten können, die ſich aus 
den gewaltigen Aufbaukräften des 
Deutſchtums in einer Oſtgeſchichte zeigt, 
die über Jahrtauſende geht. Germaniſche 
und deutſche Kräfte waren es, die etwa den 
Polen erſt zu einer gewiſſen ſtaatlichen 
und leiſtungsmäßigen Bedeutung ver— 
halfen. In den Büchern von Lück: „Deut- 
ſche Aufbaukräfte in der Entwicklung 
Polens“ und „Der Mythos vom Deut— 
ſchen in der polniſchen Volksüberlieferung 
und Literatur“ wird eine umfangreiche 
Beweisführung dieſer Tatſachen gegeben. 
Aus ſolchen Erkenntniſſen ergibt ſich dann 
zwangsläufig eine natürliche Stärkung 
des Sozialismus und des deutſchen 
Selbſtbewußtſeins bei jenen Binnendeut⸗ 
ſchen, die leider immer nur ihren engen 
Raum und Lebenskreis allein geſehen 
haben. 


Das deutſche Volk iſt in ſeiner Ver— 
gangenheit ſehr oft fremden Völkern mit 
großen Illuſionen und einer Weltfremd— 
heit ſondergleichen entgegengetreten. Die 
eigenartige Polenbegeiſterung, die im 
19. Jahrhundert die mittleren und höhe— 
ren Schichten des deutſchen Volkes erfaßt 
hatte, iſt für den Oſten eine traurige Er— 
innerung. Es iſt ein Hauptgrundſatz der 
nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung, 
hier den nüchternen Maßſtab des eigenen 
Volkswohls in erſter Linie anzuwenden. 
Das iſt leicht ausgeſprochen, wenn man 
irgendwo inmitten des Reiches ſitzt und 
mit den Problemen des Volkstumskampfes 
unmittelbar nichts zu tun hat. Von dem 
Bekenntnis heißt es aber dann zum ent- 


ſolchen Phraſen praktiſch 


ſchloſſenen Handeln überzugehen, wenn 
nun die Auseinanderſetzung mit dem frem- 
den Volkstum im Oſten unmittelbar in 
Erſcheinung tritt. Dann muß man auch 
in den ſcheinbar kleinen Fragen des All— 
tags und der perſönlichen Auseinander— 
ſetzung zuerſt Deutſcher ſein und fremden 
Einfluß im deutſchen Raum beſeitigen. 
Mahnend muß bei dieſer Erziehung im- 
mer wieder darauf hingewieſen werden, 
daß die Kataſtrophe von 1919 mit ihrer 
verhängnisvollen Grenzziehung im Oſten 
zu einem Teil dadurch ermöglicht wurde, 
daß dieſe Gebiete ſchon Jahrzehnte vor— 
her durch das Vordringen des Slawen— 
tums gefährdet oder gar praktiſch ver— 
lorengegangen waren. Man trieb damals 
keine ſyſtematiſche Deutſchtumspolitik im 
Oſten und wunderte ſich dann, daß das 
Slawentum immer tiefer in deutſches 
Land eingedrungen war. Der National- 
ſozialiſt achtet fremdes Volkstum. Im 
alten deutſchen Kulturland, im eigenen 
Raum jedoch ſind klare Entſcheidungen 
ſtets unumgänglich, wenn dieſe völkiſche 
Achtung zum Schaden unſeres Volkstums 
mißbraucht wird. Das Polentum unje- 
rer Tage ſtattet ſeinen Dank für die 
großzügige Behandlung, die es im Preu— 
ßen⸗Deutſchland der Vorkriegszeit er- 
fahren hat, durch ſeinen brutalen Zer— 
ſtörungskampf ab, den es im wahnſinni⸗ 
gen Chauvinismus gegen alles Deutſch— 
tum in ſeinem Staatsgebiet führt. 

In dieſem Zuſammenhange erinnern 
wir uns, daß einmal von der „Gemein— 
ſchaft junger Völker des Oſtens“ die 
Rede war und daß intellektuelle Kreiſe 
von Illuſioniſten und Phantaſten mit 
eine Ber- 
wiſchung der Fronten herbeizuführen 
drohten. Wir dürfen ſolch ein Gefühl nie 
wieder auftauchen laſſen. So ſehr uns die 
verſchiedenſten Probleme des Oſtens 
intereſſieren, ſo ſtark bleibt für uns ſtets 
nur die Schickſalsgemeinſchaft aller Deut⸗ 
ſchen der wirkliche Inhalt unſeres Han- 
delns und unſerer Ziele. Auch der alte 
Fehler einer Vermengung konfeſſioneller 
und nationaler Geſichtspunkte, die auch 
im Oſten ſtets nur zum Nachteil des 
Deutſchtums gewirkt hat, darf ſich nicht 
wiederholen. Die Gleichſetzung des kon— 
feſſionellen Begriffs des Katholizismus 
mit der Zugehörigkeit zum polniſchen 
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Volkstum hat bis in die jüngſte Ver- 
gangenheit hinein im Oſten zu einer ver— 
hängnisvollen Vermiſchung der natür— 
lichen Grenzen des Volkstums geführt. 

Wenn aus der Fülle der Oſtprobleme 
in ihrer Bedeutung für die nationalſozia— 
liſtiſche Erziehung zum Schluß die 
Judenfrage geſtreift werden ſoll, ſo 
deshalb, weil uns bekanntlich im heutigen 
polniſchen Staat, der Wiege des Oſt— 
judentums, etwa 4 Millionen Juden 
maſſiert entgegentreten. Die Kenntnis 
der Judenfrage gehört zu den Grund— 
lagen der nationalſozialiſtiſchen Welt— 
anſchauung. Die aktive und im deutſchen 
Intereſſe geführte Auseinanderſetzung 
mit dem Judentum im Oſten gehört zu 
den Forderungen und Aufgaben deutſcher 
Oſtarbeit. Vergeſſen wir nicht, daß uns 
hier beſonders die Juden als geborene 
Träger des Bolſchewismus in vielerlei 
Geſtalt entgegentreten. 


Im Oſten liegt unſere Zukunft und nach 
Oſten will der Führer unſeren Blick 
richten. Aus dieſen wenigen Streiflichtern 
möge hervorgehen, daß der Oſten und die 
Probleme, die er ſtellt, eine wirklich 
nationalſozialiſtiſche Charakterhaltung 
verlangen. 


Hier wird es fih entſcheidend erweiſen, 
ob es uns gelungen iſt, die Deutſchen, 
die von Natur aus ein Weltvolk ſind, auch 
im Denken und Handeln ganz zum Welt— 
volk zu erziehen. Im Intereſſe des deut— 
ſchen Volkes und damit Europas tritt 
heute an uns wieder die Forderung her— 
an, die große deutſche Sendung im Oſten 
zu erfüllen. Das wird nur gelingen, und 
das iſt der ſtärkſte Appell, den wir bei 
unſerer Charaktererziehung zu richten 
haben, wenn wir ein wachſendes Volk 
ſind und der deutſche Menſch das Schick— 
ſal des Oſtens als ſein Schickſal empfindet. 


Arthur Reiß 


Das Baltikum 2zwiſchen Rußland und Polen 
Die baltiſchen Staaten in der gegenwärtigen Lage 


Die europäiſche Entwicklung der jüng— 
ſten Zeit hat die baltiſchen Staaten in 
den Brennpunkt machtpolitiſcher Inter— 
eſſen gerückt. Ganz gleich, ob die Mos— 
kauer Verhandlungen zwiſchen der 
Sowjetunion und England zum Abſchluß 
eines Paktes führen oder nicht: die Tat— 
fahe, daß Moskau die baltiſchen Staa- 
ten Eſtland und Lettland und das zur 
ſkandinaviſchen Staatengruppe zu zäh— 
lende Finnland als einen „Bereich ſeiner 
unmittelbaren Intereſſen“ bezeichnet hat, 
die Tatſache, daß England ſich über dieſe 
Frage in ausführliche Verhandlungen 
eingelaſſen hat, die Tatſache, daß die bal— 
tiſchen Länder ſelbſt überhaupt gar nicht 
gefragt worden ſind, ob ſie ſich von eng— 
liſch-ſowjetruſſiſchen Garan- 
tien beglücken laſſen wollen oder nicht, 
diefe Tatſachen charakteriſieren die Situa- 
tion im baltiſchen Raum und die poli- 
tiſche Lage der baltiſchen Staaten deut— 
lich genug. Ihre Lage wird ferner durch 
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die Haltung eines Staates verſchärft, 
deſſen Stellung an der Oſtſee wenig über— 
zeugend iſt, deſſen natürlicher Schwer— 
punkt in Mitteleuropa liegt, der aber 
entgegen dem Sinn ſeiner Geſchichte und 
ſeiner Exiſtenz in der Gegenwart und 
entgegen allen Gegebenheiten ſeiner geo— 
politiſchen Lage danach ſtrebt, im balti— 
ſchen Raum eine Rolle zu ſpielen: 
Polen. Seit Polen die Londoner Ga- 
rantie angenommen und ſich in die eng— 
liſche Einkreiſungsfront eingereiht hat, 
wächſt die Gefahr für Litauen, verſtärkt 
ſich der Druck der Sowjetunion auf 
Finnland, Eſtland und Lettland. Da 
Polen und das mit ihm verbündete Ru- 
mänien nicht die Abſicht haben, für den 
Fall eines europäiſchen Konflikts ſowjet— 
ruſſiſche Truppen durch ihr Gebiet mar— 
ſchieren zu laſſen, da, wie es ſcheint, ihm 
in dieſer Hinſicht auch Verſprechungen 
gemacht worden ſind, liegt der Schatten 
Moskaus heute drohender denn je über 


den baltiſchen Ländern. Dieſe Länder ge- 
hörten früher zu Rußland. Durch ihre 
ftaatlihe Verſelbſtändigung hat die 
Sowjetunion an der Oſtſee an Boden 
verloren. Ihre Bewegungsfreiheit auf 
dem Baltiſchen Meer iſt eingeſchränkt. 
Stets hat Moskaus Intereſſe dieſen 
Staaten gegolten, und der mißglückte 
Kommuniſtenputſch, der im Dezember 1924 
Eſtland erſchütterte, beweiſt, daß Moskau 
ſich nicht ſcheute, auch mitten im Frieden 
aktiv in ihre Geſchichte einzugreifen. 


Das Deutſche Reich hat ſtets ein 
lebhaftes Intereſſe für die baltiſchen 
Länder bewieſen. Mit Finnland iſt 
es durch die Erinnerung an den gemein— 
ſamen Kampf für die Errichtung des ſelb— 
ſtändigen finniſchen Staates verbunden. 
Mit Eſtland und Lettland beſtan— 
den ſtets lebhafte Handelsbeziehungen. 
Dieſe Agrarſtaaten ſind naturgegebene 
Wirtſchaftspartner des Reiches. Ferner 
iſt die Lage der deutſchen Volksgruppe 
in Eſtland und Lettland ſtets Gegenſtand 
einer ſorgfältigen Aufmerkſamkeit des 
deutſchen Volkes geweſen. Auch zwiſchen 
Deutſchland und Litauen haben 
ſtets enge Verbindungen beſtanden. Hier 
waren die Beziehungen der Memel-Frage 
wegen zuweilen geſpannt. Seitdem dieſes 
Problem aber ſeine natürliche Löſung 
gefunden hat, iſt kein Konflikt denkbar, 
der die deutſch⸗litauiſchen Beziehungen 
trüben könnte. Man hat das Deutſche 
Reich oft verdächtigt, bezüglich des balti- 
ſchen Raumes Pläne zu hegen, die ſich 
gegen die ſtaatliche Selbſtändigkeit der 
baltiſchen Völker richten. Solche Ver— 
dächtigungen haben ſich als ſinnlos er— 
wieſen. Die Beziehungen Deutſchlands 
zu Finnland werden durch eine Sym— 
pathie von Volk zu Volk, die Beziehun— 
gen zu Eſtland und Lettland durch die 
kürzlich unterzeichneten Nichtangriffs— 
verträge, die Beziehungen zu Litauen 
durch eine ſinnvolle und allen natürlichen 
Gegebenheiten entſprechende Regelung 
des nachbarlichen Zuſammenlebens charak— 
teriſiert. Die ausländiſche Preſſe hat in 
der letzten Zeit teils wütend, teils nei— 
diſch verſchiedentlich darauf hingewieſen, 
daß die baltiſchen Völker beginnen, nach 
Deutſchland zu blicken. Wir vermögen 
nicht zu ſagen, in welchem Maße bei 


manchen baltiſchen Völkern noch ver— 
ſchiedene Reſſentiments und die Folgen 
einer gegen Deutſchland gerichteten Pro— 
paganda wirkſam ſind. Dieſe Frage 
braucht das deutſche Volk auch nicht ſehr 
zu bekümmern. Alle Tatſachen ſprechen 
aufs deutlichſte dafür, daß den baltiſchen 
Völkern von Deutſchland her keine Ge— 
fahren drohen, und daß das Deutſche 
Reich an einer Aufrechterhaltung der 
ſtaatlichen Selbſtändigkeit der baltiſchen 
Völker im ſtarken Maße intereſſiert iſt. 


Finnland zählt ſich nicht zu den 
baltiſchen, ſondern zu den ſkandinaviſchen 
Staaten. Nachdem es lange Zeit hin— 
durch zwiſchen einer baltiſchen und einer 
ſkandinaviſchen Orientierung geſchwankt 
hat, hat es ſich vor einigen Jahren für 
den ſkandinaviſchen Kurs entſchieden. Für 
dieſe Orientierung ſpricht die ganze Ver— 
gangenheit und die Geſchichte des Lan— 
des, ſprechen die vielen Fäden, die es 
beſonders mit Schweden verbinden. 
Schweden und Finnland haben Jahrhun— 
derte hindurch zuſammengehört. Heute iſt 
man in Finnland der Aberzeugung, daß 
auch für die Gegenwart für beide Staaten 
die gleichen politiſchen Notwendigkeiten 
gegeben find. Für die fkandinaviſche 
Orientierung Finnlands iſt auch die 
Aberlegung ausſchlaggebend geweſen, daß 
es dem finniſchen Staate bei einer ge— 
wiſſen Abgrenzung von den baltiſchen 
Ländern leichter möglich ſein würde, ſich 
aus Verwicklungen herauszuhalten, in die 
dieſe ihrer geographiſchen Lage wegen 
hineingezogen werden können. Finnland 
iſt ebenſo ein Nachfolgeſtaat Rußlands 
wie Eſtland, Lettland und Litauen. Für 
den Fall, daß ein ſowjetruſſiſcher Impe— 
rialismus die baltiſchen Staaten be— 
drohen ſollte, hatte man ſich von der 
Orientierung nach Skandinavien hin eine 
gewiſſe Sicherheit verſprochen. Finnland 
hatte im Rahmen des ruſſiſchen Staates 
eine weitgehende Selbſtändigkeit beſeſſen, 
die die drei baltiſchen Länder nicht hatten. 
Man hoffte in Helſingfors daher auch, 
daß die Sowjetunion ſelbſt bei dem Auf— 
treten imperialiſtiſcher Tendenzen Finn- 
land gegenüber eine andere Haltung ein— 
nehmen würde als gegenüber den ande— 
ren Nachfolgeſtaaten Rußlands. Dieſe 
Hoffnungen haben jedoch getäuſcht. Die 
Sowjetunion „degradierte“ Finnland 
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doch zu einem baltiſchen Staat. Sie be- 
zog auch dieſes Reich in den „Bereich 
ſeiner unmittelbaren Intereſſen“ ein und 
machte es zum Gegenſtand ſeiner Ga— 
rantieverhandlungen mit England. Von 
den baltiſchen Staaten ſteht Eſtland Finn- 
land am nächſten, weil das finniſche 
und eſtniſche Volk ſtammverwandt ſind. 
Im übrigen ſind die Beziehungen der 
ſkandinaviſchen Staaten zu den baltiſchen 
Ländern loſe. Man betont in Finnland 
und Schweden jedoch, daß es den ſkandi— 
naviſchen Staaten nicht gleichgültig ſein 
kann, ob an der Südküſte der Oſtſee im 
baltiſchen Raume ſelbſtändige Staaten 
oder von einer Großmacht abhängige 
Pufferſtaaten, geſchweige denn einfache bal- 
tiſche Provinzen einer Großmacht liegen. 


In den baltiſchen Ländern iſt man ſich 
darüber klar, daß die Politik Englands 
und der Sowjetunion Finnland, Eſtland 
und Lettland in eine Lage drängt, „in 
der ſie zwiſchen der Vaſallität und der 
Notwehr wählen müſſen“. Eſtland, der 
kleinſte der baltiſchen Staaten, hat mit 
der Sowjetunion bereits böſe Erfahrun- 
gen gemacht. Wohl hat die Sowjetunion 
im Februar 1920 im Friedensvertrag 
von Dorpat die Anabhängigkeit und 
Autonomie des Staates Eſtland „vorbe— 
haltlos“ anerkannt und „freiwillig und 
für alle Zeiten“ auf die Souveränitäts— 
rechte verzichtet, die das alte zariſtiſche 
Rußland einſt über Gebiet und Volk 
der Eſten beſeſſen hat. Das hinderte aber 
Moskau nicht, nach Jahren des Friedens 
noch im Dezember 1924 zu verſuchen, 
durch einen Gewaltſtreich Eſtland dem 
Kommunismus zu gewinnen. Eſtland 
weiß, daß ihm nur von der Sowjet— 
union her Gefahren drohen können. Mit 
dem ſtammverwandten Finnland unter— 
hält es ſehr freundſchaftliche Beziehun— 
gen. Mit Lettland iſt es durch ein enges 
Bündnis verbunden. Seine Beziehungen 
zu Deutſchland ſind normal und durch 
den kürzlich erfolgten Abſchluß des Nicht— 
angriffspaktes noch verbeſſert. Die wirt- 
ſchaftliche Entwicklung Eſtlands vollzieht 
ſich auf geſunden Grundlagen. Die 
1,1 Millionen Einwohner des Landes 
bilden einen fleißigen und ſtrebſamen 
Menſchenſchlag. In letzter Zeit iſt man 
ſich in Eſtland einer Gefahr bewußt ge- 
worden, die dem Staate von Oſten her 
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innerhalb ſeiner eigenen Grenzen droht. 
Die Bevölkerungszunahme Eſtlands iſt 
febr gering, fie ift faſt ſtationär, und ge- 
naue ſtatiſtiſche Erhebungen haben er— 
geben, daß in nicht zu ferner Zeit mit 
einer Abnahme der nationaleſtniſchen Be— 
völkerung zu rechnen ſein wird. Die 
größte völkiſche Minderheit innerhalb der 
eſtniſchen Staatsgrenzen aber bilden 
Ruffen, die in einer Stärke von etwa 
hunderttauſend Menſchen geſchloſſen an 
der eſtniſch-ſowjetruſſiſchen Grenze längs 
der Narwa und im Petſchur-Gebiet 
ſiedeln. Dieſe Ruffen leben in febr küm— 
merlichen Verhältniſſen und ſind daher 
den Parolen leicht zugänglich, die aus 
dem Gebiet jenſeits der Grenze zu ihnen 
dringen. Sie ſind aber biologiſch ſtärker 
als das eſtniſche Staatsvolk und vermeh— 
ren ſich in einem ungleich ſtärkeren Maße 
als dieſes. Hinzu kommt, daß der Drang 
nach den Städten mit ihren leichteren 
Exiſtenzmöglichkeiten in der jungen eſt— 
ländiſchen Generation ſehr ſtark ift. Cft- 
land hat aber eine ſehr geringe Bevöl— 
kerung sdichte. Auf den Quadratkilometer 
entfallen nur 24 Einwohner. Auch dieſer 
Amſtand bereitet der eſtniſchen Regierung 
Bedenken, und es iſt nicht von ungefähr, 
daß die Sorge um die Familie jetzt 
auch verfaſſungsmäßig verankert worden 
iſt. Der eſtniſche Miniſterpräſident hat in 
einer Regierungserklärung das Bevölke— 
rungsproblem als „das entſcheidende 
Problem der Schickſalsgeſtaltung des 
Eſtentums“ bezeichnet. Die gegenwärtige 
Regierung in Eſtland iſt die erſte, die 
auf Grund der neuen Verfaſſung gebildet 
iſt. Sie hat ſich daher in der letzten Zeit 
hauptſächlich Aufgaben gewidmet, die mit 
der praktiſchen Verwirklichung der in der 
Verfaſſung ausgeſprochenen Grundſätze 
verbunden ſind. Die politiſche Organi⸗ 
ſation der Bevölkerung iſt eine Frage, 
die die Öffentlichkeit Eſtlands ſtark be- 
ſchäftigt. Die neue Verfaſſung hat einen 
deutlich autoritären Charakter. Solange 
ſie in Kraft iſt, erſcheint jede Rückkehr zu 
dem Parteileben alten Syſtems in Eft- 
land als ausgeſchloſſen. Von den 80 Ab- 
geordneten der Erſten Kammer nehmen 
nur 17 Abgeordnete eine oppoſitionelle 
Haltung ein. Dieſe Tatſache erleichtert 
der eſtniſchen Regierung naturgemäß die 
Löſung ihrer Aufgaben, zu denen nicht in 


letzter Linie auch ſozialpolitiſche Fragen 
von großer Bedeutung gehören. Eſtland 
hat das Glück, unter der Führung zweier 
Männer zu ſtehen, die das Vertrauen 
des ganzen Landes verdienen. Staats- 
präſident Paets und der Oberkomman— 
dierende der Armee, General Laido— 
ner, haben ſich ſchon um die Gründung 
des jungen eſtniſchen Staatsweſens ſehr 
verdient gemacht. Sie haben es auch in 
den ſchweren letzten Jahren verſtanden, 
die Politik ihres Landes einen geraden 
Kurs zu führen. 


Lettland iſt räumlich der größte der 
baltiſchen Staaten. An feiner Spitze ſteht 
der diktatoriſch regierende Staatspräſi⸗ 
dent Dr. Karl Almanis, der im Mai 
vor fünf Jahren durch einen überraſchen— 
den Staatsſtreich dem Anweſen der Par— 
teien ein Ende machte und ſich an die 
Spitze des Staates ſtellte. Sein Regime 
hat dem Lande auf allen Gebieten ſtarke 
Impulſe gegeben. Die Entwicklung Lett— 
lands vollzieht ſich unter den vom Prä— 
ſidenten Almanis ſelbſt ausgegebenen 
Parolen „Lettland den Letten“ und 
„Lettland muß lettiſch werden“. Dieſes 
Motto erklärt manche kulturellen und 
wirtſchaftlichen Maßnahmen der Regie- 
rung, die für einen gemiſcht völkiſchen 
Staat und einen Agrarſtaat, wie Lett- 
land es nun einmal iſt, in manchen Fäl- 
len unverſtändlich erſcheinen müſſen. Man 
muß bei einer Betrachtung der lettiſchen 
Politik immer berückſichtigen, daß nur 
75 Prozent der Bewohner des 
Landes Letten ſind. Die reſtlichen 
25 Prozent verteilen ſich auf Deutſche, 
Großruſſen, Weißruſſen, Polen, Eſten, 
Juden und andere Nationalitäten. Dem 
Staatschef Almanis iſt die Betätigung 
und Beteiligung nicht nationallettiſcher 
Kräfte in der Induſtrie und im Handel 
des Landes ſtets als eine große Gefahr 
für den Staat erſchienen, die er nur 
durch eine ſehr weitgehende Nationali— 
ſierung und Verſtaatlichung der Wirt— 
ſchaft Lettlands bannen zu können 
glaubte. Ausgedehnte Induſtrialiſie⸗ 
rungsmaßnahmen haben in Lettland eine 
ſtarke Landflucht zur Folge gehabt. Da 
in den lettiſchen Betrieben nur Arbeiter 
und Angeſtellte lettiſcher Nationalität 
beſchäftigt werden, werden fait aus- 
ſchließlich auch nur nationallettiſche 


Kräfte vom flachen Lande in die Städte 
gezogen. Ganz abgeſehen davon, daß der 
Bevölkerungszuwachs in Lettland gering 
iſt — er beträgt auf dem Lande durch— 
ſchnittlich 5,38, in den Städten aber nur 
0,49 auf tauſend Einwohner —, kommt 
noch hinzu, daß die auf dem Lande leben— 
den Großruſſen, Weißruſſen und Polen 
ſich viel ſtärker vermehren als das let— 
tiſche Staatsvolk. Die Regierung hat ſich 
bereits ernſte Sorgen darüber gemacht, 
woher bei dem ſtarken Abfluß der Ar— 
beitskräfte vom Lande in die Induſtrie 
die Kräfte für die Landarbeit genommen 
werden ſollen. Im Jahre 1933 brauchte 
Lettland nur 12 000 ausländiſche Land- 
arbeiter. Ein Jahr darauf ſtieg die Zahl 
bereits auf 23 000, im Jahre 1935 auf 
34000 und im vergangenen Jahre auf 
etwa 60 000 ausländiſche Landarbeiter, 
die hauptſächlich aus Polen eingeführt 
wurden. Dieſe Abhängigkeit eines Agrar— 
ſtaates von fremden Arbeitskräften zur 
Einbringung der Ernte iſt ohne Zweifel 
bedenklich, wobei auch nicht überſehen wer— 
den darf, daß hier die Gefahr einer lang— 
ſamen Anterwanderung gegeben erſcheint. 

Das Verhalten des lettiſchen Staates 
gegenüber der deutſchen Volks- 
gruppe hat dazu beigetragen, daß die 
Beziehungen zu Deutſchland zeitweiſe 
nicht die beſten waren. Durch die ſtaats— 
kapitaliſtiſchen Maßnahmen der Regie— 
rung ſind auch die wirtſchaftlichen Be— 
ziehungen zum Reiche belaſtet worden. 
Im allgemeinen aber gibt es zwiſchen 
dem Deutſchen Reiche und Lettland keine 
Konflikte oder Probleme, die ſich bei 
einiger Einſicht und gutem Willen auf 
lettiſcher Seite nicht löſen ließen. Der 
Abſchluß des Nichtangriffspaktes hat ge— 
zeigt, daß es grundſätzliche außenpolitiſche 
Gegenſätze zwiſchen Deutſchland und Lett— 
land nicht gibt. Von den drei baltiſchen 
Ländern iſt Lettland außenpolitiſch ſtets 
beſonders rege geweſen. Riga hat ſich 
immer als Vorort der Baltiſchen Entente 
gefühlt. Dieſe Stellung verdankte es der 
Beweglichkeit des Außenminiſters M u n- 
ters. Auch Lettland iſt beſtrebt, eine 
neutrale Linie einzuhalten. Die engliſch— 
ſowjetruſſiſchen Garantiepläne haben da— 
her in Riga dieſelbe Ablehnung erfahren 
wie in Reval. 
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Litauen hat unter den baltiſchen 
Staaten ſtets eine beſondere Stellung 
eingenommen. Es gehört mit Lettland 
und Eſtland zur Baltiſchen Entente, iſt 
aber nicht an dem Bündnis beteiligt, das 
zwiſchen den beiden anderen Staaten be- 
ſteht. Das lag daran, daß es bis vor 
kurzem mit „ſpezifiſchen Problemen“ zu 
tun hatte, von denen ſich Lettland und 
Eſtland fernhalten wollten. Dieſe Pro— 
bleme betrafen Memel und Wilna. 
Aber die Memel-Frage ausführlich zu 
ſprechen, erübrigt ſich. Dieſes Problem iſt 
im März dieſes Jahres in einer Weiſe 
gelöſt worden, die Litauens völkiſche Ehre 
und ſtaatliche Souveränität in keiner 
Hinſicht berührte. Auch die durch die 
Rückgliederung des Memellandes für 
Litauen entſtandenen wirtſchaftlichen Fra- 
gen ſind in einer Art geregelt worden, 
die dem litauiſchen Staat die Folgen 
dieſer notwendigen Operation ſo leicht 
wie nur möglich machte. Auf eine wejent- 
lich andere Weiſe ging im März des 
vergangenen Jahres die Erledigung 
der Wilna⸗Frage vor ſich. Das 
Wilnagebiet iſt dem litauiſchen Volke 
von Polen entgegen beſtehenden Ab— 
machungen mit Gewalt genommen wor- 
den. Litauen hat die Beſetzung dieſes 
ſeines Gebietes niemals anerkannt. Die 
litauiſch⸗polniſche Grenze galt dem litaui— 
ſchen Volke zwanzig Jahre lang nur als 
Demarkationslinie. Kauen wurde nur als 
proviſoriſche, Wilna als die wirkliche 
Hauptſtadt Litauens betrachtet. Der 
litauiſche Staat lehnte jede Beziehung 
zum polniſchen Staate ab. Es gab zwi- 
ſchen Polen und Litauen keinen Eiſen— 
bahn⸗, keinen Poſt-, keinen Luftverkehr. 
In Warſchau gab es ebenſo wenig eine 
litauiſche wie in Kauen eine polniſche 
diplomatiſche Vertretung. Es iſt leicht 
erklärlich, daß man die unnachgiebige 
Haltung Litauens in Polen als ſehr un— 
bequem und kompromittierend empfand. 
Da griff Polen im März des vergange— 
nen Jahres zu einer Gewaltmaßnahme. 
Es nahm irgendeinen der ſtets an der 
polniſch⸗litauiſchen Demarkationslinie ſich 
ereignenden Grenzzwiſchenfälle zum An- 
laß, um unter Drohung der Gewalt- 
anwendung Litauen zu einer Normaliſie⸗ 
rung der Beziehungen zu zwingen. Die- 
ſer Gewalt mußte Litauen ſich fügen. 


82 


Aber auch in ſeiner neuen Verfaſſung, die 
erſt nach der Annahme des polniſchen 
Altimatums in Kraft trat, wird Wilna 
als die Hauptſtadt des litauiſchen Staa- 
tes bezeichnet. Man hat ſich in Warſchau 
alle Mühe gegeben, von der erzwungenen 
Normaliſierung der polniſch⸗litauiſchen 
Beziehungen zu einem freundſchaft— 
licheren Verhältnis beider Staaten zu 
gelangen. Man tut, als ſeien die langen 
Jahre des polniſch-litauiſchen Streites 
nie geweſen, als habe eine Wilna-Frage 
niemals exiſtiert, man tut, als habe man 
niemals den Wunſch gehegt, Litauen mit 
Gewalt zu annektieren. Außerdem gibt 
man ſich in Warſchau die größte Mühe, 
das deutſch⸗litauiſche Verhältnis zu ver- 
giften. In Litauen aber macht man ſich 
über Polens plötzliche Freundſchaft zum 
litauiſchen Volke feine eigenen Gedanken. 
Man weiß in Kauen auch die dauernden 
polniſchen Hinweiſe auf die Zeit der ge— 
meinſamen polniſch-litauiſchen Staatlich— 
keit richtig einzuſchätzen. Dieſe hiſtoriſchen 
Reminiſzenzen find geeignet, in Litauen 
eher Bedenken als freundſchaftliche Ge— 
fühle hervorzurufen. Man wird ſich in 
Litauen auch einen Vers aus der Wand— 
lung zu machen wiſſen, die in der polni- 
ſchen Haltung gegenüber den engliſch⸗ruſ— 
ſiſchen Garantieprojekten für die balti- 
ſchen Staaten zu beobachten iſt. Der in 
der erſten Zeit abſolut ablehnende Ein- 
ſtellung Polens gegenüber den engliſch— 
ruſſiſchen Verhandlungen iſt eine wohl- 
wollende, faſt erwartungsvolle Haltung 
gefolgt. Es iſt anzunehmen, daß zu dieſer 
Wandlung die Tatſache beigetragen hat, 
daß die Sowjetunion nur Finnland, Eft- 
land und Lettland als das Gebiet ſeiner 
unmittelbaren und lebenswichtigen Inter— 
eſſen bezeichnete und Litauen außerhalb 
dieſer Kombination ließ. Der Ge— 
danke, daß man ſtillſchweigend 
eine Teilung des baltiſchen 
Raumes in eine ſowjetruſſi⸗ 
ſche und eine polniſche Ein- 
flußſphäre vorgenommen hat, 
liegt nahe und ift geeignet, Li- 
tauen mit Sorge zu erfüllen. 
Man wird ſich dort keinem Zweifel dar- 
über hingeben können, was es für den 
litauiſchen Staat bedeutet, zu einem „Be⸗ 
reich lebenswichtiger polniſcher Intereſſen“ 
zu werden. Der Einwohnerzahl nach iſt das 


litauiſche das ſtärkſte unter den baltiſchen 
Völkern. Das litauiſche Volk zeigt auch 
die ſtärkſte nationale Geſchloſſenheit. Nur 
16 Prozent der Bewohner Litauens ge— 
hören fremden Nationalitäten an. Die 
Maſſe des litauiſchen Volkes beſteht aus 
Bauern. Der litauiſche Menſchenſchlag iſt 
ſeiner Natur nach zurückhaltend, fleißig 
und bedürfnislos. Heute noch iſt in ihm 
die Erinnerung daran lebendig, daß das 
litauiſche Volk einſt über einen Raum 
herrſchte, der ſich von der Oſtſee bis zum 
Schwarzen Meer erſtreckte. Erſt durch die 
Verbindung mit Polen hat das litauiſche 
Volk ſeine alte große Stellung verloren. 

Polen hat in den zwanzig Jahren 
feiner neuen Staatlichkeit kein Mittel un- 
verſucht gelaſſen, um einen Einfluß auf 
die baltiſchen Staaten zu gewinnen. Dieſe 
Länder haben aber immer Gewicht dar— 
auf gelegt, daß ihre Beziehungen zu 
Polen ſo platoniſch wie möglich blieben. 
Sie kannten die außenpolitiſchen Pro- 
bleme Polens im Oſten und Weſten zu 
gut, als daß ſie Veranlaſſung gehabt 
hätten, ſich mit Polen enger als not— 
wendig einzulaſſen. Sie begnügten ſich 
mit normalen, oberflächlichen Beziehun— 


gen und gelegentlichen freundſchaftlichen, 
aber belanglojen Außerungen. Das Ver— 
trauen der baltiſchen Länder in die innere 
Stabilität des polniſchen Staates iſt nie⸗ 
mals ſehr ſtark geweſen. Man kannte 
Polens Minderheitenprobleme, man weiß 
um die ſozialen Spannungen innerhalb 
des polniſchen Volkes. Polen konnte alſo 
niemals eine große Anziehungskraft auf 
die baltiſchen Staaten ausüben. 

Der baltiſche Raum iſt nur klein, aber 
er iſt der Lebensraum dreier Völker, die 
zum Bewußtſein ihrer Eigenart und zu 
eigenem Staatsweſen gelangt ſind. Sie 
liegen zwiſchen zwei mächtigen Staaten, 
die ganz verſchiedenartige Ordnungs- und 
Lebensprinzipien vertreten. Bei welchem 
der beiden großen Nachbarn die drei ffei- 
nen Völker und Staaten Verſtändnis 
für ihre völkiſche Eigenart und ſtaatliche 
Eigenexiſtenz finden, ift angeſichts der 
mit Deutſchland abgeſchloſſenen Nicht⸗ 
angriffsverträge und angeſichts der Tat⸗ 
ſache, daß die Sowjetunion die Gebiete 
Lettlands und Eſtlands als den Bereich 
ihrer lebenswichtigen Intereſſen bezeich— 
net hat, nicht ſchwer zu entſcheiden. 
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VOLK UND RAUM IM OSTEN 


Deutfche friedliche Wiedergutmachung — gegen 
englifche Feindfeligkeit 


Deutſchland führte feine Revifionen durch - England proteftierte beim An= 

fchluß Oſterreichs - Es „vermittelte“ in der Sudetenkrife - Es verweigerte 

feine Anerkennung bei der Schaffung des Protektorats - Es gab Polen eine 
„Garantie“ in der Danzig-Frage 


Der Wunſch Danzigs nach der Rückkehr 
ins Reich hat in der Welt in Verbindung 
mit der Aufrollung der Korridorfrage eine 
überaus heftige Diskuſſion hervorgerufen. 
Sie erinnert an jene endloſen Debatten, die 
bisher regelmäßig aufkamen, ſobald das 
Reich daran ſchritt, eine Wiedergutmachung 
des Anrechts von Verſailles in irgendeinem 
Punkte vorzunehmen, ohne daß dieſe Wort— 
gefechte allerdings die Erreichung der deut— 
ſchen Zielſetzung jemals verhinderten. Selbſt 
wenn ſich die Geſchichte nicht wiederholt, Par— 
allelen drängen ſich bei der Beobachtung der 
Entwicklungen in den einzelnen Phaſen der 
deutſchen Reviſion auf. So kam ein italieni- 
ſches Blatt kürzlich im Zuſammenhang mit 
der Danziger Frage zu einem Vergleich mit 
dem Ablauf der tſchechiſchen Regelung und 
ſtellte die Frage, ob Polen verſchwinden 
und Beck wie Beneſch enden wolle. Ohne das 
Problem der Geſetzmäßigkeit im Ablauf ge— 
ſchichtlicher Ereigniſſe zur Diskuſſion ſtellen 
zu wollen, drängen ſich ſolche Vergleiche ge— 
radezu auf. 


Des weiteren ſtellt man bei einer Beob— 
achtung der einzelnen Epiſoden der deutſchen 
Wiedergutmachung feft, daß es Verbindungs— 
glieder zwiſchen ihnen gibt, die weiter 
wirkend aus einer in die andere hinein— 
reichen. Zweifellos gingen nach dem Mb- 
ſchluß jeder Reviſion diejenigen Volksgrup— 
pen, die hoffnungsvoll auch ihrerſeits einen 
Anſchluß herbeiſehnten, geſtärkt in den wei— 
teren Kampf für ihre Rechte. 


Dann aber läßt ſich eine nicht unweſent⸗ 
liche rein politiſche Feſtſtellung aus dem Ver— 
lauf der Entwicklungen gewinnen: In 
jedem Falle war es, ſobald das 
Reich daran ging, ein Anrecht 
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der Friedensdiktate wiedergut— 
zumachen, Großbritannien, das 
ſich hindernd in den Weg zu 
ſtellen ſuchte. Es tat dieſes in ver— 
ſchiedener Form. Beim Anſchluß Bſterreichs 
„proteſtierte“ es, in der Sudetenkriſe „ver— 
mittelte“ es durch Runciman, bei der Shaf- 
fung des Protektorats „erkannte es nicht 
an“, in der Frage Danzig „garantierte“ es. 
England fand alſo in jedem Falle ein 
Mittel, um dem Reich irgendwie Hemmniſſe 
in den Weg zu legen. And es gab ſeinem 
rein machtpolitiſchen Ehrgeiz ſtets eine Form, 
die ihm erlaubte, großartig unſelbſtſüchtige, 
ideologiſche Motive damit zu verbrämen. 
Wenn man aber in der Abfolge der Ereig— 
niſſe ſtets dem gleichen Grundmotiv begeg— 
net, nämlich der nackten Machtbegier, ſo 
bleibt es nachgerade gänzlich unverſtändlich, 
wie es ſtets erneut Völker geben kann, die 
an die angeblich edlen menſchlichen Ziele der 
britiſchen Politik in dieſem Zuſammenhang 
glauben können. And mußte fih nicht Mün- 
chen in einer derart beſtimmten Politik eines 
Tages als leere Form erweiſen? 

Es ſollte den betroffenen Staaten zu 
denken geben, was es auf ſich hat, wenn 
England ſeine Einmiſchung in die Angelegen— 
heit anderer Länder ſo weit führt, etwa einen 
„privaten Beobachter“ zu entſenden, oder 
durch die „Garantie“ in gleicher Art die An— 
abhängigkeit der betreffenden Staaten ſo 
weit einzuengen, daß ihnen britiſche General— 
ſtäbler die Marſchroute beſtimmen. Wobei 
dann noch das Menetekel des Prager 
Schickſals in Rechnung zu ſtellen wäre, wo 
die als jo kräftigend empfundene Rücken— 
ſtärkung durch England dennoch nicht ver— 
hindern konnte, daß berechtigte deutſche For— 
derungen ſich erfüllten. 


Solche und ähnliche Gedanken drängen ſich 
auf, wenn man den Ablauf der Ereigniſſe 
des vergangenen und dieſes Jahres Revue 
paſſieren läßt. Wobei man überdies noch 
überraſcht feſtſtellen wird, daß einem die Zu- 
ſammenhänge in den Einzelheiten in manch 
einem Falle bereits vollkommen aus dem 
Gedächtnis entfallen ſind. So ſei die Ent— 
wicklung noch einmal im einzelnen ſkizziert: 
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Am 11. November 1918 verzichtete Kaifer 
Karl I. auf den habsburgiſchen Thron. In 
dieſem Augenblick fielen die dynaſtiſchen 
Hinderniſſe, die Sſterreich vom Reiche ge- 
trennt hatten. Einen Tag ſpäter ſchon, nach 
der Ausrufung der Republik, beſchloß die 
Oſterreichiſche Proviſoriſche Nationalver— 
ſammlung ein Geſetz, deſſen Artikel 2 lautete: 
„Deutſch-Oſterreich it ein Be: 
ſtandteil der deutſchen Republik.“ 
So war der erſte Willensausdruck der Öfter- 
reicher nach der Abdankung der Habsburger 
das Bekenntnis zum Anſchluß. Im Reiche 
nahm man mit gleicher Selbſtverſtändlichkeit 
im Artikel 61 der Weimarer Verfaſſung die 
Angliederung auf. 

In dieſem Augenblick allerdings wurde 
offenbar, wie der Weſten das viel beſungene 
Wilſonſche Selbſtbeſtimmungsrecht der Völ— 
ker auffaßte. Es iſt nach der Erfahrung von 
1919 mehr denn unbegreiflich, wie es mög- 
lich war, daß man dieſe Phraſe im politi- 
ſchen Tagesgebrauch überhaupt noch im Laufe 
der folgenden zwanzig Jahre ſeitens der De— 
mofratien mit ehrlichem Geſicht verwenden 
konnte. Die Beſchlüſſe nämlich ſowohl der 
Weimarer Geſetzgebung wie auch des öſter— 
reichiſchen Geſetzes mußten durch die Diktate 
von Verſailles und St. Germains in den 
Artikeln 80 bzw. 88 außer Kraft geſetzt 
werden. Oſterreich mußte fogar darauf ver- 
zichten, den Namen Deutſch-Oſterreich zu 
führen. Noch einmal wurde im Jahre 1921 
durch eine Volksabſtimmung in den öfter- 
reichiſchen Bundesländern verſucht, den An— 
ſchluß durchzuführen. Aber 90 Prozent der 
Stimmen waren für die Rückgliederung ins 
Reich in den einzelnen Ländern abgegeben 
worden. Aber auch in dieſem Falle unter- 
band der demokratiſche Weſten die Verwirk— 
lichung des eindeutig geäußerten Volks- 
willens. 

Im Jahre 1931 verſuchten Curtius und 
Bundeskanzler Schober wenigſtens eine 
deutſch-öſterreichiſche Zollunion zuſtande zu 


bringen, um Sſterreich, das fih am Rande 
des wirtſchaftlichen Zuſammenbruchs befand, 
in einen einheitlichen großdeutſchen Wirt— 
ſchaftsraum einzugliedern. Ein Beſchluß des 
Internationalen Gerichtshofs im Haag ver— 
eitelte auch dieſen Plan. 


Dennoch wußte man ſehr genau um die 
öſterreichiſchen wirtſchaftlichen Schwierig— 
keiten, verſuchte ſie aber im Weſten zugunſten 
der eigenen Ziele in politiſcher Hinſicht aus- 
zuwerten. So tauchte wiederholt der Ge— 
danke einer Donau-Föderation auf, 
die wirtſchaftliche und damit verbunden 
politiſche Zuſammenarbeit zwiſchen Sfter- 
reich und den dem Weſten damals hörigen 
Syſtemen, wie der Kleinen Entente, zuſtande 
bringen ſollte. Alle dieſe Verſuche waren als 
Gegenkonſtruktionen gegen den ſtets leben⸗ 
digen Gedanken des Anſchluſſes an das 
Reich gedacht. 

Die öſterreichiſche Politik begab ſich unter 
ihren ſkrupelloſen Leitern mehr und mehr 
in die Hörigkeit der Intereſſen des Aus- 
landes. Sowohl der Legitimismus, der die 
Reftauration der Habsburger verfocht, wie 
auch die klerikalen Kreiſe des politiſchen 
Katholizismus liehen den Einflüſterungen 
aus dem Weſten ein williges Ohr. Das ein— 
zige Intereſſe der Weſtmächte an der öſter— 
reichiſchen Politik beſtand darin, eine 
deutſch⸗öſterreichiſche Annähe⸗ 
rung mit allen Kräften zu ver-s 
hindern. 

Der Gedanke an den Anſchluß 
wurde in Sſterreich ſchließlich 
allein durch die nationaljozia- 
liſtiſche Bewegung im Volke 
lebendig gehalten. Am 30. Januar 
1934 richtete der Führer an den Deutſchen 
Reichstag in feiner großen Rede folgende 
Sätze: „Ohne uns im geringſten in die inne— 
ren Verhältniſſe anderer Staaten einmiſchen 
zu wollen, glaube ich doch, das eine ſagen 
zu müſſen: Nur mit Gewalt allein kann auf 
die Dauer kein Regiment beſtehen ... 

Im übrigen muß ich, der ich mich ſelbſt 
mit ſtolzer Freude zum öſterreichiſchen 
Bruderland als meiner Heimat und der 
Heimat meines Vaterhauſes bekenne, Proteſt 
einlegen gegen die Auffaſſung, als ob die 
deutſche Geſinnung des öſterreichiſchen Volkes 
überhaupt irgendwelcher Aufreizungen aus 
dem Reich bedürfe. Ich glaube, meine Hei— 
mat und ihr Volk auch heute noch gut genug 
zu kennen, um zu wiſſen, daß der Pulsſchlag, 
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der 66 Millionen Deutſche im Reich erfüllt, 
auch ihre Herzen und Sinne bewegt.“ 


Trotz dieſer deutſchen Geſinnung des öfter- 
reichiſchen Volkes nun glaubten die da— 
maligen Machthaber, das Land in die 
Zwangsjacke eines Syſtems preſſen zu können, 
das ihnen alleine Vorteile bringen ſollte. Im 
Februar 1934 mußte ſich die Regierung gegen 
den ſchweren Aufſtand der Sozial⸗ 
demokratie aller militäriſchen Macht— 
mittel bedienen, um den ausgebrochenen 
Bürgerkrieg beenden zu können. Am 1. Mai 
des gleichen Jahres wurde eine neue Ver— 
faſſung ohne jede Befragung des Volkes ver- 
kündet und Oſterreich als „Hriftlich-deutfcher 
Bundesſtaat auf ſtändiſcher Grundlage“ be— 
zeichnet. Allen großdeutſch Denkenden wurde 
Oſterreich von nun an zur Hölle. Wenn 
Kinder verprügelt und in dunkle Gefäng— 
niſſe geworfen wurden, weil ſie den deutſchen 
Gruß anwandten, jo merkte man die Wirf- 
ſamkeit der neuen Verfaſſung. „Aber 40 000 
Flüchtlinge hat allein Deutſchland bei ſich 
aufnehmen müſſen, 10 000 andere ſind in die— 
ſem kleinen Lande durch die Gefängniſſe, 
Kerker und Anhaltelager gewandert, Hun— 
derttauſende find an den Bettelſtab gebracht 
worden, ſind verelendet und verarmt.“ So 
zog der Führer in ſeiner Proklamation vom 
12. März 1938 die Bilanz des Leidens, dem 
die deutſch-geſinnte öſterreichiſche Bevölke— 
rung unter dem Regime Schuſchniggs ausge— 
ſetzt war. 

Im Juli 1934 hatten Nationalſozialiſten 
verſucht, durch einen Amſturz der Anter— 
drückung ein Ende zu machen. Der Plan 
mißlang und durch Wortbruch fanden die 
Leiter der Aktion den Tod durch den Strang. 
Danach ſteigerte ſich die Anterdrückung ins 
Anermeßliche. 


Da wurde am 12. Februar 1938 plötzlich 
ein Ereignis bekannt, das neue Hoffnungen 
lebendig werden ließ. Bundeskanzler 
Schuſchnigg hatte auf dem Ober- 
ſalzberg mit dem Führer eine 
Beſprechung, deren Ziel es ſein ſollte, 
die Schwierigkeiten zu bereinigen, die ſich 
bei Durchführung des ſogenannten Kultur— 
abkommens zwiſchen dem Reich und Sſter— 
reich vom 11. Juli 1936 ergeben hatten. Der 
Führer ſelbſt hat in ſeiner Reichstagsrede 
vom 18. März den Verlauf dieſer Unter- 
redung geſchildert. Danach hat er Schuſch— 
nigg darauf hingewieſen, daß ein Regime, 
dem jede Legalität fehlt, ſtets in Konflikte 
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mit dem Volkswillen geraten würde, was 
eine immer weitere Steigerung des Terrors 
bedeutete. „Endlich aber müßte dann ein Zu— 
ſtand eintreten, der es für eine Großmacht 
von nationalem Ehrgefühl unmöglich machen 
würde, noch länger geduldig zuzuſehen oder 
ſich gar als desintereſſiert zu erklären.“ Man 
ſah damals hoffnungsvoll in die Zukunft. 
Dr. Seiß-Inquart wurde in die Re- 
gierung berufen. Schuſchnigg aber betrachtete 
die Berchtesgadener Beſprechung nach einer 
eigenen Schilderung an ſeine Freunde nur 
als taktiſchen Schachzug. Er wollte Zeit ge— 
winnen. Für den 13. März ſetzte er mit nur 
dreieinhalbtägiger Friſt am 9. März eine 
Volksabſtimmung an, die einen beiſpielloſen 
Betrug bedeutet hätte. Er wollte ſich durch 
dieſe Volksbefragung das Recht zu weiterer 
Anterdrückung vor der Welt beſtätigen laſſen. 

Jetzt erreichte die Empörung in Sſterreich 
ihren Höhepunkt. Schuſchnigg rief Re- 
ſerviſten zu den Waffen. Da glaub- 
ten auch die Marxiſten ihre Stunde gekom— 
men. Ausſchreitungen gegen Nationalſozia— 
liſten mehrten ſich. Im Lande aber beſtimmen 
die Hakenkreuzfahnen plötzlich das Bild der 
Städte, Dörfer und Gemeinden. Der hiſto— 
riſche Freitag, der 11. März, bricht an. Die 
Empörung gegen den Kanzler geht durch 
ganz Sſterreich. Da läßt Schuſchnigg gegen 
6 Ahr abends ſeine Volksabſtimmung fallen, 
er tritt zurück. Dr. Seiß⸗Inquart 
wird mit der Führung des Bun- 
deskanzler-Amtes betraut. Er 
richtet an die Deutſche Regierung angeſichts 
der verſuchten Mobilifierung der marxiſti— 
ſchen Maſſen die dringende Bitte, die öfter- 
reichiſche Regierung in ihrer Aufgabe, Ruhe 
und Ordnung zu ſchaffen, zu unterſtützen. Am 
nächſten Morgen, am Sonnabend, dem 
12. März, marſchieren deutſche Truppen über 
die Grenzen in die Oſtmark. Der Führer 
betritt, jubelnd begrüßt, den 
Boden ſeiner Heimat. Am Sonntag 
erklärt ein Bundes-Verfaſſungsgeſetz in ſei— 
nem erſten Artikel: „Oſterreich iſt ein 
Land des Deutſchen Reiches.“ Ein 
deutſches Reichsgeſetz erkennt diefe Feſtſtel— 
lung für das Reich an. Die Volksabſtim⸗ 
mung vom 10. April 1938 ſetzte mit dem ein- 
mütigen Bekenntnis der deutſchen Bevölke— 
rung Oſterreichs zum Anſchluß den Schluß— 
punkt hinter dieſe Entwicklung. 


Bedeutſam bei dieſer erſten friedlichen 
Reviſion war, daß als ihre Feinde vom 


erſten Augenblick an die Weſtmächte in Funf- 
tion traten, die auch weiterhin in jedem 
Falle zur Stelle waren, ſobald das Reich ge— 
zwungen war, für deutſche Lebensrechte ein— 
zutreten. 

Am 12. März hatten die britiſche und die 
franzöſiſche Regierung Verwahrung einge— 
legt gegen den vom Reich angeblich ausge— 
übten Zwang auf die öſterreichiſche Entwick— 
lung. Dieſer Proteſt wurde zurückgewieſen. 
Darüber hinaus hatte Italien von Franf- 
reich den Vorſchlag zu einem gegen Deutſch— 
land gerichteten gemeinſamen Vorgehen er— 
halten, Muſſolini lehnte ab. Des Führers 
Dankworte an den Duce lauteten: „Muſſo— 
lini, ich werde Ihnen dieſes nie vergeſſen.“ 


+ 

Daß die einzelnen Epochen der deutſchen 
Reviſionen nicht beziehungslos nebeneinan- 
der ſtehen, ſondern daß die Ereigniſſe weiter— 
wirkend einander beeinfluſſen, das zeigte ſich 
auch nach der Heimkehr Sſterreichs. Der 
völkiſche Auftrieb der Märztage blieb natür- 
lich nicht ohne Wirkung im Sudetenland. 
Alle Organiſationen des Deutſchtums im 
Sudetenland unterſtellten ſich Konrad 
Henlein. Die deutſche Einheit im Sude- 
tengau war im völkiſchen Aufſchwung aus 
der Teilnahme an dem Jubel der Oſtmark 
entſtanden. Am 24. April, noch überſchattet 
von den Ereigniſſen des März, findet ſich 
das geeinte Sudetendeutſchtum 
zur erſten gemeinſamen Tagung zuſammen. 
Konrad Henlein als der Sprecher der Sude— 
tendeutſchen ſtellt die deutſchen Forderungen, 
die ſogenannten Karlsbader Forde— 
rungen, auf. Er weiſt darauf hin, daß 
während der zwanzig Jahre des Beſtandes 
der Tſchecho-Slowakei ſeitens der Tſchechen 
nichts unternommen wurde, um die deutſche 
Volksgruppe innerlich für den Staat zu ge- 
winnen. Dreieinhalb Millionen Menſchen 
ſehen fih in dem, was fie nach dem Ver- 
ſprechen der vierzehn Punkte Wilſons er— 
wartet hatten, reſtlos enttäuſcht. Unter Be- 
rufung auf das Selbſtbeſtimmungsrecht 
waren zwar kleine ſelbſtändige oſteuropäiſche 
Staaten entſtanden, mit Einwohnerzahlen, 
die weit unter denen der ſudetendeutſchen 
Volksgruppe lagen. Die auf Grund des 
Selbſtbeſtimmungsrechtes errichteten Staaten 
Eſtland und Lettland beiſpielsweiſe zählen 
zuſammen noch eine halbe Million Einwohner 
weniger als das Sudetenland allein. Hier 
aber ſah man über das Selbſtbeſtimmungs— 


recht rückſichtslos hinweg und ließ zwanzig 
Jahre Anterdrückung als ſelbſtverſtändlich 
hingehen. 

Da ſtellte Konrad Henlein ſeine Forde— 
rungen. Damit beginnt ein neuer Abſchnitt 
im Kampfe des Sudetendeutſchtums, der 
Kampf um die Autonomie. Konrad 
Henlein proklamierte in Karlsbad acht 
Punkte, voran die Forderung nach völliger 
Gleichberechtigung der deutſchen Volksgruppe 
mit dem tſchechiſchen Volk. Die Volksgruppe 
ſollte als Rechtsperſönlichkeit zur Wahrung 
der gleichberechtigten Stellung im Staate an- 
erkannt, eine deutſche Selbſtverwaltung ge— 
ſchaffen, ſchließlich das dem Sudetendeutſch— 
tum zugefügte Anrecht und die damit ver— 
bundenen Schäden wiedergutgemacht werden. 

Damit begann der Kampf gegen den als 
Nationalſtaat regierten Vielvölkerſtaat, der 
als Nachfolgeſtaat der aus verſchiedenſten 
Völkerſchaften zuſammengeſetzten Habsburger 
Monarchie angeblich das Anrecht der Anter— 
drückung der verſchiedenen Volkstümer wie— 
dergutmachen ſollte, in Wirklichkeit aber nach 
dem Willen der Diktatmächte nichts anderes 
darſtellte als ein Abbild der Donau— 
Monarchie im kleinen. Dieſer Zuſtand wurde 
durch den Willen der Siegerſtaaten aufrecht 
erhalten und fand in dem Bündnis Prags 
mit Moskau einen weiteren Rückhalt. Der 
Weſten ſah in der Tſchecho-Slowakei nichts 
weiter als eine weſentliche Baſtion zur 
ewigen Niederhaltung des Rei- 
ches gemäß der Knebelung durch Verſailles. 
Deshalb nahm die Tſchecho-Slowakei ihre 
führende Stellung in der Kleinen Entente 
ein, in dieſem dem Weſten hörigen Bunde, 
der die Intereſſen der Demokratien im Süd— 
often gegen etwaige Verſuche zur Einfluß— 
gewinnung des Reiches in dieſem Bereiche 
ſichern ſollte und gleichzeitig um das eben— 
falls geknebelte Angarn gelegt wurde, um 
auch dieſes für ewig in der Rolle des Kriegs: 
verlierers niederzuhalten. 

Nach der Wiedervereinigung Oſterreichs 
mit dem Deutſchen Reich fah die Tſchecho— 
Slowakei dieſe ihre Poſition offenbar ge— 
fährdet. Sie wandte fih an Paris und Mos- 
kau, um die Garantie für ihre Staatsgrenzen 
zu erhalten. Sie wurde ihr beſtätigt. Im 
Anterhauſe dagegen verneinte Chamberlain 
in einer Erklärung, daß England eine Garan— 
tie für die Anverletzlichkeit der Verſailler 
Grenzen des tſchecho-ſlowakiſchen Staats- 
gebildes übernommen habe. 
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Nach den in Karlsbad aufgeitellten Forde- 
rungen ſieht ſich das Sudetendeutſchtum einer 
ſtets wachſenden Verfolgung in Aberfällen 
ausgeſetzt. Zum Schutze dagegen wird der 
freiwillige deutſche Schutzdienſt gegründet. Da 
ſchreitet Prag in den kritiſchen Maitagen 
des vergangenen Jahres zu einer Mobili- 
ſierung auf engliſche Meldungen von an— 
geblichen deutſchen Truppenbewegungen. Tat- 
ſächlich aber hoffte man, auf dieſe Art einen 
Druck auf die ſeit 1935 grundlos immer wie— 
der hinausgezögerten Gemeindewahlen 
ausüben zu können, um dann ein Wahlergeb— 
nis zugunſten der Tſchechen aufweiſen zu kön— 
nen und die Anterdrückung weiter fortzuſetzen. 

Die Sudetendeutſche Partei hatte indeſſen 
ihre Forderungen in einem Memorandum bei 
Verhandlungen mit ſtaatlichen Vertretern 
zuſammengefaßt. Da ereignete ſich ein bezeich— 
nendes Zwiſchenſpiel. England entjandte den 
Major Sutton-Pratt als Beobachter 
nach Prag. Ende Juli folgte Lord 
Runciman als „Privatmann“. Hier 
wurde offenbar, in welchem Maße die 
Tſchecho-Slowakei als Vaſallenſtaat von den 
Weſtmächten abhängig war. Die Fiktion des 
ſelbſtändigen, unabhängigen Staates zerſtob 
jäh. Jetzt nahmen die Ereigniſſe ein ſchnelle— 
res Tempo an. Die tſchechorſlowakiſchen 
Gegenvorſchläge bieten keine Löſungsmög— 
lichkeit. Ein dritter Plan ſieht die Amwand— 
lung des Nationalitätenſtaates in einen 
Kantonalſtaat vor. Auch hier find 
keinerlei Löſungsmöglichkeiten gegeben. Es 
folgen die Prager „endgültigen Vorſchläge“, 
nachdem Runciman mit Beneſch eingehende 
Beſprechungen geführt hatte. Die vorgeſehene 
Selbſtverwaltung in den Landesteilen Böh— 
men, Mähren, dem flowakiſchen Gebiet und 
der Karpato-Akraine hätte nicht zu einer 
Löſung geführt, da die deutſche Volksgruppe 
weiterhin zerriſſen gehalten worden wäre 
und keinerlei Einfluß auf die Selbſtverwal— 
tung gehabt hätte. 


Konrad Henlein fährt deshalb am 
2. September zum Führer auf den 
Oberſalzberg. Nach ſchweren Zwiſchen— 
fällen werden die Verhandlungen mit Prag 
von ſudetendeutſcher Seite abgebrochen. Gene— 
ralfeldmarſchall Göring hält angeſichts der 
ſich endlos ſteigernden Verfolgungswelle am 
10. September eine Rede, die die Aufmerf- 
ſamkeit auf die Anerträglichkeit der weiteren 
Anterdrückung durch die „lächerlichen 


88 


Knirpſe“, von denen „kein Menſch weiß, wo- 
her ſie gekommen ſind“, lenkt. Zwei Tage nur 
ſpäter ſtellt der Führer die beſtimmte Forde— 
rung, „daß die Anterdrückung der 3% Millio- 
nen Deutſchen in der Tſchecho-Slowakei auf— 
hört“. Nach dieſer Rede kommt es zu 
ſchweren Zuſamenſtößen in Eger und anderen 
Orten. Das Standrecht wird verhängt. Die 
Verhandlungsdelegation der Sudetendeut— 
ſchen Partei wird aufgelöſt, wodurch die 
tſchechiſche Regierung ausdrückt, daß ſie die 
Periode der Verhandlungen als 
abgeſchloſſen betrachtet. 


Damit beginnt die letzte Periode des 
ſudetendeutſchen Ringens um die Freiheit. 
Es iſt offenbar, daß ein Zuſammenleben der 
Deutſchen mit den Tſchechen im Beneſch— 
Staat unmöglich geworden iſt. Deshalb 
ſteht nur noch die Abtrennung der 
ſudetendeutſchen Gebiete zur 
Diskuſſion. Da greift England zum 
zweiten Male ein. 


Nach einer Sonderſitzung des britiſchen 
Kabinetts bittet Chamberlain den Führer 
um eine Zuſammenkunft. And der britiſche 
Premier beſteigt zum erſtenmal in ſeinem 
Leben am 15. September 1938 auf ſeine 
alten Tage ein Flugzeug und kommt nach 
Berchtesgaden. Bei dem Treffen von 
Berchtesgaden, während deſſen Ablauf Kon— 
rad Henlein die Proklamation: „Wir wol— 
len heim ins Reich“ veröffentlichte, 
wird ein weiteres Zuſammentreffen für die 
nächſten Tage vereinbart. Inzwiſchen wird 
die Sudetendeutſche Partei aufgelöſt und das 
Sudetendeutſche Freikorps gebildet. Daladier 
und Bonnet fahren nach London und ver— 
einbaren mit den Engländern, daß Prag die 
Gebiete mit über 50% Sudetendeutſche ans 
Reich abtreten ſoll. Prag nimmt den Plan 
notgedrungen an, da es ſonſt von den Weſt— 
mächten ohne jede Anterſtützung zu bleiben 
fürchtet. Am 22. September treffen ſich der 
Führer und Chamberlain erneut in G v d e $- 
berg. Chamberlain nimmt ein deutſches 
Memorandum an die Prager Regierung in 
Empfang. Inzwiſchen aber hat Prag erneut 
mobiliſiert und Frankreich beginnt gleiche 
Vorbereitungen zu treffen. England bereitet 
die Mobiliſierung der Flotte vor. In einer 
Rede im Sportpalaſt ſtellt der Führer an 
Prag die Alternative: „Frieden oder 
Krieg! Wir ſind entſchloſſen! Herr Be— 
neſch mag jetzt wählen.“ 


Durch Vermittlung Muſſolinis regt Cham- 
berlain in dieſem Augenblick der Hochſpan— 
nung ein neues Zuſammentreffen an. Der 
Führer lädt darauf Muſſolini, Daladier und 
Chamberlain zu einer Ausſprache ein, die am 
29. September in München ſtattfindet und 
die das Münchener Abkommen als 
Ergebnis zeitigt. Ein eingeſetzter internatio— 
naler Ausſchuß einigt ſich darauf, die Gren— 
zen der in München vorgeſehenen militäri— 
ſchen Beſetzungslinie, die pünktlich am 
10. Oktober von der deutſchen Wehrmacht er- 
reicht wurden, als neue Grenze anzuerkennen. 

Damit endet das Kapitel einer Wieder— 
gutmachung, in der England in der Funk— 
tion eines „Vermittlers“ vertreten war, 
nachdem es zuvor mit einer Falſchmeldung 
die tſchechiſche erſte Mobiliſation hatte be- 
gründen helfen, um ſchließlich angeſichts der 
deutſchen Entſchloſſenheit immer deutlicher 
einſehen zu müſſen, daß es dieſe Baſtion 
gegen das Reich verlieren mußte. Wie im 
Falle Oſterreich wurde es klar: jeder Revi- 
ſionswille des Reiches ſieht den Weſten als 
Gegner Deutſchlands im Spiel. And nur 
Entſchloſſenheit und Stärke auf deutſcher 
Seite ſind Argumente, die im Sinne der 
„Friedfertigkeit“ überzeugend zu wirken ver⸗ 
mögen. 

+ 


Mit Münden aber fand die tichecho-flowa- 
kiſche Kriſe, die in ihrem Ausgangspunkt 
eine innere Kriſe war und von den Tſchechen 
durch die Anterdrückung fremder Volkstümer 
ſelbſt hervorgerufen worden war, nicht wie 
erwartet ihren Abſchluß. Die Slowaken und 
genqu ſo die Bewohner der Karpato-Akraine 
ſahen ſich in ihrer Hoffnung auf freie, durch 
München zugeſagte autonome Entfaltung 
bald enttäuſcht. Die zu Beginn des Jahres 
1939 zunehmende Spannung zwiſchen der 
Slowakei und Prag auf der einen Seite, wie 
der offene Konflikt zwiſchen den Prager 
Stellen und der Karpato-Akraine auf der 
anderen, deren autonome Verwaltung durch 
die Entſendung des tſchechiſchen Generals 
Prchala nach Chuſt und die Amtsenthebung 
ukrainiſcher Miniſter praktiſch aufgehoben 
wurde, bewieſen, daß die Vorgänge 
des September für Prag feiner- 
lei Lehre bedeutet hatten. Man gedachte 
weiterhin, die anderen Völkerſchaften von 
Prag aus zu unterdrücken. Jetzt aber zeigte 
ſich, daß die Ereigniſſe des vergangenen 
Jahres nicht ohne Wirkung auf die Anter— 


drückten geblieben waren. Sie waren ſich 
deſſen wohl bewußt, daß in Europa ein 
friſcher Wind wehte. 

Am 9. März wurden durch die Prager 
Staatsregierung der flowakiſche Minifter- 
präſident ſowie weitere ſlowakiſche Miniſter 
abgeſetzt. Tſchechiſches Militär wurde gegen 
die ſich empörenden Slowaken eingeſetzt. Die 
ſlowakiſche Hlinka-Garde ſtellte fih ihm ent- 
gegen. Die deutſche Volksgruppe ſtand zu 
den Beſtrebungen der Slowaken. And wieder 
wurden die Deutſchen in Böhmen und Mäh— 
ren das Opfer wilder tſchechiſcher Ver— 
folgungswut. 

Da reiſte der ſlowakiſche Miniſterpräſident 
Dr. Tijo zuſammen mit Miniſter Dur- 
canſky nach Berlin. Die Slowakei 
bat um die Hilfe des Reichs und 
unterſtellte ſich deutſchem Schutz. 

Die Anhaltbarkeit der Lage und der 
Zwang der Ereigniſſe führten den tſchechi⸗ 
jhen Miniſterpräſidenten Hach a ſowie den 
Außenminiſter Chvalkopſki nach Berlin. 
Am 15. März um 3.55 Ahr wurde zwiſchen 
dieſen und dem Führer ſowie Reichsaußen⸗ 
miniſter von Ribbentrop ein Abkommen 
unterzeichnet, in dem es heißt, daß der 
tſchecho-⸗ſlowakiſche Staatspräſident zur Siche⸗ 
rung von Ruhe und Ordnung in Mittel- 
europa „das Schickſal des tſchechiſchen Volkes 
und Landes vertrauensvoll in die Hände 
des Führers des Deutſchen Reiches legt.“ 
Am Abend des 15. März wehte über dem 
Hradſchin, der Burg der deutſchen Kaiſer in 
Prag, die Standarte des Führers, der an 
der Spitze ſeiner Wehrmacht in die Stadt 
eingezogen war. Böhmen und Mähren wur- 
den unter das Protektorat Deutſchlands ge— 
ſtellt, bei Zuſicherung einer autonomen Ent- 
wicklung des völkiſchen Lebens für das 
tſchechiſche Volk. 

Auch in dieſem Falle, nach Beſeitigung 
eines drohenden Anruheherdes in Mittel- 
europa, traten England und Frankreich — 
diesmal blieb ihnen keine Gelegenheit, direkt 
einzugreifen, da Dr. Hacha ſelbſt über das 
Schickſal des Landes entſchieden hatte — 
gegen das Reich auf. Sie „erkannten“ den 
neuen Status nicht an. Das alte, feit Abeſ— 
ſinien wohlbekannte Spiel fand ſeine Wie- 
derholung, im Ergebnis dem damaligen 
durchaus gleich. 

+ 

Genau jo wie die einzelnen Stationen der 

deutſchen Wiedergutmachung Elemente fhu- 
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fen, die von der einen zur anderen iiber- 
griffen und weiter wirkten, ſo war es auch 
im Falle der Schaffung des Protektorats. 
Die freiwillige Anterſtellung der Länder 
Böhmen und Mähren unter das Reich hatte 
offenbar auch den Litauern zu denken ge- 
geben, die ſicherlich nicht ohne den Eindruck 
der letzten Ereigniſſe in Rechnung zu ſtellen, 
am 22. März 1939 die Rückgabe des Memel- 
landes an das Reich beſchloſſen. 


Auf der Rückreiſe von den Krönungsfeier— 
lichkeiten im Vatikan hatte der litauiſche 
Außenminiſter Arbſchys in Berlin Station 
gemacht und dabei Beſprechungen mit füh- 
renden Männern der deutſchen Regierung 
gehabt. Er konnte alſo dem Kauener Kabinett 
den Standpunkt der Reichsregierung befannt- 
geben, als er in die Hauptſtadt ſeines Lan- 
des zurückkehrte. Es wurde daraufhin eine 
Vereinbarung zwiſchen dem Reich und Li— 
tauen getroffen und die Rückgliederung des 
Memelgebietes an Oſtpreußen beſchloſſen. 


Bis 1919 hatte das Memelgebiet ununter- 
brochen ſeit dem Jahre 1328 zu Oſtpreußen 
gehört. Mit dem Zuſammenbruch nach dem 
Weltkriege aber begann für die rund 150 000 
Bewohner dieſes deutſchen Landes eine 
ſchwere Leidenszeit. Angewißheit über das 
weitere Schickſal war es im Anfang, was die 
Memelländer bedrückte. Jedermann wußte, 
daß der Hafen von Memel dieſes Land ſo— 
wohl für Litauen als auch für Polen zu 
einem begehrten Objekt machte. And jeder— 
mann wußte auch, daß deshalb die Abtren— 
nung durch das Friedensdiktat vom Reiche 
erfolgte. Niemand aber wußte, in welcher 
Form das Schickſal dieſes Gebietes end— 
gültig geregelt werden ſollte. Seit dem Fe— 
bruar des Jahres 1920 leitete ein franzöſi— 
ſcher Oberkommiſſar für die alliierten Mächte 
die Verwaltung. Drei Jahre lang änderte 
fih nichts an dieſem Proviſorium. Im erſten 
Monat des Jahres 1923 drangen litauiſche 
Truppen als Ziviliſten, dennoch voll bewaff- 
net, als ſogenannte Freiſchärler in das Land 
ein. Sie gelangten bis nach Memel, ohne 
daß die franzöſiſchen Behörden, denen der 
Schutz des Landes übergeben war, den ge— 
ringſten Widerſtand leiſteten. Auf dem Prä- 
fekturgebäude in Memel erſchien beim Ein- 
zug der Banden in die Hauptſtadt die weiße 
Fahne der Kapitulation. Nachdem auf dieſe 
ſchmähliche Weiſe der „militäriſche Schutz“ 
der Alliierten für Memel ſein Ende gefunden 
hatte, mußte man auch an die Reviſion der 
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politiſchen Verhältniſſe denken. Zu dieſem 
Zwecke tagte eine Studienkommiſſion des 
Völkerbundes. Da man nicht abſtreiten 
konnte, daß das Land und ſeine Bevölkerung 
deutſch waren, ſuchte man bei der Eingliede- 
rung des Memellandes in den litauiſchen 
Staatsverband ſoweit Form zu wahren, daß 
man dem Lande im Memel-Statut vom 
8. Mai 1924 eine Autonomie gewährte. 


Ein Gouverneur vertrat die litauiſche Re— 
gierung, und er ernannte den Präfidenten 
des Landes-Direktoriums, das die Verwal- 
tung führt. Der Landtag erhielt die Funt- 
tion einer geſetzgebenden Körperſchaft. Das 
Landes-⸗Direktorium mußte das Vertrauen 
des Landtages beſitzen. 


Der Memel-Gouverneur faßte feine Auf- 
gabe dahingehend auf, mit allen Mit- 
teln die Litauiſierung des Lan- 
des zu erreichen. Wirtſchaftlich und 
kulturell hemmte man eine freie Entwicklung 
des Deutſchtums zugunſten von litauiſchen 
Einwanderern, denen alle möglichen Erleich— 
terungen gewährt wurden. Schule und Ver— 
waltung wurden zwangsweiſe litauiſiert. 
Trotz aller Anterdrückungsmaßnahmen aber 
erhielten die deutſchen Parteien bei den Land— 
tagswahlen 1932 47 000 Stimmen gegenüber 
nicht ganz 13 000 Stimmen der Litauer. Mit 
29 deutſchen Abgeordneten gegenüber nur fünf 
litauiſchen war der neue Landtag gewählt wor- 
den. Seit dieſer Zeit allerdings wurden die 
Maßnahmen zur Anterdrückung des deutſ en 
Volkstums weiterhin verſchärft. Die Auto- 
nomie wurde zur Farce. 1934 ſchritt der 
litauiſche Gouverneur zur Amtsenthebung 
des Präſidenten des Direktoriums Dr. 
Schreiber und ernannte an ſeine Stelle den 
Litauer Reizgys. Das Staatsſchutz⸗ 
geſetz vom Jahre 1934, das in Kauen zur 
Anterdrückung der eigenen Oppofition in 
Kraft geſetzt wurde, wurde auch für Memel 
wirkſam. Der litauiſche Kriegskommandant 
erhielt damit uneingeſchränkte Vollmachten, 
der Kriegszuſtand war über einem 
vollkommen friedlichen Lande verhängt wor— 
den als wirkſame Maßnahme zu ungehinder— 
ter weiterer Litauiſierung des Landes. Die 
deutſchen Parteien wurden verboten, der 
Landtag mit voller Abſicht beſchlußunfähig 
gemacht, um zu verhindern, dem litauiſcher— 
ſeits neu eingeſetzten Direktorium das Miß 
trauen auszuſprechen. In einem Rieſenſchau— 
prozeß wurden 126 Memeldeutſche im Jahre 
1934 vor das Kriegsgericht Kauen geſtellt. 


Todesurteile und langjährige ſchwere Kerker— 
ſtrafen wurden durch das Arteil verhängt. 

Anter jenen, die in den litauiſchen Zucht- 
häuſern bis zur Begnadigung jahrelang 
leben mußten, befand ſich auch der Tierarzt 
Dr. Neumann. Wieder in Freiheit begann 
er ſofort den Kampf für die Erhaltung des 
deutſchen Volkstums aufzunehmen. Es ge— 
ihah gewiß nicht ohne den Einfluß der Cr- 
eigniſſe vom September 1938, daß der 
Kriegszuſtand am 1. November 1938 endlich 
aufgehoben wurde. Von dieſem Tage an 
beſſerte fih die Lage des Deutſchtums in ge- 
wiſſer Hinſicht. Memeldeutſche SA. und der 
Ordnungsdienſt wurden aufgeſtellt, das 
litauiſche Staatswappen verſchwand aus den 
Amtsſiegeln der Behörden. Immer noch 
allerdings verſuchte man in kleinlichen Schi— 
fanen von litauiſcher Seite den Memeldeut— 
ſchen bei einer freien deutſchen Entfaltung 
Schwierigkeiten zu bereiten. 

Am 11. Dezember des Jahres 1938 fanden 
Landtagswahlen in Memel ſtatt, auf die 
nicht nur das Memelland mit Erwartung 
blickte, ſondern ganz Europa. 

Genau wie ſich kurz nach der Abtrennung 
bei einem Volksentſcheid nur 2 Prozent der 
Bevölkerung für litauiſchen Schulunterricht 
entſchieden, jo wurde auch nach Jahren rüd- 
ſichtsloſer Litauiſierung die Landtagswahl 
zu einem memeldeutſchen Bekenntnis zum 
Deutſchtum. 25 Sitze fielen im neuen Land- 
tag den Deutſchen zu, nur vier Sitze den 
Litauern. Trotz der künſtlichen Zuwanderung 
von Großlitauern und natürlich von Juden, 
war es den Litauern nicht möglich geworden, 
einen entſcheidenden Einfluß zu gewinnen. 

Mit Spannung fah man dem Zuſammen⸗ 
tritt des neuen Landtages, der für Ende 
März 1939 feſtgeſetzt worden war, entgegen. 
Die Ereigniſſe dieſes Monats allerdings 
hatten die litauiſche Regierung inzwiſchen 
offenbar davon überzeugt, daß die einzig 
denkbare Löſung des geſamten Memel- 
problems in der freiwilligen Rückgabe des 
Gebietes an das Reich beſtand. Am 23. März 
überſchritten deutſche Truppen die Grenzen 
des Memelgebietes und gaben dem Lande 
die erſehnte Freiheit. 
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In der Entwicklung des deutſch-polniſchen 
Verhältniſſes nach dem Weltkriege bis hin 
zum heutigen Tage laſſen ſich drei Phaſen 
unterſcheiden. Der erſte Abſchnitt umfaßt die 
Nachkriegszeit bis zum Abſchluß des deutſch— 


polniſchen Paktes vom Jahre 1934, der zweite 
reicht von dieſem Wendepunkt in den gegen⸗ 
ſeitigen Beziehungen bis zur Nichtigkeits⸗ 
erklärung des Paktes in der Reichstagsrede 
des Führers am 28. April 1939 und die letzte 
Phaſe ſeit jenem Datum ſteht mitten in 
ihrer Entwicklung. 

Polens Außenpolitik war in den Jahren 
nach dem Weltkrieg, aus einer ſtarren Stel- 
lungnahme gegen die Reviſion der Friedens- 
verträge bedingt, ſtark antideutſch eingeſtellt. 
In enger Verbindung hiermit ſind auch die 
wirtſchaftlichen Kampfmaßnahmen zu ver⸗ 
ſtehen, die zwiſchen den beiden Staaten be⸗ 
ſtanden. Der ſogenannte deutſch-polniſche 
Zollkrieg zog ſich über neun Jahre hin. Die 
deutſche Einfuhr aus Polen, die 1925 
429 Millionen RM. betragen hatte, ſank bis 
1933 auf 55,9 Millionen. Entſprechend ging 
die deutſche Ausfuhr nach Polen von 
332 Millionen RM. auf 55 Millionen zurück. 
Erſt im Gefolge des deutſch-polniſchen Nicht- 
angriffsvertrages war es möglich, dieſen 
Handelskrieg zu beendigen. Ein Wirtſchafts⸗ 
abkommen wurde am 7. März 1934 abge- 
ſchloſſen. 

Der deutſch-polniſche Nichtangriffsvertrag 
wurde am 26. Januar 1934 zwiſchen dem 
Reich und Polen unterzeichnet. Danach ver— 
pflichteten ſich beide Staaten, alle Fragen, 
die zwiſchen ihnen auftreten könnten, in un- 
mittelbaren Verhandlungen zu regeln und in 
keinem Falle zum Kriege zu ſchreiten. Dieſes 
Abkommen hatte inſofern für Polen eine 
wichtige Bedeutung, als es den Staat aus 
der Hörigkeit des Weſtens befreite und ihm 
Gelegenheit gab, eine Stellung als ſelbſtän⸗ 
dige europäiſche Macht einzunehmen. Zweifel⸗ 
los war die Entlaſtung an den Oſtgrenzen 
für das Reich von einer gewiſſen Bedeutung 
für die weitere Entwicklung ſeiner Außen⸗ 
politik. Aber nicht zu überſehen iſt dabei, daß 
es Polen war, das mühelos nach der von 
Pilſudſki geſuchten und 1934 gebotenen Ge- 
legenheit, ſich aus der Vaſallenſtellung gegen- 
über Frankreich zu befreien, durch den Pakt⸗ 
abſchluß Nutznießer deutſcher Initiative 
wurde, wenn es die Regelung mit Litauen 
durchführen konnte und die Beſetzung des 
Olſagebietes erreichte. 

Die Haltung, die das Reich gegenüber 
Polen nach dem Abſchluß des Abkommens 
eingenommen hatte, war die einer ausge- 
ſprochenen Loyalität. In ehrlicher 
Weiſe wurde deutſcherſeits verſucht, die 
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politiſche PBerftändigung zwi- 
ſchen den Staaten durch eine 
menſchliche Annäherung zwiſchen 
den Völkern zu ergänzen. Aber ge- 
rade in dieſer Hinſicht hat Polen es voll— 
kommen an der Gegenſeitigkeit fehlen laſſen. 
Die Oppoſitionspreſſe, die nach damaligen 
amtlichen Feſtſtellungen allein 90 Prozent der 
geſamten Auflageziffer der polniſchen Preſſe 
umfaßte, konnte ungehindert ihre deutſchfeind— 
lichen Manöver fortſetzen. Man verwies von 
ſeiten der polniſchen Regierung ſtets darauf, 
daß Polen nicht wie das Reich ein autori- 
tär regierter Staat fei, und daß man des- 
halb bei beſtem Verſtändigungswillen der 
Regierung deutſchfeindliche Meldungen ſo— 
wie „Maßnahmen untergeordneter In— 
ſtanzen“ nicht verhindern könne. Wer will es 
leugnen, daß eine derartige Argumentation 
es der polniſchen Regierung jederzeit er— 
möglichte, von ſich aus entweder auf dem 
Wege über die Oppoſition oder über die 
„untergeordneten Inſtanzen“ — wozu man 
wahrſcheinlich den Wojewoden Grazynſki 
rechnen mußte — eine deutſchfeindliche Kam— 
pagne nach Belieben zu ſtarten, ohne not— 
falls dafür ſelbſt verantwortlich einſtehen 
zu müſſen. Hier wird bereits offenbar, 
daß unter dieſen Amſtänden nach 
der formellen politiſchen Ver- 
ſtändigung zwiſchen den Staaten 
an eine Anterbauung durch eine 
Verſtändigung der Völker auf 
polniſcher Seite nicht gedacht 
war. 

Auf dem Gebiete der Minderheitenbehand— 
lung machte es ſich des weiteren ſehr ſchmerz— 
lich bemerkbar, daß der Geiſt der Verſtändi— 
gung des Paktes von 1934 keinerlei Wirk— 
ſamkeit beſaß. Auch nach dem Abſchluß des 
Minderheitenabkommens am 5. November 
1937 änderte fih an der weiteren Anter— 
drückung und der Poloniſierung der deutſchen 
Minderheit in Polen praktiſch nichts. 


Hieraus ergab ſich, daß Polen angeſichts 
der ausgeſprochen loyalen deutſchen Haltung 
zum deutſch-polniſchen Verhältnis jede 
Gegenſeitigkeit vermiſſen ließ. Die Anlauter— 
heit der polniſchen Politik gegenüber dem 
Reiche deutete ſich dann im letzten Viertel 
des Jahres 1938 verſchiedentlich ſehr auf— 
fällig an, ſo in dem plötzlichen Verſuch, in 
engere Beziehungen zu den Sowjets zu 
treten und jede klare Stellungnahme im Ver— 
hältnis zum Reich zu vermeiden. Dann aller— 
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dings wurde die deutſchfeindliche Entſchei— 

dung in der polniſchen Haltung völlig offen— 

bar, als die Verhandlungen Polens zur 

Teilnahme an dem Londoner Cin- 

kreiſungsſyſtem bekannt wurden. Ein 

derartiges Manöver Polens verſtieß in 
ſchärfſter Weiſe gegen den Geiſt des Ab— 
kommens von 1934, das damit, wie der 

Führer es in feiner Reichstagsrede am 

28. April 1939 darlegte, durch polniſche 

Schuld als nichtig und aufgehoben zu be— 

trachten war. 

In dieſer Reichstagsrede gab der Führer 
gleichzeitig Vorſchläge bekannt, die er 
zur Regelung der letzten offenen Fragen 
zwiſchen den beiden Staaten an Polen ge— 
richtet hatte: 

1. Danzig kehrt als Freiſtaat in den Rahmen 
des Deutſchen Reiches zurück. 

2. Deutſchland erhält durch den Korridor 
eine Straße und eine Eiſenbahnlinie zur 
eigenen Verfügung mit dem gleichen ex— 
territorialen Charakter für Deutſchland, 
als der Korridor ihn für Polen beſitzt. 
Dafür iſt Deutſchland bereit: 

1. Sämtliche wirtſchaftlichen Rechte Polens 
in Danzig anzuerkennen. 

Polen in Danzig einen Freihafen belie- 
biger Größe und bei vollſtändigem freien 
Zugang ſicherzuſtellen. 

3. Damit die Grenzen zwiſchen Deutſchland 
und Polen endgültig als gegebene hinzu— 
nehmen und zu akzeptieren. 

4. Einen 25jährigen Nichtangriffspakt mit 
Polen abzuſchließen. 

Die Anabhängigkeit des flowakiſchen 
Staates durch Deutſchland, Polen und 
Angarn gemeinſam ſicherzuſtellen. 

Dieſes Angebot des Führers, das er ſelbſt 

als einmalig bezeichnete, wurde von 

Polen abgelehnt. Damit verſchloß ſich Polen 

einer Regelung des für Deutſchland „aller— 

ſchmerzlichſten Problems“ und der „ſchwerſten 

Wunde“, wie der Führer es bezeichnete. Das 

Abkommen von 1934 aber hatte vorausge— 

ſehen, daß alle Fragen, die zwiſchen den 

beiden Staaten auftreten würden, in Ver— 
handlungen zwiſchen ihnen geregelt werden 
ſollten. 

Darüber aber konnte nie ein Zweifel 
beſtehen, daß das Problem Danzig und 
Korridor, ſelbſt wenn es zeitweilig ruhte, da— 
mit nicht vergeſſen, ſondern nur vertagt war. 
Eine Außerung des Führers in einem Jnter- 
view mit dem engliſchen Journaliſten Ward 


N 


or 


Price aus dem Oktober 1933 jei dafür ange- 
führt. Damals bereits ſagte Adolf Hitler 
im Zusammenhang mit Danzig, „daß die 
beiden Nationen die ſie betreffenden Fragen 
dereinſt leidenſchaftslos beſprechen und ver— 
handeln werden“. Heute nun wird das 
deutſche Reviſionsverlangen, das 
in dem Punkte der deutſchen Oſtgrenze bis- 
lang in internationalen Kreiſen als durchaus 
berechtigt anerkannt wurde, plötzlich 
von den Einkreiſungshetzern zu einer 
„deutſchen Agreſſion“ geſtempelt. 


Die einfache und bis dahin nie ernſtlich 
beſtrittene Einſicht, daß Danzig als deutſche 
Stadt zurück zum Reich muß, und daß das 
Reich nicht ewig die Abtrennung der Pro— 
vinz Oſtpreußen hinnehmen kann, iſt jetzt 
zu einem Problem geworden, hinter dem der 
Weſten einſchüchternd das Wort „Krieg“ er— 
ſcheinen läßt. Von deutſcher Seite aller— 
dings iſt in den beiden Reden Dr. Goebbels' 
zu dieſem Thema, nachdem bereits der Führer 
die Zielrichtung bekanntgegeben hatte, kein 
Zweifel an der Entſchloſſenheit zur Löſung 
dieſer Frage gelaſſen worden. 


Wenn man jetzt gerade mit Bezug auf 
Danzig ſo ſtark auf juriſtiſche Fragen und 
das ſogenannte „Statut“ pocht, jo ift dem- 
gegenüber zu betonen, daß es ſtets Polen ge— 
weſen iſt, das das durch Verſailles diktierte 
Paragraphenſyſtem gebrochen hat. Im Jahre 
1924 begann Polen den Bau des Hafens 


von Gdingen. Da Danzig nur vom Reich ab- 
getrennt worden war, um Polen einen Hafen 
zur Verfügung zu ſtellen, war damit die 
Grundvorausſetzung für die Vei- 
behaltung des Status quo durch 
Polen ſelbſt aufgehoben. Die Ver⸗ 
pflichtung der vollen Ausnutzung des Dan- 
ziger Hafens, die Polen übernommen hatte, 
wurde durch Warſchau nicht geachtet. In 
einer Reihe von Manövern auch noch nach 
dem deutſch-polniſchen Abkommen hat Polen 
bei jeder ſich bietenden Möglichkeit verſucht, 
ſeine Einflußmöglichkeiten in Danzig zu er- 
weitern. Neue Kompetenzen beim Zoll wur- 
den verlangt, der Verſuch der Einführung der 
polniſchen Währung in Danzig unternom- 
men, eine polniſche Poſt errichtet, alles Er⸗ 
ſcheinungen, die die polniſche Mißachtung 
gegenüber dem heute ſo betonten Status quo 
beweiſen, wobei hinter allen polniſchen Mağ- 
nahmen unverkennbar das Ziel der völligen 


Einverleibung Danzigs in das polniſche 


Reih offenſichtlich hervortritt. 

England, das bei jeder Phaſe der deutſchen 
Wiedergutmachung des Verſailler Anrechtes 
in deutſchfeindlichem Sinne hervorgetreten 
war, hat auch diesmal wieder ſeine Hand im 
Spiel und ſchürt bewußt durch feine „Garan⸗ 
tierung“ gegenüber Polen das Feuer. Es ver- 
ſucht aus der Rückkehr einer deutſchen Stadt 
in das Reich ein internationales Problem zu 
machen oder zumindeſt ein politiſches Geſchäft 
damit zu verbinden. Dr. Joswig. 


Das Deutfchtum in Polen 


Einige Angaben über die hiftorifchen Grundlagen und die heutige Struktur 
der deutſchen Volksgruppe im gegenwärtigen polniſchen Staat 


Die Geſchichte des Deutſchtums in Polen 
kennt zwei große Einwanderungswellen, eine 
mittelalterliche und eine neuzeit⸗ 
liche, die beide wieder aus einem ftädti- 
ſchen und einem bäuerlichen Zweige 
beſtehen. Die deutſche Oſtkoloniſation hat in 
Polen überhaupt erſt Städte im weſtlichen 
Sinne des Wortes geſchaffen, mit gehobener 
Nechtsſtellung und einem freien Bürgerſtande, 
Mittelpunkte des Gewerbes und Handels, 
der Kunſtpflege und der Wiſſenſchaft, wehr— 
hafte Stützpunkte der Landesverteidigung. 
Seit 1230 entſtanden Thorn, Kulm, Dir- 
fhau, Poſen, Kaliſch, Krakau, Sandetz, San- 


domir, Lemberg, Warſchau, Lublin und viele 
andere. Neben ihnen gab es, namentlich in 
Weſtpreußen, Poſen und Galizien, eine Fülle 
deutſcher Kleinſtädte, um die fih die deut- 
ſchen bäuerlichen Gaue jener Zeit aufbauten. 
Sie entſtanden in der Hauptſache am Aus- 
gang des 13., im 14. und noch zu Beginn 
des 15. Jahrhunderts. Durch ſie wurde die 
höhere landwirtſchaftliche Technik der Deut- 
ſchen ins Land gebracht und das deutſche 
„Magdeburger“ Recht auch für die Dörfer. 

Dieſe erſten Einwanderer wurden im An— 
fang der Neuzeit entdeutſcht, die Städte jo- 
wohl wie die Dörfer. Deutſch geblieben ſind 
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aus jener Zeit nur die Bielitzer Sprad- 
inſel in Schleſien, die Ränder von Poſen 
und Weſtpreußen, die ſchon zum geſchloſſenen 
deutſchen Sprachgebiet gehören, und Reſte des 
Deutſchtums in einzelnen größeren Städten. 

Die neuzeitliche deutſche Einwanderung 
nahm in der Mitte des 16. Jahrhunderts 
ihren Ausgang im Danziger Werder. 
Hier hatten ſich in der Arbarmachung von 
Sumpfgebieten erfahrene Holländer nieder— 
gelaſſen, fie breiteten fih ſchnell weichſelauf— 
wärts aus. Bereits um 1600 erreichten ſie 
das Gebiet von Kongreßpolen, auch im 
Netzegebiet koloniſierten fie. Dabei beteilig- 
ten ſich Deutſche aus Weſtpreußen, fie er- 
füllten auch das Lipnoer Land zwiſchen der 
Weichſel und der Grenze Oſtpreußen mit 
kleinen Streuſiedlungen. Zwiſchen Weichſel 
und Warthe, über Poſen nach Mittelpolen 
ausgreifend, ſchloſſen ſich Niederdeutſche aus 
Pommern und Brandenburg an, ſüdlich der 
Warthe Schleſier. Alle dieſe Siedlungen 
waren evangeliſch, kleine Anlagen privater 
Grundherren, ohne Zutun des Staates ent— 
ſtanden, auf meiſt ſchlechten Böden angeſetzt, 
die polniſche Siedler nicht urbar machen 
konnten, oder im Sumpfgebiet. Dieſe deut- 
ſchen Siedlungen waren ſchon ſehr weit ge— 
diehen, als Polen geteilt wurde. 


Nach den Teilungen legte Preußen 
in Weſtpreußen, im Netzediſtrikt und in 
Mittelpolen, Sfterreih in Galizien größere 
Siedlungen von regelmäßiger Form an, deren 
Bewohner vornehmlich aus Weſtdeutſchland, 
aus der Pfalz, Lothringen, Württemberg 
kamen. In Galizien waren darunter auch 
Katholiken. Das Deutſchtum Polens 
bat aber durch diefe Koloniſa— 
tion zahlenmäßig nur eine ge- 
ringe Vermehrung erfahren. Nach 
1815 fiel nur mehr die private Siedlungs- 
tätigkeit ins Gewicht. Nach Oſtgalizien 
kamen deutſchböhmiſche Siedler aus dem 
Egerlande und dem Böhmerwald. In Kon- 
greßpolen vermehrten fih die alten Sprach— 
inſeln durch Tochterſiedlungen. Nach 1860 
wurden von hier aus die Wälder und 
Sümpfe Wolhyniens erſchloſſen. Ein glei— 
ches geſchah nach 1870 im Cholmerland, der 
ſüdweſtlichen Ecke von Kongreßpolen. 

Auch die neuzeitlichen deutſchen Stadt— 
gründungen in Polen reichen weit zurück, 
ſie ſetzen ſchon im 16. Jahrhundert ein 
(Liſſa). Im 17. Jahrhundert entſtanden im 
Poſener Lande zahlreiche Tuchmacherſtädte, 
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die Siedler kamen vorwiegend aus Schleſien. 
Schon vor den Teilungen griff diefe Ve- 
wegung nach Galizien und Mittelpolen über. 
Nach 1815 verſtärkte ſich dieſe Entwicklung 
in Kongreßpolen und führte zur Entſtehung 
der großen, deutſchen Tuchmacherſtädte 
Lodz, Pabjanitz, Zgierz, Tomaſchow 
uſw. In Poſen und Weſtpreußen, ebenſo in 
Oberſchleſien, erhielten ſeit dem Anfall an 
Preußen die Städte ſtarken Zuzug. 

Das Heimatreht der heute in Polen 
lebenden Deutſchen ſteht demnach außer 
Zweifel. Auch die Einwanderer aus ſpäteren 
Jahrhunderten kamen nicht als Eindring— 
linge ins Land, ſondern wurden gerufen, um 
durch ihren Fleiß und ihre zähe Arbeit das 
wirtſchaftliche und kulturelle Niveau des 
Landes zu heben. 

+ 


Als der gegenwärtige polniſche Staat ent- 
ſtand, waren plötzlich Deutſche aufeinander 
angewieſen, die eine völlig verſchiedene Ent— 
wicklung hinter ſich hatten. Es hatte nicht 
ausbleiben können, daß die Deutſchen, die 
früher in Preußen-Deutſchland gelebt hatten, 
andere Anſchauungen von Volk und Staat 
hatten als die Deutſchen aus der ehemaligen 
öſterreichiſch-ungariſchen Doppelmonarchie 
oder jene aus dem Lande des Zaren. In 
den äußeren Amſtänden lag ſelbſtverſtändlich 
auch eine verſchiedenartige wirt— 
ſchaftliche und ſoziale Struktur 
begründet. Der größte Anterſchied aber war 
zweifellos der, daß die Deutſchen, für die 
ſich bis dahin als Bürger des Deutſchen 
Reiches Volkstum und Staatsangehörigkeit 
gedeckt hatten, eine geiſtige Amſtellung vor- 
nehmen mußten, während das Deutſchtum 
der anderen Teilgebiete Polens bereits dar— 
an gewöhnt war, ſtaatliche und völkiſche Auf— 
gaben und Pflichten zu unterſcheiden. So iſt 
es verſtändlich, daß die Deutſchen der ver— 
ſchiedenen Teilgebiete Polens nicht ſofort, 
ſondern erſt im Laufe der Zeit zueinander 
fanden, wobei dieſer Prozeß durch die libe— 
rale Denkweiſe der Nachkriegszeit durchaus 
nicht erleichtert wurde. Erf die national- 
ſozialiſtiſche Weltanſchauung hat die einheit— 
liche Ausrichtung und völkiſche Zielſetzung 
im weſentlichen Wirklichkeit werden laſſen, 
ſo daß man heute von einer deut⸗ 
ſchen Volksgruppe in Polen 
ſprechen kann. 

Poſen und Pommerellen werden in ihrer 
Struktur überwiegend vom landwirtſchaft⸗— 


lichen Großgrundbeſitz und vom 
Handwerkertum beſtimmt, Oftoberfchle- 
fien hat eine ausgeſprochene Ind uſtrie⸗ 
bevölkerung, Mittelpolens Deutſchtum 
wird von Induſtrie und Gewerbe beſtimmt, 
und in Oſtpolen prägt ein kinderreiches 
Koloniſtentum dem Deutſchtum feinen 
Stempel auf. 

Das Deutſchtum in Polen hat keine 
einheitliche Organiſation. In 
Poſen und Pommerellen iſt die Deutſche 
Vereinigung (Vorſitzender: Dr. Hans 
Kohnert mit dem Sitz in Bromberg) die 
Trägerin der allgemein völkiſch⸗kulturellen 
Arbeit des zahlenmäßig größeren Teils des 
Deutſchtums, in Oſtoberſchleſien bildet der 
Deutſche Volksbund (DBorfisender: 
Dr. h. c. Otto Uli in Kattowitz) und in 
Mittelpolen der Deutſche Volksver— 
band (Vorſitzender: Ludwig Wolff mit 
dem Sitz in Lodz) die entſprechende Organi- 
ſation. Lediglich die Jungdeutſche 
Partei für Polen, die ſeit 1921 in 
ihren 17 Leitſätzen für den Nationaljozialis- 
mus eintritt, erſtreckt ſich über das geſamte 
Staatsgebiet der Republik Polen und umfaßt 
auch Wolhynien, deſſen Deutſchtum bis zur 
Gründung jungdeutſcher Ortsgruppen nur 
kirchlich organifiert war. Der Sitz des Haupt- 
vorjtandes der Jungdeutſchen Partei ift Bie- 
litz in der jahrhundertealten deutſchen Sprach— 
inſel; an ihrer Spitze ſteht ſeit nunmehr 
faſt zwei Jahrzehnten Ingenieur Rudolf 
Wiesner. 

Wirtſchaftlich iſt das Deutſchtum ebenfalls 
nicht einheitlich organiſiert. Es beſtehen die 
„Weſtpolniſche Landwirtſchaftliche Gefell- 
ſchaft“ im Poſenſchen und der „Landbund 
Weichſelgau“ in Pommerellen. Daneben be- 
ſteht in beiden Wojewodſchaften der „Verein 
Deutſcher Bauern“, der im weſentlichen die 
Mitglieder und Anhänger der Jungdeutſchen 
Partei umfaßt. Das ſtädtiſche Deutſchtum 
iſt in Pommerellen im „Wirtſchaftsverband 
Städtiſcher Berufe“ mit dem Sitz in Brom- 
berg und in der Wojewodſchaft Poſen im 
„Verband für Handel und Gewerbe“ loſe zu— 
ſammengefaßt. Das wirtſchaftliche Rückgrat 
der Volksgruppe bilden die Genoſſenſchaf— 
ten, die in zwei deutſchen Reviſionsverbän⸗ 
den zuſammengefaßt find, in Poſen im „Ver⸗ 
band deutſcher Genoſſenſchaften“, in Pomme- 
rellen im „Verband Ländlicher Genoſſen— 
ſchaften“ mit dem Sitz in Graudenz. Gegen 


die deutſchen Genoſſenſchaften, zumal die 
Molkereien, geht zurzeit der volle Angriff 
des Polentums, dem gerade in den letzten 
Monaten mehrere zum Opfer gefallen find. 

Die hauptſächlichſten Preſſeorgane der 
Volksgruppe ſind: Die „Deutſche 
Rundſchau in Polen“ (Bromberg), das 
„Poſener Tageblatt“, die „Katto— 
witzer Zeitung“, der „Oberſchleſi⸗ 
ſche Kurier“ (Königshütte), die „Freie 
Preſſe“ (Lodz), die „Neue Lodzer 
Zeitung“ und die Zeitung der Jungdeut— 
ſchen Partei: „Deutſche Nachrichten“ 
(Kattowitz) mit dem Kopfblatt „Der Auf⸗ 
bruch“. Daneben erſchien bis vor wenigen 
Tagen eine Wochenſchrift des Deutſchen 
Volksverbandes „Der Deutſche Weg“, die 
infolge unaufhörlicher polniſcher Schikanen 
ihr Erſcheinen einſtellen mußte. In Kattowitz 
wird weiterhin die Monatsſchrift des Deut- 
ſchen Kulturbundes „Der Kulturwart“ 
herausgegeben, außerdem erſcheint dort die 
Monatsſchrift „Deutſche Blätter in 
Polen“ (Herausgeber Bibliothekar Viktor 
Kauder). Die Hiſtoriſche Geſellſchaft in Poſen 
gibt die „Wiſſenſchaftliche Zeit- 
ſchrift“ heraus. 

+ 

Die auf Anterdrückung des Deutſchtums ab- 
zielende Haltung Polens iſt vom erſten Tage 
an unabhängig geweſen von der Gruppierung 
der politiſchen Kräfte in Polen. Die Deut- 
ſchen haben immer zu leiden gehabt, zur Zeit 
der Herrſchaft der heutigen Oppoſition bis 
zu Pilſudſkis Staatsſtreich im Jahre 1926 
ebenſo wie in der Zeit, ſeit die Anhänger 
Marſchall Pilſudſkis am Ruder ſind. Die 
Polen haben mit einer Zielbewußtheit ohne- 
gleichen vom Jahre 1920 an jede Verſteifung 
der deutſch-polniſchen Beziehungen benutzt, 
um die Rechte des Deutſchtums in ihren 
Grenzen anzutaſten. Gleichgültig, wer im 
Deutſchen Reiche vor 1933 regierte — jede 
Polen unſympathiſche Auslaſſung deutſcher 
Politiker hielt als Vorwand für Ent⸗ 
ziehungen von Konzeſſionen oder ähnliche 
Maßnahmen her. Andererſeits aber hat eine 
Entſpannung des deutſch-polniſchen Verhält⸗ 
niſſes niemals, auch nur im geringſten, den 
Druck gemildert. 

An dieſer Lage hatte ſich, wie in dieſem Heft 
bereits mehrfach dargelegt wurde, auch durch 
den deutſch-polniſchen Nichtangriffsvertrag 
vom Jahre 1934 grundſätzlich nichts geändert. 
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Vorübergehend wurde dem Deutſchtum eine 
größere Vereins- und Verſammlungsfreiheit 
gewährt. Dieſe Maßnahmen der polniſchen 
Behörden gingen jedoch nicht auf ein plötz— 
liches Verſtändnis für die Lebensnotwendig— 
keiten der Volksgruppe zurück und wollten auch 
der deutſchen Volksgruppe keine Erleichterung 
verſchaffen. Man glaubte polniſcherſeits viel- 
mehr, durch Duldung der weltanſchaulichen 
Auseinanderſetzungen innerhalb der Volks— 
gruppe, die vom Frühjahr 1934 an in ernſter 


und ſogar vielfach leidenſchaftlicher Form 
ausgetragen wurden, das Deutſchtum zu 


ſchwächen und die Bildung einer gemeinſamen 
deutſchen Abwehrfront verhindern zu können. 
Dieſe polniſchen Aberlegungen haben ſich als 
verfehlt erwieſen. Grundſätzlich iſt das 
Deutſchtum aus den weltanſchaulichen Aus- 
einanderſetzungen ſeeliſch gekräftigt und mit 
klarer völkiſcher Zielſetzung hervorgegangen. 

Das Deutſchtum aller Teilgebiete hat vom 
erſten Tage des Beſtehens der polniſchen 
Republik an feine ſtaatsbürgerlichen Pflich— 
ten erfüllt und ſich nach Kräften um ein 
erträgliches Zuſammenleben mit den Polen 
bemüht. Trotzdem aber hat man von polni— 
ſcher Seite immer wieder die Loyalität 
der Volksdeutſchen angezweifelt. Staat und 
öffentliche Meinung in Polen haben, ob— 
wohl die Polen ſelbſt in den Jahrzehnten 
des Mangels einer eigenen Staatlichkeit zäh 
an ihrem Volkstum feſthielten, den entſchiede— 
nen Willen des Deutſchtums zur Bewahrung 
ſeines Volkstums, ſeiner Sprache und ſeiner 
Kultur als illoyale Betätigung angeſehen. 
Aus der bevorzugten Behandlung, die man 
einer bedeutungsloſen Splittergruppe deut— 
ſcher geiſtiger Emigranten polniſcherſeits 
angedeihen läßt, kann klar erſehen werden, 
daß man in Polen als loyale Bürger aus 
den Reihen eines fremden Volkstums ledig— 
lich die Menſchen anzuſehen gewillt iſt, die 
ſich dem Aſſimilierungsprozeß nicht entgegen— 
ſtemmen und ſchließlich beſtenfalls als 
deutſchſprechende Polen bezeichnet werden 


können. Da aber das Deutſchtum in Polen, 
ob es ſich nun um den Pommereller oder den 
Wolhynier handelte, bewußt und unerſchüt— 
terlich zu ſeinem Volkstum ſtand, hat Polen 
die Deutſchen als Bürger zweiter Klaſſe be— 
handelt, bis durch die Entwicklung der letzten 
Monate Polen für das Deutſchtum in ſeinen 
Grenzen zu einer Hölle wurde. 


Die Seelenzahl der Deutſchen in den ein— 
zelnen Teilgebieten Polens hat durch die aus 
wirtſchaftlicher Not im Laufe des letzten Jah- 
res erfolgte Abwanderung und vor 
allem durch die in den vergangenen Wochen 
infolge der Anſicherheit für Leben und Eigen— 
tum erzwungene Flucht vieler Volks— 
deutſcher nach Danzig, dem Reich und 
Oſtpreußen eine erneute Verringerung er— 
fahren, deren Amfang heute noch nicht genau 
feſtzuſtellen iſt. Man wird aber wohl nicht 
ſehlgehen in der Annahme, daß der Verluſt 
der deutſchen Volksgruppe in Polen in den 
letzten achtzehn Monaten etwa 80 000 Seelen 
beträgt. 


Damit dürfte die Zahl der Deutſchen in 
Polen heute nur noch wenig mehr als 
1100 000 betragen. Sie betrug um die Jah— 
reswende 1937/38, wie die von den deutſchen 
Organiſationen in Polen in mühevoller 
Kleinarbeit durchgeführten Erhebungen er— 
geben haben, rund 1 200 000 Seelen. (Die 
polniſche Statiſtik hat immer nur 760 000 
Deutſche zugeben wollen.) Die Verteilung 
auf die einzelnen Siedlungsgebiete iſt derart 
geweſen, daß für Weſtpreußen und Poſen 
330 000, für Oſtoberſchleſien 360 000, für 
Mittelpolen mit Lodz 350 000, für Galizien 
65 000 und für Wolhynien und das Cholmer 
Land 60 000 feſtgeſtellt wurden. Der vermut— 
liche Verluſt von rund 80 000 Seelen in den 
letzten anderthalb Jahren betrifft nicht nur 
die Weſtwojewodſchaften, ſondern alle Sied— 
lungsgebiete, wenn auch der Prozentſatz der 
aus Weſtpreußen, Poſen und Oſtoberſchleſien 
Verdrängten höher iſt. G. Hübschmann. 


Alt Winkelkausen 


beliebt und bekannt 


als Marke der Kenner 


im Danziger Land 
DANZIGER SPIRITUS-VERWERTUNG UND WEINBRENNEREI 
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Danis belis Margarine 
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DANZIG 


ERZEUENISSE 


HABEN SEIT JAHRZEHNTEN WELTRUF ! 
VERLANGEN SIE STETS AUSDRÜCKLICH 
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Vertreter: Gerhard Neckritz, Danzig, Am Winterplatz 14, Telefon Nr. 21236 


Danziger 
Wirtſchaftszeitung 


Informationsorgan für alle Gebiete der oft- 
europäiſchen Wirtſchaft mit den ftändigen 
Beilagen: „Die Fachgruppe“ und „Danziger 
Juriſtenzeitung“. Erſcheint halbmonatlich. 


Aherausgeber: Induſtrie- und Handelskammer zu Danzig 
Derlag: „Der Danziger Dorpoſten“ G. m. b. A., Danzig 


J 
Schultz & Co. 


Danzig, Dominikswall 11, Telefon 23935, 23929 


Rauch- und "Pelzwaren 


en grod 
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Danzigs Spezialgeschäfte 


Eugen Wegner 


UHREN GOLDWAREN 
Gr. Wolfwebergasse 22123, Adolf-Hitler-Str. 71 


August Momber & in b. K. 


Teppiche — Gardinen — Möbelstoffe 
Langgasse Nr. 20-21 Fil. Kohlengasse 


Serbe, 


PORZELLAN Zeughauspassage 


Danzigs Gaststätten 
und Motels 


MARTIN LAUTENBACHER 
JopengasseNr.3 Telefon Nr. 28064 
VORNEHME WEINGASTSTÄTTE 


von internationalem Ruf 


Hotel Danziger Hof 
das führende Danziger Hotel 


Gaststätte 


AYCKE 


Hundegasse 11 
Die Danziger Gaststätte 


Koma, Schokoladen - Pralinen - Kakao 


Alt-Danziger Spezialitäten 


Die echten Danziger 


„LACHS“-LIKÖRE 


seit anno 1598 unerreicht! 


Fabrik Danziger Liköre 
u. Weingroßhandel 


Danziger WW 
Zigarren us 
Zigaretten 
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